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Dienstleistungen für ein zusammenwachsendes Europa 
Die Bundesagentur für Arbeit unterstützt die Mobilität am europäischen Ar-
beitsmarkt durch Informations-, Beratungs- und Vermittlungsdienstleistungen. 
 
Wer eine Beschäftigung auf dem deutschen Arbeitmarkt sucht, kann schon von 
seinem Schreibtisch aus auf die Suche nach Informationen und Stellenangebo-
ten gehen. Die Bundesagentur für Arbeit betreibt unter www.arbeitsagentur.de 
eine neue Stellenbörse, die aktuelle Stellenangebote enthält. Dieses Portal bie-
tet darüber hinaus eine Fülle grundlegender Informationen zum Arbeitsmarkt in 
Deutschland. Zusätzlich zu den Selbstinformationssystemen im Internet stellt 
die Bundesagentur für Arbeit auch Printmedien - wie diese Broschüre- bereit. 
 
Wer spezielle Fragen rund um das Thema "Leben und Arbeiten in Deutschland" 
hat oder weitere Informationen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in 
Deutschland benötigt, kann sich auch direkt an die Europa- und Auslands-Hot-
line der Bundesagentur für Arbeit wenden. Die Hotline ist über das deutsche 
Festnetz unter der Telefonnummer +49 (0)180 - 52 22 02 3 (12 Cent / Minute) 
zu erreichen. Das Hotline-Team beantwortet Fragen, versendet Informationsma-
terial oder vermittelt für eine weitergehende Beratung den Kontakt zu einem 
persönlichen Ansprechpartner im Europaservice. 
 
Der Europaservice der Bundesagentur für Arbeit ist ein Netzwerk von 15 regio-
nalen Zentren, in dem 150 Fachkräfte arbeiten. Ergänzt wird das Netzwerk durch 
die Aktivitäten der EURES-Berater in den Grenzregionen, die in den Agenturen 
für Arbeit für grenzüberschreitende Vermittlungsaktivitäten und Beratung ver-
antwortlich sind. Zusätzlich stehen in allen anderen Agenturen für Arbeit  Eu-
ropa-Assistenten als erste Ansprechpartner für Fragen rund um die europäi-
schen Arbeits- und Ausbildungsmärkte zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
Rechtlicher Hinweis 
"Leben und Arbeiten in Deutschland" stellt Informationen für EU-Bürger und 
Bürger des EWR zusammen, die einen Arbeitsaufenthalt in Deutschland planen. 
Obwohl wir aufmerksam auf die Korrektheit der Informationen achten, können 
wir keine Gewähr für Richtigkeit, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit überneh-
men. Der Inhalt dieser Publikation kann ohne Vorankündigung geändert wer-
den. Im Zweifelsfall wenden Sie sich bitte an die oben angegebene Hotline. Wir 
übernehmen weiterhin keine Haftung für den Inhalt und die angebotenen Leis-
tungen auf den angeführten Internetseiten. 
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1 Einleitung 

Von Estland im Nordosten bis Zy-
pern im Südosten reicht die neue 
Europäische Union, in der nun rund 
450 Millionen EU-Bürger leben. Die 
Europäische Union ist damit der 
größte Ausbildungs- und Arbeits-
markt der Welt. Ein Europa ohne 
Grenzen - diese Vision wird nach 
und nach Realität. 
 
Das Recht, als EU-Bürger überall in 
der erweiterten Union arbeiten zu 
können, ist allerdings für eine kurze 
Übergangszeit noch eingeschränkt. 
Volle Freizügigkeit ist bislang nur 
für Arbeitnehmer der "alten Union" 
und für diese auch nur innerhalb 
der 15 "alten" EU-Staaten garan-
tiert. 
 
In der erweiterten Union wird 
dieses Grundprinzip in den 
nächsten Jahren schrittweise 
umgesetzt. Die Beitrittsverträge der 
EU mit den neuen Mitgliedsländern 
sehen nämlich vor, dass die 
Freizügigkeit für Arbeitssuchende 
aus diesen Ländern durch 
Übergangsregelungen 
eingeschränkt werden kann. 

 
Deutschland macht von dieser 
Möglichkeit Gebrauch und hat zu-
nächst einmal für zwei Jahre die 
Freizügigkeit eingeschränkt. Die 
Ausübung einer Beschäftigung in 
Deutschland wird für Arbeitnehmer 
aus den Beitrittsländern (ausge-
nommen sind Malta und Zypern) 
also auch weiterhin von einer Ar-
beitsgenehmigung abhängig ge-
macht, die vor Aufnahme der Be-
schäftigung einzuholen ist. Spätes-
tens in sieben Jahren wird die Frei-

zügigkeit aber für alle EU-Bürger 
Realität werden. Beschränkungen 
beim Zugang zu den Arbeitsmärk-
ten sind dann nicht mehr zulässig. 
 
Was Freizügigkeit auf dem europäi-
schen Arbeitsmarkt für den Einzel-
nen bedeuten kann, ist schon 
heute in vielen Grenzregionen der 
alten Union zu besichtigen: Wenn's 
in der Nachbarregion wirtschaftlich 
besser läuft und bestimmte Fach-
kräfte besonders gefragt sind, kann 
der Job beim europäischen Nach-
barn zur attraktiven Alternative 
werden, mit der sich Arbeitslosig-
keit vermeiden oder beenden lässt. 
 
Mobilität am europäischen Ar-
beitsmarkt findet aber nicht nur in 
den Grenzregionen statt. Auf den 
Arbeitsmärkten einzelner Mitglied-
staaten entstehen in bestimmten 
Branchen, Regionen oder Berufs-
gruppen immer wieder Engpässe 
bei der Verfügbarkeit von gut quali-
fizierten Fach- und Führungskräf-
ten. 
 
Wer den Schritt ins europäische 
Ausland wagt, hat außer einem 
neuen Job eine erstklassige Gele-
genheit, Land und Leute aus der 
Nähe kennen zu lernen und eine 
Fülle neuer Erfahrungen zu sam-
meln. Der Einstieg in die neue Le-
bens- und Arbeitsumgebung erfor-
dert zwar einiges an Anpassungs-
bereitschaft und ist beileibe nicht 
immer einfach, doch letztlich ist es 
der enorme Zuwachs an Flexibilität 
und Lebenserfahrung, der das Le-
ben und Arbeiten im Ausland so in-
teressant macht. 
 
Aber auch beruflich kann der Aus-
landsaufenthalt zu einem Meilen-
stein werden, denn wer neben der 
beruflichen Fachkompetenz die Fä-
higkeit entwickelt, über Sprach- 
und Kulturgrenzen hinweg mit an-
deren Menschen zusammenzuar-
beiten, verfügt über eine Schüssel-
qualifikation, die aus der Arbeits-
welt im zusammenwachsenden Eu-
ropa nicht mehr wegzudenken ist. 
 
Diese Broschüre bietet für alle, die 
einen Arbeits- oder Ausbildungs-
aufenthalt in Deutschland planen, 
einen ersten Einblick in die (noch) 
fremde Lebens- und Arbeitswelt. 
Mit praktischen Tipps und Informa-
tionen wollen wir Sie bei der Vorbe-
reitung unterstützen. 
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Hier erfahren Sie mehr über Land und 
Leute, über Geschichte und Kultur sowie 
über Wirtschaft und Politik:  
www.deutschland.de 
www.tatsachen-ueber-deutschland.de <<

"Wir können alles. Außer Hochdeutsch“ 
sagt man in Baden-Württemberg. 
Selbstbewusst und humorvoll 
präsentiert sich das „Ländle“, in dem 
vier Mundarten gesprochen werden. << 

2 Ein wenig Landeskunde … 

Die Bundesrepublik Deutschland 
liegt im Herzen Europas und ver-
bindet West und Ost, Nord und 
Süd. Das bevölkerungsreichste 
Land Europas ist seit der Vereini-
gung beider deutscher Staaten im 
Jahr 1990 von neun Nachbarstaa-
ten umgeben. 
  
Das Staatsgebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland umfasst 357.022 
Quadratkilometer. Die längste Aus-
dehnung von Norden nach Süden 
beträgt in der Luftlinie 876 Kilome-
ter, von Westen nach Osten 640 
Kilometer. Rund 82,6 Millionen 
Menschen leben in Deutschland, 
das geprägt ist von kultureller Viel-
falt und regionalen Besonderhei-
ten, reizvollen Städten und Land-
schaften. 
 
In Deutschland ist das Wirtschafts-
leben international ausgerichtet 
wie in kaum einem anderen großen 
Industrieland. Die Unternehmen 
verdienen fast jeden dritten Euro im 
Export, fast jeder vierte Arbeitsplatz 
hängt vom Außenhandel ab. 
Deutschland nimmt mit seiner wirt-
schaftlichen Gesamtleistung als 
drittstärkste Volkswirtschaft inter-
national eine führende Position ein. 
 
Wie in anderen Ländern hat sich 
auch in Deutschland in den vergan-
genen Jahren die Bedeutung der 
Wirtschaftssektoren verschoben. 
Das Gewicht des Dienstleistungs-
sektors erhöhte sich erheblich und 
hat mittlerweile nahezu die Rolle 
der Industrie erreicht. Eine interna-
tionale Spitzenposition nimmt die 
deutsche Informations- und Bio-
technologie ein, ferner die Techno-
logien zur Nutzung erneuerbarer 
Energien und die Umweltschutz-
technik. Eine deutsche Besonder-
heit ist das Handwerk, das auch in 
Zukunft traditionelles Herzstück 
des Wirtschaftslebens in Deutsch-
land bleiben wird. 
 
Die deutsche Wirtschaft hat im Jahr 
2003 stagniert. Die Betriebe kom-
men bei anhaltendem technischen 
Fortschritt mit immer weniger Per-
sonal aus. Rund 38,7 Mill. Erwerbs-
tätige haben ihren Arbeitsort der-
zeit in Deutschland. Die Arbeitslo-
senquote (auf Basis aller zivilen 
Erwerbspersonen in nationaler 
Rechnung) hat sich auf zehn Pro-
zent erhöht.  

Im europäischen Vergleich liegt die 
deutsche Arbeitslosenquote im 
oberen Drittel. Nach Berechnungen 
für den Oktober 2003 belief sich 
die EU-standardisierte saisonberei-
nigte Erwerbslosenquote auf 9,3 
Prozent, im europäischen Durch-
schnitt (EU15) waren es acht Pro-
zent. Höhere Quoten weisen nur 
noch Frankreich und Spanien auf. 
 
Innerhalb Deutschlands 
sind die regionalen Unter-
schiede der Arbeitslosig-
keit beträchtlich. So ist 
die Arbeitslosenquote in 
Ostdeutschland mehr als 
doppelt so groß wie in West-
deutschland. Baden-Württemberg 
und Bayern weisen die niedrigsten 
Quoten auf, innerhalb West-
deutschlands Bremen die höchste. 
Im Osten hat Thüringen die 
kleinste, Sachsen-Anhalt die größte 
Quote. 

2.1 Baden-Württemberg 
Die Wirtschaft Baden-Württembergs 
ist gekennzeichnet durch einen flo-
rierenden Export und eine hohe Dy-
namik der Kernbranchen des Lan-
des. Dazu zählen neben dem Fahr-
zeugbau auch die Elektrotechnik, 
die Datenverarbeitung und die Me-
tallindustrie. Darüber hinaus ist der 
Tourismus ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor des Standortes Ba-
den-Württemberg. 
 
Seit 1995 entwickelten sich die 
Dienstleistungsbereiche Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung, Kre-
dit- und Versicherungsgewerbe so-
wie das Gesundheitswesen am dy-
namischsten. Die Nachrichten-
übermittlung profitierte von der Li-
beralisierung des Telekommunika-
tionsmarktes und das Kreditge-
werbe vom Börsenboom Ende der 
90er Jahre. Im Wachstum des Ge-
sundheitswesens dürfte 
sich die zunehmenden Al-
terung der Gesellschaft 
und deren Effekte auf die 
Nachfrage widerspiegeln. 
Im Wachstumsschatten 
standen dagegen die 
stark von den Staatsaus-
gaben und dem privaten Konsum 
abhängigen Wirtschaftsbereiche 
Baugewerbe, Gastgewerbe und die 
konsumnahen Industriezweige Er-
nährungs-, Bekleidungsgewerbe 
und Herstellung von Möbeln.  

http://www.deutschland.de/
http://www.tatsachen-ueber-deutschland.de/
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>>"Soafa, Soif, Soefm, Säffn, Seef"  dies 
alles bedeutet "Seife" und dies alles wird 
in Bayern gesprochen. Die Dialekte im 
größten Flächenland sind so 
unterschiedlich ausgeprägt, dass es 
nicht nur Norddeutschen schwer fällt, 
Bayern zu verstehen. 

Im Jahr 2003 hat die Südwestwirt-
schaft eine Wachstumspause ein-
gelegt. Das reale Bruttoinlandspro-
dukt, die Summe der in Baden-
Württemberg erbrachten wirt-
schaftlichen Leistungen, belief sich 
2003 auf 291,4 Mrd. Euro und 
konnte bei einem Minus von 0,1 
Prozent nicht ganz an das Vorjah-
resergebnis anschließen. Die Kon-
junkturschwäche hat 2003 nahezu 
alle Wirtschaftsbereiche Baden-
Württembergs erfasst. Fehlendes 
Wirtschaftswachstum und der Ab-
bau von sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsplätzen belasten den 
Arbeitsmarkt im Südwesten nach 
wie vor. Ende Januar 2004 waren 
bei den 24 Agenturen für Arbeit zwi-
schen Main und Bodensee 354.880 
Männer und Frauen arbeitslos ge-
meldet. Die Arbeitslosenquote ist 
damit auf 6,5 Prozent angestiegen. 

2.2 Bayern 
Bayern gehört zu den wirtschafts-
stärksten Regionen Europas. Vor 50 
Jahren noch stark landwirtschaftlich 
geprägt, hat sich der Freistaat zum 
„europäischen High-Tech-Mekka“ 
und zu einem Zentrum der New 
Economy sowie einem weltweit prä-
senten Wirtschaftspartner gewan-
delt. Bayerns Wirtschaft kann eine 
gute Mischung aus bekannten Glo-
bal Players, leistungsfähigen mit-
telständischen Unternehmen und 
Handwerksbetrieben, eine hohe 
Dichte ausländischer Unternehmen 
und einen starken Dienstleistungs-
sektor (Versicherungsplatz Nr. 1, 
Bankenplatz Nr. 2 in Deutschland) 
vorweisen. Der Maschinenbau ist 

der bedeutendste Arbeit-
geber der bayerischen In-
dustrie, aber auch die 
Herstellung von Kraftwa-
gen- und Kraftwagentei-
len, die Herstellung von 
Geräten der Elektrizitäts-
erzeugung und -verteilung 
so wie das Ernährungsge-
werbe stellen wichtige 

Branchen in Bayern dar. 
 
Bayern ist darüber hinaus auch füh-
render Medienstandort Deutsch-
lands. Allein im Großraum München 
sind mehr als 11.000 Medienunter-
nehmen mit rund 127.000 Mitarbei-
tern ansässig. München ist nach 
New York die bedeutendste Buch-
verlagsstadt der Welt. Hinzu kom-
men rund 90 Zeitungsverlage. Auch 
als Film-, Fernseh- und Radiostand-
ort nimmt Bayern mit Abstand den 
Spitzenplatz in Deutschland ein. 
Mit der Bavaria Film in Geiselgas-

teig, dem Bayerischen Fernsehen, 
Pro7, Kabel1, Premiere World, RTL2, 
9live, DSF, MTV, N24, Disney Chan-
nel, Home Shopping Europe und 
Universal zeichnet eine einzigartige 
Dichte an TV-Sendern den Medien-
standort Bayern aus. 
 
Das Jahr 2003 war durch eine 
schwache gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung gekennzeichnet. Nur 
der Export, vor allem in der Auto-
mobilindustrie, dem Maschinenbau 
und der Elektrotechnik, ließ den 
Konjunkturmotor mit leicht erhöhter 
Drehzahl laufen. Die anhaltende 
wirtschaftliche Flaute lähmte auch 
den bayerischen Arbeitsmarkt. Das 
Jahr 2004 begann mit der Hypothek 
einer relativ hohen Arbeitslosigkeit. 
Die Zahl der Arbeitslosen ist im Ja-
nuar 2004 auf 513.427 Menschen 
gestiegen. Damit erhöhte sich die 
Arbeitslosenquote auf 7,9 Prozent. 

2.3 Berlin - Brandenburg 
Die Region Berlin-Brandenburg 
kann in eine Metropolregion und 
einen äußeren Entwicklungsraum 
gegliedert werden. Die Metropolre-
gion wird aus Berlin und den Teilen 
der Brandenburger Landkreise ge-
bildet, die am stärksten strukturell 
mit Berlin verflochten sind. Sie ver-
fügt mit Berlin im Zentrum über ein 
dichtes Netz von Forschungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen, eine 
moderne Verkehrs- und Kommuni-
kationsinfrastruktur sowie die Nähe 
zu den osteuropäischen Märkten. 
 
Die Wirtschaft in der Region Berlin-
Brandenburg ist geprägt vom 
Dienstleistungssektor. In der Me-
dien- und Kommunikationswirt-
schaft waren 2000 rund 10.000 Un-
ternehmen mit 115.000 Beschäftig-
ten tätig. Vier der 50 größten deut-
schen Fachverlage und neun der 20 
größten deutschen Werbeagentu-
ren haben ihren Hauptsitz in Berlin. 
 
Außerdem entwickelt sich Berlin 
seit 2000 zur deutschen Musikmet-
ropole. Der Umsatzanteil der Berli-
ner Musikunternehmen am deut-
schen Markt beträgt rund 60 Pro-
zent. In der Film- und Fernsehbran-
che sind 900 Unternehmen mit 
9.800 Erwerbstätigen als Produzen-
ten, Kopierwerke und Produktions-
studios aktiv. Bei überregional ori-
entierten Dienstleistungen präsen-
tiert sich Berlin – gemessen an den 
Beschäftigtenzahlen – mit hohen 
jährlichen Wachstumsraten im Be-
reich Messe & Kongresse, Werbung 
und Hotelgewerbe. 
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Liegt es am Reichtum der Stadt oder am 
berüchtigten Schmuddelwetter in 
Hamburg? Kaum eine andere deutsche 
Stadt verwöhnt ihre Bewohner mit so 
vielen guten Kinos, Restaurants, 
Musicals, Museen und Theatern. Luxus, 
der seinen Preis hat: Wer in Hamburg 
wohnt, muss tiefer als anderswo in die 
Tasche greifen. << 

Mit über 3.000 Seen, 700 Quadrat-
kilometern Wasserflächen und 
33.000 Kilometern Wasserläufen ist 
Brandenburg das wasserreichste 
Bundesland Deutschlands. Ein Drit-
tel der Landesfläche Brandenburgs 
ist als Naturschutzgebiet, Natur-
park, Nationalpark oder Biosphä-
renreservat deklariert. Die touristi-
schen Attraktionen des Landes 
Brandenburg sind Wasser- und Fa-
milientourismus, Radfahren und 
Kulturreisen, Geschäfts- und Ta-
gungsreisen sowie Camping. 
 
Die Konjunkturschwäche machte 
sich 2003 in allen Sektoren der 
Berliner Wirtschaft bemerkbar. Die 
Folgen waren ein massiver Abbau 
von Arbeitsplätzen verbunden mit 
einem deutlichen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit in beiden Ländern. In 
der Region Berlin-Brandenburg 
stieg die Arbeitslosenquote auf 
18,4 Prozent.  

2.4 Bremen 
Die Freie Hansestadt Bremen ist ein 
Bundesland, das aus den beiden 
Großstädten Bremen und Bremer-
haven gebildet wird. Beide Städte 
bilden geographisch keine Einheit, 
sondern liegen 60 Kilometer von-
einander entfernt. Der Hafen erwirt-
schaftet ein Drittel des Bremer So-
zialproduktes. Fast jeder dritte der 
über 300.000 bremischen Arbeits-
plätze hängt direkt oder indirekt 
vom Hafengeschehen ab.  
 
Hinsichtlich seiner Dimension und 
seiner Leistungsfähigkeit zählt der 
Container-Terminal Bremerhaven zu 
den weltweit größten Umschlags-
anlagen seiner Art - mit Rang 8 im 
exklusiven Club der Container-Mil-
lionäre, jenem erlesenen Kreis der 
Spitzenhäfen, die pro Jahr mehr als 
eine Million Container bewegen. 
 
Mit dem Hafenbetrieb eng verbun-
den ist ein Netz von Nahrungs- und 
Genussmittelherstellern, das Ar-
beitsplätze für zirka 13.000 Be-
schäftigte bietet. 
 
Die Konjunkturschwäche des Jahres 
2003 beeinträchtigte die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt in Bremen. Die  
Arbeitslosenquote im kleinsten 
Bundesland stieg daher auf 13,2 
Prozent an. 

2.5  Hamburg 
Zur Metropolregion Hamburg zäh-
len die Hansestadt Hamburg sowie 
14 Gebietsteile im Umland. In die-

sem Gebiet leben rund vier Millio-
nen Menschen. 
 
Hamburg ist ein Zentrum der deut-
schen Medienwirtschaft. Annä-
hernd 9.000 Firmen mit einem Um-
satz von zusammen 25 Milliarden 
Euro gehören in Hamburg nach ei-
ner Untersuchung der Handels-
kammer zu diesem Wirtschaftsbe-
reich. Darunter sind 5.300 Firmen 
der Werbewirtschaft, 1.700 Firmen 
im Druck- und Verlagswesen, 1.000 
Firmen der Filmwirtschaft, 650 mu-
sikwirtschaftliche Firmen, 180 kul-
turwirtschaftliche Firmen, 80 Firmen 
in der Sparte Funk und Fernsehen 
und 50 Firmen im Bereich Tele-
kommunikation. 
 
In der Hafen-City, die derzeit im 
Zentrum der Stadtentwicklung 
steht, siedelt sich eine Vielzahl 
neuer Unternehmen an. Die SAP-
Geschäftsstelle betreibt hier ein 
Büro- und Schulungszentrum mit 
einer Bruttogeschossfläche von 
12.500 Quadratmetern. Weitere Un-
ternehmen aus der Medien- und 
Kommunikationsbranche, der IT-
Branche und anderer Technologie-
branche werden hinzukommen. Der 
Hafen wird weiter ausgebaut und 
technisiert. Auch der Be-
reich der Life Sciences, 
der Lebenswissenschaf-
ten, soll ausgeweitet 
werden. Er umfasst neben 
der Medizintechnik auch 
Bereiche wie Biotechnolo-
gie, Bioinformatik und 
Biomedizin. Die Luft- und 
Raumfahrtindustrie ist 
nicht zuletzt dank Airbus 
Deutschland ein beschäf-
tigungssichernder und -fördernder 
Zweig, in dem für Hamburg Poten-
ziale stecken. Die Lufthansa-Tech-
nik AG zeigt sich als erfolgreiches 
und wettbewerbsstarkes Unter-
nehmen; insbesondere die Zulie-
ferindustrie schafft hier Beschäfti-
gung. 
 
Das Bruttoinlandsprodukt, das 
heißt  die Summe der im Lande er-
zeugten Güter und Dienstleistun-
gen, ist im Jahr 2003 in Hamburg 
geringer ausgefallen als im Jahr zu-
vor. Der Rückgang des realen Brut-
toinlandsprodukts geht in Hamburg 
einher mit einem Verlust an Ar-
beitsplätzen. Die Zahl der Erwerbs-
tätigen ist 2003 ebenfalls um 1,1 
Prozent gesunken. 
 
Der Beschäftigungsabbau hat sich 
fortgesetzt und führte zu einem 
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>> Nach der Arbeit in der Kneipe oder bei 
schönem Wetter in einem der vielen 
Schankgärten zu sitzen und zu "babbeln" 
(das ist das hessische Wort für "reden"), 
das ist das größte Freizeitvergnügen der 
Frankfurter. Man kann hier schnell in 
Kontakt kommen. Was die Unterhaltung 
jedoch etwas schwer machen könnte, ist 
der Frankfurter Dialekt, der selbst für 
deutsche Muttersprachler aus anderen 
Regionen äußerst gewöhnungsbedürftig 
ist. Die Einheimischen bemühen sich 
zwar mit auswärtigen Gästen 
Hochdeutsch zu reden, aber bei 
steigendem Ebbelwoi-Konsum ist das 
nicht immer durchzuhalten. 

weiteren Anstieg der Arbeitslosig-
keit, einer Ausweitung der Kurzar-
beit und einer Abschwächung der 
Arbeitskräftenachfrage. Die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote 
stieg von neun Prozent auf 9,9 Pro-
zent. 

2.6 Hessen 
Mit sechs Millionen Einwohnern 
sowie 21.000 Quadratkilometern 
Fläche ist Hessen das fünftgrößte 
deutsche Bundesland. Hessen hat 
sich zum führenden Wirtschafts-
zentrum Deutschlands und zu einer 
der dynamischsten Regionen Euro-
pas entwickelt. Das Land ist inter-
nationaler Finanzplatz mit Indust-
rie- und Technologiebranchen, be-
herbergt zahlreiche internationale 
Messen und den Rhein-Main-Flug-
hafen, der im europäischen Ver-
gleich beim Fracht- und Passagier-
aufkommen ganz vorn steht. Der 

Rhein-Main-Flughafen ist 
eine der wichtigsten Dreh-
scheiben Europas. Mit 
bald 60.000 Beschäftig-
ten hat er sich zum größ-
ten Arbeitgeber mit dem 
größten Beschäftigungs-
zuwachs der Bundesrepu-
blik entwickelt. Vier In-
dustriebranchen – Che-
mie, Fahrzeug- und Ma-
schinenbau so wie Elek-
trotechnik – haben zu-
sammen mit der Dienst-
leistungsmetropole Frank-
furt dem Land zu  einer 
beträchtlichen ökonomi-
schen Stärke verholfen. 
 

Im Verlauf der vergangenen zehn 
Jahre hat sich eine merkliche Ver-
schiebung in der hessischen Wirt-
schaftsstruktur ergeben. Dem ver-
arbeitenden Gewerbe und der Bau-
wirtschaft kommen als Arbeitgeber 
eine deutlich geringere Bedeutung 
zu als noch vor zehn Jahren. Dage-
gen hat die Bedeutung der sonsti-
gen Dienstleistungen zugenom-
men. Es handelt sich hierbei unter 
anderem um Gaststätten, Wäsche-
reien, Friseure, Gesundheits- und 
Veterinärwesen, Krankenhäuser, 
Werbefirmen, Leihhäuser und Be-
wachungsinstitute. 
 
Die Abkühlung des konjunkturellen 
Klimas in Hessen hielt auch 2003 
an. Der Abschwung hat sich aller-
dings mit einem Rückgang des re-
alen Bruttoinlandsprodukts um 0,1 
Prozent in Hessen deutlich verlang-
samt. Infolge des schwachen Wirt-
schaftsverlaufs stieg die Arbeitslo-

senquote in Hessen im Januar 2004 
auf 8,4 Prozent. 

2.7 Mecklenburg-Vorpommern 
Mecklenburg-Vorpommern ist mit 
rund 1.765.000 Einwohnern und 77 
Menschen pro Quadratkilometer 
das am dünnsten besiedelte Land 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Seit 1990 verliert Mecklenburg-Vor-
pommern Einwohner. Gründe dafür 
sind vor allem die hohe Arbeitslo-
sigkeit und das niedrige Lohnni-
veau, das nur 70 bis 80 Prozent des 
westdeutschen Einkommens er-
reicht. Vor allem jüngere Men-
schen, die ihre Ausbildung, ihr Stu-
dium oder ihre Erwerbstätigkeit au-
ßerhalb der Heimatregion beginnen 
wollen, verlassen Mecklenburg-
Vorpommern. 
 
Mecklenburg-Vorpommern gilt nach 
wie vor als Fördergebiet Nr. 1 der 
EU. Mit Hilfe von Wirtschaftsför-
dermaßnahmen haben sich in den 
vergangenen 13 Jahren besonders 
Tourismus, Schiffsbau, Biotechno-
logie, Windenergie, Callcenter und 
Gesundheitswirtschaft als Wirt-
schaftsschwerpunkte etabliert.  
 
Die konjunkturelle Lage in Meck-
lenburg-Vorpommern hat sich 2003 
stark verschlechtert. Die Wirt-
schaftsleistung sank gegenüber 
dem Vorjahr real um 1,7 Prozent. 
Die andauernde Konjunkturschwä-
che beeinträchtigt weiterhin das 
Arbeitsmarktgeschehen. Für den 
Arbeitsmarkt in Mecklenburg-Vor-
pommern war 2003 daher ein 
schwieriges Jahr. Bei der andau-
ernden Konjunkturschwäche hielt 
der Beschäftigungsabbau an, nahm 
die Arbeitslosigkeit weiter zu und 
blieb die Bereitschaft der Betriebe, 
Leute einzustellen, gering. Die  
durchschnittliche Arbeitslosen-
quote stieg 2003 auf 20,1  Prozent.  

2.8 Niedersachsen 
Niedersachsens Wirtschaft ist ge-
prägt durch die dominierende Rolle 
der Automobilindustrie und ihrer 
Zulieferer. Fast ein Viertel der In-
dustriebeschäftigten des Landes 
sind im Straßenfahrzeugbau tätig. 
Von großer Bedeutung ist die hoch-
produktive Landwirtschaft und die 
Nahrungsmittelindustrie,  Auch im 
Maschinenbau und in der chemi-
schen Industrie verfügt Niedersach-
sen über bedeutende Wirtschafts-
standorte. Die Hannover-Messe und 
die Computermesse Cebit haben 
den Raum Hannover zu einem wich-
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Vom ehrwürdigen Brauhaus mit dem 
einzigartigen Kölsch(das typische Bier) 
bis hin zu ausgezeichneten 
Spitzenrestaurants: - Mit weit über 3.000 
Wirtschaften, Restaurants und 
Brauhäusern liegt Köln in Deutschland 
ganz weit oben. Keine andere Stadt in 
der Bundesrepublik hat - umgerechnet 
auf die Zahl ihrer Einwohner - so viele 
Kneipen, aber auch so viele erstklassige 
Restaurants. Hier treffen sich die 
Menschen zu einem Kölsch, zu einem 
Gespräch oder einfach, um miteinander 
zu lachen. Köln ist unkompliziert und 
lebendig - die Toleranz und Weltoffenheit 
der Kölner sprichwörtlich. << 

tigen Messeplatz gemacht. Die 
Werftindustrie hat sich zu einer 
Hightech-Branche entwickelt. Im 
Land kreuzen sich die international 
bedeutenden Verkehrs- und Han-
delsachsen in Ost-West- und in 
Nord-Süd-Richtung. Der internatio-
nale Flughafen Hannover, neun 
Seehäfen und ein weit verzweigtes 
Straßen-, Schienen- und Wasser-
straßennetz schaffen zusammen 
mit den im Lande vorhandenen Gü-
terverkehrszentren und dem großen 
Potenzial an preiswerten, verfügba-
ren Gewerbe- und Industrieflächen 
im ganzen Land beste Vorausset-
zungen für die Ansiedlung von Lo-
gistikunternehmen. 
 
Im Jahre 2003 konnte in Nieder-
sachsen nur ein schwaches wirt-
schaftliches Wachstum erzielt wer-
den. Das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) stieg gegenüber dem Vorjahr 
real um 0,2 Prozent. Niedersachsen 
ist eines der wenigen Bundeslän-
der, dem seit Mitte des vergange-
nen Jahrzehnts eine reale Abnahme 
des BIP erspart blieb. Die andau-
ernde Konjunkturschwäche beein-
trächtigt aber weiterhin das Ar-
beitsmarktgeschehen. Im Jahr 2003 
sank die Zahl der Erwerbstätigen in 
Niedersachsen gegenüber dem 
Vorjahr um 0,4 Prozent. 2003 gin-
gen damit mehr Arbeitsplätze als 
im Jahr zuvor verloren. Angesichts 
der konjunkturellen Schwäche im 
Jahr 2003 erwies sich der Arbeits-
markt in Niedersachsen verglichen 
mit fast allen anderen Bundeslän-
dern dennoch als etwas robuster. 
Die Arbeitslosenquote lag im De-
zember 2003 bei 9,5 Prozent. 

Nordrhein-Westfalen 
Nordrhein-Westfalen (NRW) ist das 
wirtschaftsstärkste und bevölke-
rungsreichste Bundesland 
Deutschlands. Einst Zentrum von 
Kohle-Bergbau und Stahlindustrie, 
bestimmt heute der Dienstleis-
tungssektor den Charakter der Wirt-
schaft; hier entstehen zwei Drittel 
der Bruttowertschöpfung Nord-
rhein-Westfalens. Zwar sind die In-
dustriebranchen Chemie, Maschi-
nen- und Anlagenbau, Elektrotech-
nik/Elektronik, Metallerzeugung 
und -bearbeitung, Ernährungsge-
werbe und Fahrzeugbau die bedeu-
tendsten Wirtschaftszweige in NRW, 
doch um sie herum ranken sich be-
sonders viele Dienstleister – von 
Logistik über Software bis Zukunfts-
energien. Nordhein-Westfalen ist 
ein Zentrum der TV-Wirtschaft, der 
Wirtschaftspublizistik und der Tele-

kommunikation: ein Land der Zei-
tungen, vielfältigste Hörfunkland-
schaft Europas, Marktführer im 
Kunstsektor und Sammelbecken 
der Werbewirtschaft. 
 
Tragende Säulen der Wirtschaft 
sind die rund 620.000 kleinen und 
mittelständischen Betriebe, die 
zwei Drittel aller Arbeits- und vier 
Fünftel aller Ausbil-
dungsplätze stellen. 53 
der 160 Top-Unterneh-
men in den wichtigsten 
Branchen und 19 der 100 
größten europäischen Un-
ternehmen haben ihren 
Sitz in Nordrhein-West-
falen. Zudem ist NRW ein 
wichtiger Versicherungs-, 
Finanz- und Messeplatz. 
Düsseldorf, Köln, Dort-
mund und Essen begrü-
ßen jährlich sechs Millio-
nen Messegäste. 
 
Das Bruttoinlandsprodukt 
Nordrhein-Westfalens war 
im Jahre 2003 real um 
0,4Prozent niedriger als 
im Vorjahr. Der nordrhein-westfäli-
sche Arbeitsmarkt geht dennoch 
mit einer Spur Hoffnung in das Re-
formjahr 2004. Zum Jahresende 
2003 stieg die Arbeitslosenzahl nur 
um 1,8 Prozent auf 877.835 an und 
lag damit deutlich unter den Zu-
wachsraten der letzten drei Jahre. 
Die Arbeitslosenzahl entspricht ei-
ner Arbeitslosenquote von 9,9 Pro-
zent. 

2.9 Rheinland-Pfalz 
Die rheinland-pfälzische Wirtschaft 
ist außerordentlich vielfältig: Das 
Land ist zugleich Zentrum der Che-
mie und des Weinbaus, ein bedeu-
tender Holzproduzent und Automo-
bilzulieferer. Spezialitäten wie die 
Edelstein- oder Keramikindustrie 
sind hier ebenso zu Hause wie Un-
ternehmen der Informations- und 
Kommunikationsindustrie. Die 
chemische und pharmazeutische 
Industrie, der Fahrzeug- und Ma-
schinenbau, das Handwerk, renom-
mierte Hightech-Unternehmen so-
wie eine überwiegend mittelständi-
sche Unternehmensstruktur stehen 
für Dynamik und Innovation. Die 
höchste Exportquote aller Flächen-
länder sowie ein über dem Bun-
desdurchschnitt liegendes Wirt-
schaftswachstum belegen dies ein-
drucksvoll. 
 
Das Bruttoinlandsprodukt, die 
Summe der im Land produzierten 
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>> Wein, romantische Landschaft und 
historische Orte - diese Mischung ist 
typisch für Rheinland-Pfalz und den 
Mittelrhein. Die Region zwischen Bingen 
und Koblenz wurde deshalb auch zum 
Weltkulturerbe ernannt. 

Waren und Dienstleistungen, ist im 
Jahr 2003 gegenüber dem Vorjahr 
real mit plus 0,1Prozent nur leicht 
gestiegen. Dennoch  ging die Be-
schäftigung zurück. Das Niveau der 
Arbeitslosigkeit stieg deutlich an 
und erhöhte sich von 7,2 Prozent 
im Jahr 2002 auf 7,7 Prozent im 
Durchschnitt des Jahres 2003. 

2.10 Saarland 
Die Wirtschaft des Saarlands war 
lange Zeit geprägt vom Steinkohle-
bergbau sowie von der Eisen- und 
Stahlindustrie. Heute wird die 
saarländische Wirtschaft in hohem 

Maße durch das verarbei-
tende Gewerbe bestimmt. 
Darunter spielt die Auto-
mobilindustrie eine her-
ausragende Rolle. Das 
verarbeitende Gewerbe 
hat einen Anteil von 44 
Prozent am Umsatz und 
einen Anteil von 38 Pro-

zent bei den Beschäftigten der Um-
satzbetriebe. Mittlerweile ist auch 
der Dienstleistungssektor zu einem 
wichtigen Beschäftigungsträger im 
Saarland geworden. Noch immer 
haben die großen Unternehmen 
eine zentrale Bedeutung für die Be-
schäftigung. 
 
Die Konjunkturflaute hat im Jahr 
2003 auch die saarländische Wirt-
schaft erfasst. Das Bruttoinlands-
produkt ging im ersten Halbjahr 
2003 real um 0,6 Prozent zurück. 
Zwei große Stützpfeiler der Saarin-
dustrie, die Kraftfahrzeugproduk-
tion und der Maschinenbau, muss-
ten heftige Auftragsrückgänge hin-
nehmen, vor allem aus dem Aus-
land. In Folge dessen ging die Be-
schäftigung im Lande zurück. Das 
Niveau der Arbeitslosigkeit stieg 
spürbar an. Die Arbeitslosenquote 
erhöhte sich auf 9,6 Prozent im 
Durchschnitt des Jahres 2003. 

2.11 Sachsen 
Sachsen kann auf eine lange indus-
trielle Tradition zurückblicken. Als 
Drehscheibe zwischen Ost und 
West, in verkehrsgünstiger Anbin-
dung im Zentrum Europas, hat sich 
Sachsen in den vergangenen Jahren 
für Investoren zu einem der interes-
santesten Handelsplätze der Welt 
entwickelt. Viele Unternehmen sind 
nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands nach Sachsen zu-
rückgekehrt und haben hier mo-
derne Produktionsstandorte aufge-
baut. Als Hightech-Standort hat 
Sachsen einen guten Ruf erworben. 

In Sachsen gibt es darüber hinaus 
attraktive Touristenregionen, bei-
spielsweise die Sächsische 
Schweiz. 
 
Die sächsische Wirtschaft wuchs 
2003 um 1,5 Prozent. Damit verlief 
die Wirtschaftsentwicklung In 
Sachsen bedeutend günstiger als 
im Bundesdurchschnitt. Die Zahl 
der Arbeitslosen in Sachsen ist im 
Januar 2004 dennoch wieder ge-
stiegen. Die Arbeitslosenquote für 
alle  Erwerbstätigen hat sich von 
17,1 auf 18,5 Prozent erhöht. Der 
Fachkräftemangel droht besonders 
in Sachsen zu einem Wachstums-
hemmnis zu werden. Viele Fach-
kräfte für das verarbeitende Ge-
werbe sind in wirtschaftlich attrak-
tivere Gebiete in Deutschland ab-
gewandert. 

2.12 Sachsen Anhalt 
Die Lößböden der nördlichen Lan-
desteile gehören zu den fruchtbars-
ten Ackerflächen Deutschlands. 
Hier hat sich eine umfangreiche Le-
bensmittelindustrie angesiedelt. 
Für Magdeburg und Dessau ist der 
Schwermaschinen- und Fahrzeug-
bau bestimmend. Auch der Süden 
Sachsen-Anhalts wird von der In-
dustrie dominiert, vor allem dem 
länderübergreifenden Chemiedrei-
eck Halle - Bitterfeld - Leipzig. Das 
mit Abstand größte Volumen an 
ausländischen Direktinvestitionen 
in den östlichen Bundesländern un-
terstreicht die Attraktivität des tra-
ditionsreichen Standortes der che-
mischen Industrie und des Maschi-
nenbaus im Zentrum des europäi-
schen Marktes. In- und ausländi-
sche Investoren der Automobilzu-
lieferindustrie und auch der Holz 
verarbeitenden Industrie leiten eine 
neue Tradition ein. Aufstrebende 
Branchen wie die Informations- und 
Kommunikationstechnologie, die 
Biotechnologie und die Medizin-
technik haben in Sachsen-Anhalt 
ein sehr hohes Wachstumspoten-
zial. 
 
Das Bruttoinlandsprodukt in Sach-
sen-Anhalt nahm 2003 gegenüber 
dem Vorjahr real um 0,5 Prozent zu. 
Kräftige Impulse gingen vor allem 
vom Verarbeitenden Gewerbe aus. 
Mit einem Wachstum der 
Bruttowertschöpfung von real 4,9 
Prozent wurde die dritthöchste 
Leistungssteigerung unter allen 
Bundesländern erzielt. Der Ar-
beitsmarkt in Sachsen-Anhalt bleibt 
von einer extrem hohen Arbeitslo-
sigkeit gekennzeichnet. Die Ar-
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Als „Deutschlands starke Mitte“ stellt 
sich Thüringen, das geografische 
Herzstück der Bundesrepublik, selbst 
gern vor. Thüringen verbindet Tradition 
mit Innovation. Das Land verfügt über 
ein dichtes Netz von Technologie- und 
Forschungseinrichtungen sowie eine 
leistungsstarke optische Industrie. Wer 
„Thüringen“ und „Kultur“ hört, der denkt 
aber auch an Bach und Goethe, an 
Schiller und Wieland – oder an die 
Wartburg und Weimar.<< 

beitslosenquote betrug im Jahr 
2003 20,5 Prozent. Positiv fiel al-
lerdings auf, dass in Sachsen-An-
halt erstmals seit 1998 wieder 
mehr Gewerbe angemeldet wurden, 
und zwar in fast allen Wirtschafts-
zweigen. 

2.13 Schleswig-Holstein 
Naturräumliche Faktoren wie die 
Lage am Meer und bestimmte Infra-
strukturen haben in Schleswig-Hol-
stein zur Entwicklung verschiedener 
regionaler wirtschaftlicher Zentren 
geführt. Im Hamburger Umland 
konzentrieren sich zahlreiche In-
dustriebetriebe, die chemische, 
pharmazeutische, elektronische 
und feinmechanische Produkte 
herstellen. Die Unter-Elberegion 
wird überwiegend durch die Mine-
ralölverarbeitung und chemische 
Industrie geprägt. In den vier kreis-
freien Städten dominieren der 
Dienstleistungsbereich und der 
Handel. In Kiel, Lübeck und auch in 
Flensburg kommen der Schiffs- und 
Maschinenbau und die Herstellung 
von Büromaschinen, Datenverarbei-
tungsgeräten und -Einrichtungen 
und medizintechnischen Produkten 
hinzu sowie Bildungs- und For-
schungseinrichtungen. In anderen 
Regionen Schleswig-Holsteins do-
miniert der Tourismus, besonders 
auf den nordfriesischen Inseln, der 
Insel Fehmarn, an der Ostseeküste 
und in der Holsteinischen Schweiz, 
verbunden mit den entsprechenden 
saisonalen Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt. 
 
Für die maritime Wirtschaft des 
Landes haben vier Häfen wirt-
schaftliche Bedeutung, vor allem 
Brunsbüttel, danach Lübeck, Kiel 
und Flensburg. Zwischen Skandi-
navien, dem Baltikum, Russland 
(St. Petersburg) und Schleswig-Hol-
stein haben sich dauerhafte Fähr-
routen etabliert. Ansonsten prägen 
die Landwirtschaft sowie die darauf 
aufbauende Nahrungsmittelindust-
rie das Bild. 
 
Das Bruttoinlandsprodukt, das 
heißt die Summe der im Lande er-
zeugten Güter und Dienstleistun-
gen, ist im Jahr 2003 in Schleswig-
Holstein geringer ausgefallen als im 
Jahr zuvor. Das Bruttoinlandspro-
dukt schrumpfte in Schleswig-Hol-
stein um 0,6 Prozent. Der Rückgang 
des realen Bruttoinlandsprodukts 
geht einher mit einem Verlust an 
Arbeitsplätzen. Die Zahl der Er-
werbstätigen ist 2003 in Schleswig-
Holstein um 1,2 Prozent gesunken. 

Die durchschnittliche Arbeitslosen-
quote stieg von 8,7 Prozent in 2002 
auf 9,7 Prozent in 2003. 

2.14 Thüringen 
Industrielle Schwerpunkte Thürin-
gens sind die Automobilherstellung 
und Zulieferung, die Mikroelektro-
nik und Mikrosystemtechnik, die In-
formationstechnik, die Optik und 
Optoelektronik, sowie die 
Pharmazie, Medizintech-
nik und Biotechnologie. 
Die größten Wirtschafts-
bereiche in Thüringen wa-
ren im Jahre 2002 das 
Dienstleistungsgewerbe 
mit 33 Prozent der Be-
schäftigten, das verarbei-
tende Gewerbe (21 Pro-
zent), der Bereich Handel 
und Reparatur (13 Pro-
zent) sowie das Bauge-
werbe (11 Prozent). Im 
Vergleich zu West-
deutschland werden immer noch 
das hohe Gewicht des Baugewer-
bes deutlich, aber auch die höhe-
ren Anteile in der öffentlichen Ver-
waltung, im Bereich Erziehung und 
Unterricht sowie in der Land- und 
Forstwirtschaft, andererseits der 
relativ geringe Anteil des verarbei-
tenden Gewerbes und des Berei-
ches Handel und Reparatur. 
 
In Thüringen dominieren Kleinstbe-
triebe mit weniger als fünf Beschäf-
tigten. Zu diesem Unternehmenstyp 
gehören 52 Prozent aller Betriebe. 
Erstmals ist seit 2002 auch in die-
sen Betrieben ein leichter Beschäf-
tigungsabbau zu verzeichnen. 
 
Thüringen erzielte im Jahr 2003 
nach Sachsen das zweithöchste 
Wirtschaftswachstum in Deutsch-
land. Als Wachstumsstütze hat sich 
einmal mehr das verarbeitende 
Gewerbe erwiesen. Der Arbeits-
markt in Thüringen war 2003 deut-
lich von der wirtschaftlichen 
Schwäche gekennzeichnet. Durch-
schnittlich waren 2003 in Thüringen 
etwa 210.600 Menschen ohne Ar-
beit. Die Arbeitslosenquotebetrug 
16,7 Prozent (2002 waren es 15,9 
Prozent). 
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>> Denken Sie rechtzeitig daran, bei Ihrer 
Kommune die Steuer für Ihren Hund zu 
entrichten. Als Gegenleistung erhalten 
Sie eine Hundemarke, die Sie am 
Halsband befestigen. Sollte sich Ihr 
Hund selbstständig machen, kann er so 
leicht identifiziert werden und muss 
nicht im Tierheim übernachten. 

3 Umzug nach Deutschland

3.1 Güter 
Umzüge sind lästig und meist mit 
Aufregung, Behördengängen und 
körperlicher Anstrengung verbun-
den. Auch die Kosten sind nicht zu 
unterschätzen. Doch eine gute 
Nachricht gibt es immerhin: Bei ei-
nem Umzug innerhalb der Europäi-
schen Union muss nichts von ihrem 
privatem Umzugsgut angemeldet 
oder versteuert werden. 
 
Am neuen Wohnort müssen Sie na-
türlich wie alle anderen Bürger 
Deutschlands Auto, Rundfunk und 
Fernsehen sowie Ihre Sozialversi-
cherungen anmelden. 

3.2 Tiere und Pflanzen 
Möchten Sie einen Haushund mit-
bringen, sollten Sie schnell noch 
einmal einen Blick in den Europäi-
schen Tierpass werfen. In diesen 
trägt Ihr Tierarzt ab Juli 2004 alle 
Impfungen ein. Erfolgte die Impfung 
gegen Tollwut mindestens 30 Tage 
und längstens ein Jahr vor dem 
Grenzübertritt, steht der Einreise Ih-
res Hundes nach Deutschland 

nichts entgegen. Besitzt 
Ihr Tier zudem einen elekt-
ronischen Mikrochip oder 
übergangsweise für acht 
Jahre eine Tätowierung, 
steht sogar der  Identifi-
zierung nichts im Wege. 
Weitere Nachweise benö-
tigen Sie nicht. 
 
Pflanzen, die Sie aus an-

deren EU-Ländern mitbringen, un-
terliegen in Deutschland keinen 
Einfuhrbeschränkungen. 
 
3.3 Finanzielle Vermögenswerte 
Nur noch in Ausnahmefällen erfol-
gen finanzielle Transferleistungen 
in bar. Sie benötigen also für Ihre 
Gehaltszahlungen ein Girokonto. 
Dafür ist bei manchen Geldinstitu-
ten lediglich ein Personalausweis 
oder ein Pass erforderlich. Gegebe-
nenfalls fragt man Sie nach der 
Meldebestätigung des Einwohner-
meldeamtes. Seriöse Geldinstitute 
bitten Sie außerdem schriftlich um 
Erlaubnis, bei der Schufa (Schutz-
gemeinschaft für allgemeine Kre-
ditsicherung) Informationen über 
Sie einholen zu dürfen. Diese Orga-
nisation registriert alle bekannt ge-
wordenen Schulden – auch von Pri-
vatpersonen. In aller Regel erhalten 
Sie dann innerhalb von zwei Wo-

chen eine EC-Karte mit dem 
Maestro-Logo (Debit-Karte) und die 
separat zugesandte PIN-Nummer. 
Damit ist dann Ihr Giro-Konto eröff-
net. 
 
Möchten Sie Finanzvermögen von 
Ihrem Heimatland nach Deutsch-
land transferieren, stellt sich ledig-
lich ein organisatorisches Problem, 
das Sie mit Ihrer Geldbank klären 
müssen. Politik und Gesetz legen 
Ihnen dabei keine Steine in den 
Weg. 

3.4 Autos 
Bei einem Umzug nach Deutsch-
land müssen Sie Ihren Wagen um-
melden und Kraftfahrzeugsteuer 
zahlen. Zur Ummeldung sind fol-
gende Papiere bei der Kraftfahr-
zeugzulassungsstelle vorzulegen: 
Kraftfahrzeugbrief und Kraftfahr-
zeugschein (oder die entsprechen-
den ausländischen Fahrzeugpa-
piere sowie den Eigentumsnach-
weis), Versicherungsbestätigung, 
Nachweis über Abgasuntersuchung 
und die technische Überprüfung 
sowie den Personalausweis oder 
den Reisepass mit Meldebeschei-
nigung des Einwohnermeldeamtes. 
Außerdem bringen Sie auch das 
bisherige amtliche Kennzeichen mit 
– sonst könnten Sie ja kaum auf 
den Hof der Zulassungsstelle fah-
ren. 
 
Trotz aller Freizügigkeit in der EU 
unterliegt das Auto auch bei einem 
Umzug besonderen „Einfuhrbe-
stimmungen“. Daher müssen Sie 
weitere Papiere vorlegen: Können 
Sie eine EWG-Übereinstimmungs-
bescheinigung vorweisen (COC – 
Certificate of Conformity), entfallen 
weitere technische Untersuchun-
gen. Besitzen Sie solch eine COC-
Bescheinigung jedoch nicht, kann 
ein technisches Gutachten erfor-
derlich sein. Sollte aus den vorge-
legten Papieren nicht eindeutig 
hervorgehen, dass Sie der Eigen-
tümer des Kraftfahrzeuges sind, 
kann die Zulassungsbehörde zu-
dem eine Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung des Kraftfahrt-Bundes-
amtes erbitten. 
 
Es empfiehlt sich, vorher Kontakt 
mit der Kfz-Zulassungsstelle Ihres 
Wohnortes Kontakt aufzunehmen. 
Gleichzeitig mit der Anmeldung bei 
der deutschen Zulassungsstelle un-
terliegen Sie jedoch der Kraftfahr-
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www.agis-schools.org weist Ihnen den 
Weg zu Internationalen Schulen in 
Deutschland. Auch Privatschulen, zum 
Teil mit angeschlossenen Internaten, 
unterliegen der staatlichen Aufsicht. 
www.privatschulberatung.de . << 

zeugsteuer. Für ihre Berechnung 
sind technische Daten wie Hub-
raum sowie Emissionsverhalten 
maßgeblich. Bei neuen Personen-
kraftwagen, die die Abgasnorm 
„Euro 4“ einhalten, erhalten Sie 
möglicherweise eine befristete 
Steuerbefreiung. 

3.5 Führerschein 
 
Beim Führerschein, den Sie als Fah-
rer eines Motorrades oder Perso-
nenkraftwagens immer mit sich füh-
ren müssen, sind einige Regeln zu 
beachten: 
•  Sie benötigen einen nationalen 

Führerschein (oder EU-Führer-
schein), ein internationaler 
Führerschein ist nicht ausrei-
chend. 

•  Sollten Sie Ihren Führerschein 
erst vor kurzem erworben ha-
ben – er ist noch nicht zwei 
Jahre alt -, müssen Sie ihn bei 
der Fahrerlaubnisbehörde Ihres 
Wohnsitzes registrieren lassen 
(Fahrerlaubnis auf Probe). 

•  Ist Ihre ausländische Fahrer-
laubnis nicht mehr gültig, dür-
fen Sie noch sechs Monate 
damit in der Bundesrepublik 
Deutschland fahren. Auf Antrag 
erhalten Sie auch eine deut-
sche Fahrerlaubnis, so dass Sie 
zur Verlängerung des Führer-
scheins nicht in Ihre Heimat zu-
rückkehren müssen. 

•  Möchten Sie einen Führer-
schein erwerben und halten Sie 
sich mit einem ordentlich ge-
meldeten Wohnsitz in 
Deutschland auf, müssen Sie 
die Führerscheinprüfung in 
Deutschland ablegen. Nutzen 
Sie den Urlaub in Ihrem Hei-
matland, um dort die Prüfung 
für die Fahrerlaubnis abzule-
gen, ist diese in Deutschland 
nicht gültig. 

•  Deutschland erkennt auch Füh-
rerscheine junger Leute an, 
wenn diese noch nicht das er-
forderliche Alter für eine ent-
sprechende deutsche Fahrer-
laubnis erreicht haben. 

 
Übrigens: Die Promillegrenze für Al-
kohol, liegt in Deutschland bei 0,5 
Prozent. Mit Verkehrskontrollen zur 
Einhaltung der Geschwindigkeits-
begrenzungen müssen Sie überall 
rechnen 

3.6 Schulsuche 
Die richtige Schule zu finden ist 
auch für deutsche Eltern nicht ein-
fach. Das Schulwesen ist in 
Deutschland eine Angelegenheit 
der jeweiligen Bundesländer. In je-
dem Bundesland – auch abhängig 
von Großstadt oder ländlicher Re-
gion – treffen Sie daher auf eine ei-
gene Bildungslandschaft. Einen 
ersten Überblick über das Gesamt-
system bietet der  Abschnitt 5.7 
dieser Broschüre. 
 
Wir können Ihnen an dieser Stelle 
daher nur ein paar generelle Tipps 
geben. Vieles hängt natürlich 
letztlich von den ganz konkreten 
Lebensumständen ab: 
•  Spricht Ihr Kind schon so gut 

Deutsch, dass es mühelos dem 
Unterricht folgen kann? 

•  Werden Sie in absehbarer Zeit 
erneut umziehen? Muss Ihr 
Kind dann erneut eine Fremd-
sprache lernen? 

•  Wie alt sind Ihre Kinder? 
•  Wie mühelos lernen sie? 
 
Nicht jede Schule bietet ausländi-
schen Kindern „Deutsch als Fremd-
sprache“ an. Da gilt es abzuwägen: 
Sind Sie bereit eine „Internationale 
Schule“, in der der Unterricht auf 
Englisch, Französisch oder Spa-
nisch stattfindet, zu finanzieren? 
Bereiten Sie Ihr Kind durch den Be-
such eines Kindergartens sprach-
lich auf die Grundschule vor? Oder 
vertrauen Sie der Begabung Ihres 
Kindes, ohne Hilfe schnell eine 
Fremdsprache zu erlernen? 

3.6.1 Praktische Tipps 
Das Schuljahr beginnt nach den 
Sommerferien, die  je nach Bun-
desland zwischen Juli und Septem-
ber zu Ende sind. Welche Schulen 
es in einer Stadt gibt, erfahren Sie 
über das lokale Schulamt (Anschrift 
und Telefonnummer erhält man 
über die Stadt- oder Gemeindever-
waltung). Das Schulamt 
gibt eine Broschüre her-
aus, die über die lokale 
Schulsituation Auskunft 
gibt. Die endgültige Wahl 
kann aber erst nach ei-
nem persönlichen Besuch 
und Gesprächen mit den Schullei-
tern und Lehrern getroffen werden. 
In einigen Städten (z. B. Berlin, 
Bonn, Frankfurt, München) gibt es 
internationale Schulen mit Englisch 
oder Französisch als Unterrichts-
sprache. Einen ersten Überblick 

http://www.agis-schools.org/
http://www.privatschulberatung.de/
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>> Unter www.bildungsserver.de finden 
Sie -teilweise auch auf Englisch- einen 
ersten Überblick über das Schulsystem 
in Deutschland. Von dieser Seite haben 
Sie auch Zugang zu Informationen über 
die Schulsysteme der Bundesländer. 
  
Einen ersten Überblick über das Gesamt-
system bietet auch der  Abschnitt 5.7 
dieser Broschüre. 

kann man sich auch über das Inter-
net verschaffen: 
 
Baden-Württemberg: Das Kultusmi-
nisterium informiert über das 
Schulsystem Baden-Württembergs. 
Beim Landesinstitut für Erziehung 
und Unterricht finden Sie detail-
lierte Informationen zu den einzel-
nen Schularten (Ziele, Aufnahme-
voraussetzungen, Unterrichtsfä-
cher, Abschlüsse und Standorte) 
zusammengestellt. 
 
Bayern: Detaillierte Informationen 
zu den Schularten der allgemein 
bildenden Schulen in Bayern (Bil-
dungsschwerpunkte, Aufnahmebe-
dingungen, Abschlüsse u. a.) erhal-
ten Sie über den Server der Bil-
dungsoffensive Bayern. Hier kön-
nen Sie auch in einer Datenbank 
nach Schulen suchen und sich über 
Maßnahmen zur Förderung von 

Schülern mit nichtdeut-
scher Herkunftssprache 
informieren. 
 
Berlin: In der 
Schuldatenbank des Berli-
ner Senats können Sie ge-
eignete Schulen nach 
Schulart, Bezirk, Woh-
nungsnähe und Fremd-
sprachen-Angebot ermit-
teln. Viele Schulen in Ber-
lin präsentieren sich auch 

auf einer eigenen Web-Seite. Auf 
der Web-Seite des Berliner Senats 
gibt es darüber hinaus ausführliche 
Informationen für Eltern. 
 
Brandenburg: Im elektronischen 
Schulverzeichnis des Landes Bran-
denburg können Sie je nach ge-
wünschtem Verwaltungsbezirk, 
Schulform und weiteren Kriterien 
eine geeignete Schule ermitteln. 
Über die einzelnen Schulformen 
und Schulstufen informiert das Lan-
desinstitut für Bildung und Medien. 
 
Bremen: Das Verzeichnis Bremer 
Schulen gibt  Auskunft darüber, 
welche Schulen es in den einzelnen 
Stadtbezirken gibt. 
 
Hamburg: Eine Schuldatenbank 
wird im Hamburger Bildungsserver 
zurzeit erstellt, der Zugriff ist noch 
nicht möglich. 
 
Mecklenburg-Vorpommern: Das 
Kultusministerium beschreibt die 
Schulformen in Mecklenburg-Vor-
pommern. Auf dem Bildungsserver 
des Landes gibt es darüber hinaus 
eine alphabetisch nach Orten ge-

ordnete Liste aller Schulen mit Ho-
mepages. 
 
Niedersachsen: Der niedersächsi-
sche Bildungsserver stellt 
Informationen über die einzelnen 
Schulformen und eine 
Schuldatenbank bereit, über die 
Schulen nach Schulträger, Schul-
form und Ort/Bezirk ermittelt wer-
den können. 
 
Nordrhein-Westfalen: Das Bil-
dungsportal NRW informiert über 
das Schulsystem in NRW, die ver-
schiedenen Schulformen, ihre Auf-
gaben und Lernziele. In der 
Schuldatenbank können Sie auf der 
Suche nach einer geeigneten 
Schule nicht nur nach Schulart und 
Ort recherchieren, sondern Sie er-
halten hier auch viele Zusatzinfor-
mationen, z.B. über Internate, 
Schulen mit bilingualem Unterricht 
und Sonderschulen. 
 
Rheinland-Pfalz: Der Bildungsserver 
des Landes bietet eine alphabeti-
sche Liste der Schulen mit Homepa-
ges. Über die Schuldatenbank kann 
gezielt nach geeigneten Schulen an 
einem bestimmten Ort gesucht 
werden. 
 
Saarland: In der Broschüre „Bil-
dungswege im Saarland“, die man 
sich als PDF-Datei  vom 
Bildungsserver des Landes herun-
terladen kann, finden Sie eine 
Beschreibung der einzelnen Schul-
arten und der möglichen Ab-
schlüsse. Der Server bietet geord-
net nach Schulart und Region auch 
Zugang zu Adressen der Schulen. 
 
Sachsen: Einen Überblick über die 
verschiedenen Schularten können 
Sie sich auf dem Bildungsserver 
des Landes verschaffen. Die 
Schuldatenbank ermöglicht die ge-
zielte Suche nach Schulen in 
bestimmen Regierungsbezirken 
und Gemeinden. 
 
Sachsen Anhalt: Das Informations-
portal des Landes bietet eine 
Beschreibung der einzelnen Schul-
arten. Auf dem Bildungsserver fin-
den Sie eine Schuldatenbank sowie 
weitere Informationen über die ver-
schiedenen Schulformen mit einer 
detaillierten Beschreibung des Fä-
cherkanons und der Lehrpläne. 
 
Schleswig-Holstein: Die Landesre-
gierung informiert über das 
Schulsystem, die verschiedenen 
Schularten und mögliche Ab-

http://www.bildungsserver.de/
http://www.km-bw.de/servlet/PB/-s/nkwbw683h2bp17lkrf2pho2h1usp15i/menu/1075693/index.html
http://www.leu.bw.schule.de/bild/allgbild.html
http://www.leu.bw.schule.de/bild/allgbild.html
http://www.bildungsoffensive-bayern.de/km/schule/schularten/allgemein/index.shtml
http://www.bildungsoffensive-bayern.de/km/schule/schularten/allgemein/index.shtml
http://www.bildungsoffensive-bayern.de/km/asps/suche_schulen.asp
http://www.bildungsoffensive-bayern.de/km/schule/schularten/allgemein/fremdschuelerfoerderung/index.shtml
http://www.senbjs.berlin.de/schule/schulverzeichnis/(avejzf55nzqpfsyhbp5jj045)/index.aspx
http://www.meinestadt.de/berlin/rathaus/rel/100-64485-91437-27772
http://www.meinestadt.de/berlin/rathaus/rel/100-64485-91437-27772
http://www.senbjs.berlin.de/schule/informationen_fuer_eltern/thema_informationen_fuer_eltern.asp
http://www1.lds.brandenburg.de/lds/aschulen/suche.asp
http://www.bildung-brandenburg.de/bbs/schule/sch_form/index.htm
http://www.bildung-brandenburg.de/bbs/schule/sch_form/index.htm
http://www.schule.bremen.de/schulen/
http://www.schule.bremen.de/schulen/
http://www.hamburger-bildungsserver.de/
http://www.kultus-mv.de/_sites/schule/schularten.htm
http://www.kultus-mv.de/_sites/schule/schularten.htm
http://www.bildung-mv.de/schule/schulen/schul-url.htm
http://nibis.ni.schule.de/nibis.phtml?menid=842
http://nibis.ni.schule.de/nibis.phtml?menid=842
http://nibis.ni.schule.de/nibis.phtml?menid=270
http://www.bildungsportal.nrw.de/BP/Schule/System/Schulformen/index.html
http://www.bildungsportal.nrw.de/BP/Schule/System/SchuleSuchen/
http://bildung-rp.de/zykluS/Schulen-Ansicht.phtml
http://bildung-rp.de/schulen/liste/index.phtml
http://www.bildungsserver.saarland.de/medien/download/Bildungwege_online.pdf
http://www.bildungsserver.saarland.de/medien/download/Bildungwege_online.pdf
http://www.bildungsserver.saarland.de/adressen.htm
http://arthur.sn.schule.de/sabw/gs.html
http://arthur.sn.schule.de/sabw/gs.html
http://www-db.sn.schule.de/datenbank.asp
http://www.sachsen-anhalt.de/rcs/LSA/pub/Ch4/fld4dtdatzfyc/fld47z73v8b3g/fldimgql4dd8s/pgc4nmpfuuzw/index.jsp
http://www.sachsen-anhalt.de/rcs/LSA/pub/Ch4/fld4dtdatzfyc/fld47z73v8b3g/fldimgql4dd8s/pgc4nmpfuuzw/index.jsp
http://www.technik.bildung-lsa.de/showschule.html
http://www.bildung-lsa.de/index2.html?words=Schulen
http://www.bildung-lsa.de/index2.html?words=Schulen
http://landesregierung.schleswig-holstein.de/coremedia/generator/Aktueller_20Bestand/MBWFK/Information/Schulsystem.htm
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Halten Sie sich nur vorübergehend in 
Deutschland auf, lohnt sich 
möglicherweise der Kontakt zu einer der 
Mitwohnzentralen. Der Markt für 
möblierten Wohnraum reicht von einem 
Zimmer in einer Wohngemeinschaft bis 
zu kompletten Wohnungen. Da die 
Geschäfte häufig online abgewickelt 
werden, finden Sie die Mitwohnzentralen 
leicht im Internet ( z.B. unter 
www.mitwohnzentrale.de oder 
www.homecompany.de << 

schlussqualifikationen. Der Bil-
dungsserver bietet weitere Informa-
tionen und stellt eine 
Schuldatenbank bereit. 
 
Thüringen: Das Kultusministerium 
stellt im Internet das Schulwesen in 
Thüringen und die einzelnen Schul-
arten vor. Auf dieser Seite finden 
Sie auch eine Liste der Schulen mit 
eigener Web-Seite sowie Hinweise 
auf Gymnasien, in denen neben 
Deutsch auch Englisch oder Franzö-
sisch als Unterrichtssprache einge-
setzt wird. 

3.7 Wohnen 
Generelle Empfehlungen zur Woh-
nungssuche lassen sich kaum aus-
sprechen. In der Hauptstadt Berlin 
finden Sie relativ leicht eine an-
nehmbare Wohnung, während es 
Ihnen in München nur sehr schwer 
gelingen dürfte. In ländlichen Regi-
onen, deren Bevölkerung abwan-
dert, steigt das Wohnungsangebot 
und sinken die Mieten; im näheren 
Umkreis attraktiver Großstädte 
müssen Sie mehr Zeit für die Suche 
aufwenden. 
 
Eine breite Palette von Angeboten 
finden Sie in den Tageszeitungen 
am Mittwoch und am Samstag. Wö-
chentlich erscheinende Anzeigen-
blätter geben ebenfalls einen guten 
Überblick über den regionalen 
Wohnungsmarkt. Lassen Sie sich 
von Ihrem künftigen Arbeitgeber die 
Internetadressen der Printmedien 
geben. Häufig finden Sie die Anzei-
gen einen oder zwei Tage nach dem 
Erscheinungsdatum auch online. 
Natürlich können Sie auch selbst 
ein Inserat aufgeben. Mitunter hilft 
Ihnen auch Ihr Arbeitgeber bei der 
Wohnungssuche. Im Idealfall bietet 
er Ihnen sogar eine Firmenwohnung 
an. 
 
Wer über ein Maklerbüro eine Woh-
nung sucht, muss eines bedenken: 
Zwei Monatsmieten Provision sind 
üblich. Das ist viel Geld und lohnt 
sich bei einem kurzen Aufenthalt 
nicht. Wenn es aber doch ein Mak-
ler sein muss, sollte er Mitglied im 
Ring Deutscher Makler (RDM) oder 
im Verband Deutscher Makler 
(VDM) sein. Bezahlen Sie ihn erst, 
wenn der Mietvertrag zustande 
kommt. 
 
Kaufen werden sie eine Immobilie 
in Deutschland wahrscheinlich erst, 
wenn Sie sicher sind, dass Sie sich 
in Deutschland über einen längeren 
Zeitraum niederlassen möchten. 

Derzeit ist davon auszugehen, dass 
Sie bei sinkenden Immobilienprei-
sen wahrscheinlich finanzielle Ver-
luste akzeptieren müssen, wenn 
Sie die Immobilie wieder verkaufen 
wollen. 

3.8 Anmeldung 
Für viele Geschäfte des täglichen 
Lebens müssen Sie einen festen 
Wohnsitz nachweisen. Der Weg zur 
Meldebehörde bleibt Ihnen also 
nicht erspart. 
 
Ein Rathaus, ein Bürgerhaus oder 
ein Ortsamt ist sicher in Ihrer Nähe. 
Hier müssen Sie innerhalb einer 
Woche Ihren Wohnsitz anmelden. 
Sie benötigen dazu lediglich Ihre 
Ausweispapiere (in der Regel den 
Reisepass). 

3.9 Aufenthaltserlaubnis 
Die Anmeldung an Ihrem Wohnort 
ist Voraussetzung, um bei der örtli-
chen Ausländerbehörde eine Auf-
enthaltserlaubnis beantragen zu 
können. Diese benötigen Sie, wenn 
Sie sich länger als drei Monate in 
Deutschland aufhalten möchten. 
Da Sie als EU-Bürger Freizügigkeit 
genießen, erhalten Sie 
die Aufenthaltserlaubnis 
in der Regel völlig un-
problematisch. 
 
Wollen Sie in Deutsch-
land einer Erwerbstätig-
keit nachgehen, sind Sie 
gut beraten, der Auslän-
derbehörde unverzüglich 
nach der Einreise ihren 
Aufenthalt anzuzeigen – 
auch wenn Sie keine Auf-
enthaltsgenehmigung be-
nötigen. 
 
Die Ausländerbehörden benötigen 
für die Aufenthaltsgenehmigung 
•  Pass oder Identitätskarte 
•  zwei Passfotos 
•  Anmeldebescheinigung des 

Einwohnermeldeamtes 
•  Arbeitgeberbescheinigung oder 

Immatrikulationsbescheini-
gung bei Studenten oder 
Nachweis der Selbständigkeit 
oder Nachweis über die Siche-
rung des Lebensunterhaltes. 

 
Abhängig von den individuellen 
Voraussetzungen erteilt Ihnen die 
kommunale Ausländerbehörde eine 
Aufenthaltsgenehmigung von bis zu 
fünf Jahren. 
 

http://www.mitwohnzentrale.de/
http://www.homecompany.de/
http://www.lernnetz-sh.de/schulen/suchen.php3
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/schul.htm
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/schul.htm
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/medien.htm
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/medien.htm
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/grup_statist/bilingual.htm
http://www.thueringen.de/tkm/hauptseiten/grup_statist/bilingual.htm
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>> Offizielle Informationen über die 
Anwendung des EU-Beitrittsvertrages bei 
der Beschäftigung von 
Staatsangehörigen der Beitrittsstaaten 
finden Sie auf der Internetseite des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Arbeit 
www.bmwi.de/Navigation/Arbeit/auslae
nderbeschaeftigung.html . 

>> Was ist ein „Einwohnermeldeamt“ und 
was bedeutet das „Ausländergesetz“ für 
Sie? Was ist der „TÜV“ und was bedeutet 
die Abkürzung „GEZ“? Auf diese und 
viele andere Fragen finden Sie Antworten 
unter www.handbuch-deutschland.de. 
Diese Broschüre gibt es auf Englisch, 
Französisch, Spanisch, Russisch und 
Türkisch. Sie wird Ihnen helfen, sich 
möglichst schnell in Deutschland 
einzuleben. 

Studenten benötigen für die Immat-
rikulation und für die Aufenthalts-
genehmigung eine Krankenversi-
cherung. Sind diese in ihrem Hei-
matland gesetzlich oder bei den El-
tern mitversichert, ist die Versiche-
rungsbescheinigung vorzulegen. 
Diese stellt die Krankenversiche-
rung im Heimatland aus. Die Aus-
länderämter setzen den Bedarf des 
Studenten für den Lebensunterhalt 
mit dem BAföG-Höchstsatz 583,- € 
im Monat (Stand 2003) an. Dies 
kann durch ein Stipendium in ent-
sprechender Höhe oder durch eine 
Lebensunterhaltserklärung der El-
tern nachgewiesen werden. 
 

Wer einer geregelten Tä-
tigkeit nachgeht – dazu 
gehören auch Teilzeitar-
beit und Aushilfsjobs, be-
nötigt zum Nachweis des 
Lebensunterhaltes im 
Prinzip nur die Bescheini-
gung des Arbeitgebers. 
Handelt es sich dabei al-
lerdings um eine so ge-
nannte geringfügige Be-
schäftigung oder eine an-
dere Beschäftigung, die 

nur gering entlohnt wird (z.B. der 
Ferienjob bei Studenten), sind 
Nachweise über eine Krankenversi-
cherung und ein Einkommen über 
dem deutschen Sozialhilfeniveau 
notwendig. 

3.10 Besonderheiten für Bürger 
der neuen Mitgliedstaaten 

Lediglich Staatsangehörige der 
Länder Malta und Zypern genießen 
seit dem 1.5.2004 die uneinge-
schränkte Arbeitnehmerfreizügig-

keit in Deutschland. Für 
EU-Bürger aus Estland, 
Lettland, Litauen, Polen, 
der Slowakei, Slowenien, 
der Tschechischen Repu-
blik und Ungarns gelten 
vorübergehend noch eini-
ge Einschränkungen. 
 
Deutschland nutzt auf der 
Grundlage nationalen 
Rechts oder bilateraler 

Vereinbarungen die Möglichkeit 
von Übergangsfristen bei den ge-
nannten acht Staaten. Im Jahre  
2006 ist diese Nutzung der Über-
gangsfrist erneut zu überprüfen. 
Wie die Freizügigkeit dann geregelt 
wird, hängt von der Entwicklung 
des deutschen Arbeitsmarktes und 
gegebenenfalls von der Verab-

schiedung eines Zuwanderungsge-
setzes ab. 
 
Für die acht Länder, für die die 
Übergangsfrist besteht, seien ei-
nige allgemeine Hinweise aufge-
führt: 
•  Die Visumpflicht für die Staats-

angehörigen der Beitrittsstaa-
ten ist abgeschafft. 

•  Erteilt die Bundesagentur für 
Arbeit aufgrund bisherigen 
Rechts Arbeitserlaubnisse, 
müssen Sie die entsprechen-
den Unterlagen („Einstellungs-
zusage/Arbeitsvertrag“) auf je-
den Fall bei sich tragen. 

•  Wollen Sie länger als einen Mo-
nat in Deutschland arbeiten, 
müssen Sie sich nach der Ein-
reise unverzüglich bei der 
Ausländerbehörde melden. 

•  Ist die Beschäftigung bis zu 
drei Monaten im Kalenderjahr 
befristet, benötigen Sie keine 
Aufenthaltserlaubnis-EG. Diese 
müssen Sie jedoch beantragen, 
wenn eine Agentur für Arbeit 
eine Arbeitserlaubnis über drei 
Monate schriftlich zusicherte. 
Die Ausländerbehörde ent-
scheidet über die Dauer der 
Aufenthaltsgenehmigung. 

•  Seit dem 01.05.2004 können 
Sie in Deutschland eine Auf-
enthaltserlaubnis-EG beantra-
gen, ohne erneut ausreisen zu 
müssen. 

•  Einen erleichterten Zugang zum 
Arbeitsmarkt in Deutschland 
erhalten Arbeitnehmer, die am 
01.05.2004 oder später für ei-
nen ununterbrochenen Zeit-
raum von mindestens 12 
Monaten eine Arbeitserlaubnis 
hatten. Das gilt auch für deren 
Familienangehörige, wenn 
diese mit den Arbeitnehmern 
im Bundesgebiet rechtmäßig 
eine Lebensgemeinschaft bil-
deten. 

•  Der Zugang zum Arbeitsmarkt 
wird sich für die Staatsbürger 
der neuen Beitrittsländer in 
keinem Falle verschlechtern. 
Gegenüber Arbeitskräften aus 
so genannten Drittstaaten er-
halten sie einen Vorzug, sobald 
sie Tätigkeiten aufnehmen 
möchten, für die es auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt keine 
Beschränkung gibt. 

 

http://www.bmwi.de/Navigation/Arbeit/auslaenderbeschaeftigung.html
http://www.bmwi.de/Navigation/Arbeit/auslaenderbeschaeftigung.html
http://www.handbuch-deutschland.de/
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 Das Sprachproblem sollte Sie nicht von 
Bewerbungen auf einen Arbeitsplatz in 
Deutschland abhalten. Zum einen kann 
man Deutsch lernen,– auch Österreich, 
Schweiz, Luxemburg und Liechtenstein 
nutzen Deutsch als Amtssprache –, zum 
anderen werden nicht an jedem 
Arbeitsplatz perfekte Sprachkenntnisse 
erwartet. Die Goethe-Institute 
(www.goethe.de) sind übrigens eine 
gute Adresse, wenn Sie Deutsch lernen 
wollen. << 

4 Arbeitsbedingungen

4.1 Einstellung 
Grundsätzlich hat jeder EU-Bürger 
das Recht, in einem EU-Land seiner 
Wahl zu arbeiten. Die so genannte 
Freizügigkeit ist ein besonders 
wichtiges Recht innerhalb der EU, 
das aber auch in Bezug auf andere 
Staaten im Europäischen Wirt-
schaftraum Anwendung findet. Die 
Einschränkung dieses Rechtsan-
spruchs für Bürger aus den neuen 
Mitgliedstaaten ist eine zeitlich be-
grenzte Übergangslösung. Unab-
hängig davon gibt es bei der Um-
setzung des Prinzips der freien Ar-
beitsplatzwahl in Europa aber auch 
eine Reihe praktischer Hürden: 
 
Wer in Deutschland einen Arbeits-
platz sucht, sollte entsprechende 
Sprachkenntnisse mitbringen. 
Deutsch ist Amts- und Umgangs-
sprache und in den meisten Betrie-
ben gibt es keine Notwendigkeit, 
eine andere Sprache am Arbeits-
platz zu nutzen. Natürlich gibt es 
aus Ausnahmen von dieser Regel: 
In der Forschung und in der IT-Bran-
che wird immer häufiger Englisch 
als  Arbeitssprache genutzt.  
 
Traditionell lassen sich nicht nur 
der öffentliche Dienst, sondern 
auch größere Unternehmen bei der 
Bewerbung schulische und berufli-
che Abschlusszeugnisse vorlegen. 
Ein Tipp: Lassen Sie diese überset-
zen. Nicht jeder Personalleiter be-
herrscht Ihre Sprache und kennt 
das Fachvokabular. Solange der 
Zugang zum Arbeitsplatz nicht 
rechtlichen Reglementierungen un-
terliegt, sind Ihre nachgewiesenen 
praktischen Kenntnisse ausschlag-
gebend. Der Europass in der Be-
rufsbildung ist hierbei hilfreich, 
aber keine Voraussetzung für die 
Einstellung. Der Arbeitgeber ver-
schafft sich vielmehr von Ihnen ei-
nen Gesamteindruck  und ent-
scheidet dann, ob er Sie einstellt. 
 
Auch wenn - wie bei etlichen Ge-
sundheitsberufen und Architekten - 
die Anerkennung der beruflichen 
Qualifikation geregelt ist, kann 
doch bei ungenügenden deutschen 
Sprachkenntnissen die Approba-
tion oder Niederlassung verweigert 
werden. Schließlich kann eine me-
dizinische Behandlung nur erfolg-
reich sein, wenn Arzt und Patient 
Diagnose und Therapie miteinander 
besprechen können. 
 

Aufwändiger ist der Zugang zu 
rechtlich reglementierten Tätigkei-
ten oder Arbeitsplätzen. Dazu zäh-
len beispielsweise die Niederlas-
sung als Rechtsanwalt oder die Tä-
tigkeit als Lehrkraft an einer staatli-
chen Schule. Über den Nachweis 
deutscher Sprachkenntnisse hin-
aus verlangen öffentlich-rechtliche 
Institutionen in diesen Fällen meist 
weitere Eignungsprüfungen. 
 
Völlig versperrt sind 
nichtdeutschen EU-Bür-
gern herausgehobene Po-
sitionen im öffentlichen 
Dienst mit wesentlichen 
hoheitlichen Aufgaben. 
So stellt es keine 
Diskriminierung dar, 
wenn der diplomatische 
Dienst, Gerichte, Polizei 
und Bundeswehr sowie 
Ministerien auf die deut-
sche Staatangehörigkeit 
der Bewerber Wert legen. 
 
Um einem etwaigen Missverständ-
nis vorzubeugen: Selbstverständ-
lich stehen allen EU-Bürgern andere 
Bereiche des öffentlichen Dienstes 
offen. Dies gilt beispielsweise tradi-
tionell für den Hochschulbereich. 

4.2 Bewerbung 
Stellenabbau und hohe Arbeitslo-
sigkeit erschweren derzeit nicht nur 
deutschen Arbeitskräften sondern 
auch ausländischen Bewerbern 
eine erfolgreiche Bewerbung. Da 
gilt es, Marktnischen zu finden oder 
besondere Fähigkeiten herauszu-
stellen.  
 
Heiße Tipps für die Stellensuche 
gibt es genauso wenig wie für die 
Bewerbung. Mitunter sucht eine 
Firma für ein größeres Bauvorhaben 
eine bestimmte handwerkliche Fä-
higkeit oder es wird auf im kauf-
männischen Sektor eine spezielle 
Softwarekenntnis vorausgesetzt. 
Die Inhalte der Berufsausbildung 
und Ihre Berufserfahrung haben bei 
der Bewertung der Bewerbungsun-
terlagen das gleiche Gewicht wie 
Ihre Persönlichkeit, die sich in Ihrer 
schriftlichen Darstellung widerspie-
geln sollte. Versäumen Sie in kei-
nem Falle, kurz auf Ihre Kenntnisse 
des Betriebes und der gewünschten 
Tätigkeit hinzuweisen. 
 
Detaillierte Hinweise zum Bewer-
bungsschreiben sind meist nicht 

http://www.goethe.de/
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>> Adressen und Ansprechpartner zum 
Thema Anerkennung akademischer Berufe 
und Qualifikationen in Deutschland finden 
Sie hier: www.enic-naric.net  
Sollten Sie auf Probleme stoßen, hilft die 
gebührenfreie Hotline 00 800 67 89 10 11 
weiter. 

sehr hilfreich. Sie verführen häufig 
dazu ein bestimmtes Schema zu 
übernehmen, das. der Arbeitgeber 
leicht durchschaut. Daher sollen 
die folgenden Hinweise eher zum 
Nachdenken anregen und Ihrer Kre-
ativität Spielraum lassen: 
•  Begründen Sie in einem An-

schreiben, weshalb Sie sich ge-
rade auf diese Stelle bewerben. 
Je individueller Sie auf das Un-
ternehmen eingehen, umso 
eher findet Ihre Bewerbung Be-
achtung. 

•  Vermeiden Sie Standardformu-
lierungen oder gar Serienbriefe. 
Sie vermitteln den Eindruck, als 
würden Sie auf eine große An-
zahl von Anzeigen reagieren. 
Das trifft zwar zu, Sie sollten es 
aber nicht durchblicken lassen. 

 
Wichtig sind konkrete Hinweise auf 
zusätzliche Fähigkeiten oder Aktivi-
täten, die sich weder aus Ihrer Be-
rufsausbildung noch aus ihrem Le-
benslauf entnehmen lassen. Anga-
ben zu Ehrenämtern und an-

spruchsvollen Hobbys 
können genauso auf-
schlussreich sein wie 
Sprachkenntnisse oder 
ungewöhnliche Reisen 
und Auslandsaufent-
halte, ganz unaufdring-
lich Rückschlüsse auf 
Ihre Belastbarkeit, Of-

fenheit für neue Entwicklungen, so-
ziale Kompetenz und Flexibilität 
zulassen. 
•  Geben Sie dem Arbeitgeber 

präzise Hinweise, wie er Sie er-
reichen kann. Da ihm vermut-
lich viele Bewerbungen vorlie-
gen, versucht er wahrscheinlich 
Sie nur einmal anzusprechen. 

•  PC-Kenntnisse werden heute 
selbstverständlich vorausge-
setzt. Also nutzen Sie diese für 
Ihr Anschreiben und die Gestal-
tung des Lebenslaufes. Legen 
Sie dabei mehr Gewicht auf 
Formulierung und Layout des 
Schreibens als auf die Verpa-
ckung. Aufwändige Mappen mit 
knappem Inhalt stoßen kaum 
auf positive Resonanz. 

•  Grundsätzlich gilt: Angaben zu 
Ihren Fähigkeiten müssen 
nachvollziehbar sein. Seien Sie 
nicht unbescheiden, aber auch 
nicht zurückhaltend. Wählen 
Sie eine sachliche Darstellung 
Ihrer Person. 

•  Angaben zu parteipolitischen 
Aktivitäten, kirchlicher Zugehö-
rigkeit oder zu einem Engage-

ment in Gewerkschaft oder Be-
triebsrat sind nur interessant, 
wenn Sie sich bei entspre-
chenden Arbeitgebern bewer-
ben. 

4.3 Anerkennen von Abschlüs-
sen und Befähigungsnach-
weisen 

Für die meisten Tätigkeiten ist es 
unerheblich, ob Ihr Ausbildungs- 
oder Studienabschluss in 
Deutschland anerkannt ist. In den 
meisten Fällen entscheidet der Ar-
beitgeber auf der Basis Ihrer Be-
werbungsunterlagen, ob Ihre Aus-
bildung und Qualifikation seinen 
Anforderungen entspricht. Sie soll-
ten allerdings davon ausgehen, 
dass der Arbeitgeber, bei dem Sie 
sich bewerben, in der Regel nicht 
weiß, was sich hinter Ihrer Be-
rufsausbildung und -bezeichnung 
genau verbirgt. Zeugniserklärun-
gen, aber auch die Anerkennung 
von Abschlüssen, können unter 
diesem Gesichtspunkt sinnvoll 
sein. 
 
Sollten Sie bei der Vorlage von 
Zeugnisoriginalen oder beglaubig-
ten Kopien Skepsis verspüren, 
dann liegt das meistens an sprach-
lichen Schwierigkeiten und der Un-
kenntnis des Bildungssystems Ih-
res Heimatlandes. Lassen Sie daher 
Ihr Zeugnis von einem anerkannten 
Übersetzer ins Deutsche übertra-
gen. Bitten Sie gegebenenfalls auch 
Fachleute um Hilfe. Diese finden sie 
in Behörden oder öffentlich-rechtli-
chen Institutionen, die im Auftrag 
des Staates arbeiten: 
•  Die Industrie- und Handels-

kammern sind zuständig für 
Abschlüsse im gewerblich-
technischen oder kaufmänni-
schen Bereich unterhalb einer 
dreijährigen Hochschulausbil-
dung. 

•  Die Handwerkskammern sind 
zuständig für Abschlüsse im 
Handwerk. 

•  Das Landwirtschaftsministe-
rium oder  die Landwirtschafts-
kammern sind zuständig für 
Abschlüsse in einem Beruf der 
Landwirtschaft. 

•  Das Kultusministerium oder die 
Schulbehörde sind zuständig 
für Berufe im Schulbereich. 

•  Das  Ministerium für Gesund-
heit oder von ihm beauftragte 
Institutionen, wie z.B. Ärzte-
kammern,  sind zuständig für 
Gesundheitsberufe. 

http://www.enic-naric.net/members.asp?country=Germany
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Einen Arbeitsvertrag unterschreibt man 
nicht allzu oft im Leben. Wer noch 
grundsätzliche Fragen zum Arbeitsrecht 
hat: Das Bundesministerium für Arbeit 
und Wirtschaft informiert unter der 
0180 5 615 003 (0,12 €/Min.) zu 
folgenden Themen: Rechte und Pflichten 
im Arbeitsverhältnis, Inhalte des 
Arbeitsvertrages, Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall, Feiertagsentlohnung, 
Urlaubsansprüche, Kündigungsschutz, 
Mobbing etc. << 

•  Das Kultusministerium oder die  
Hochschulbehörde sind zu-
ständig für Abschlüsse einer 
Hochschule (Bachelor- oder 
Master). 

 
Bei der großen Vielfalt der Ausbil-
dungsinhalte ist die EU in Brüssel 
bemüht, über Richtlinien die ge-
genseitige Anerkennung zu verbes-
sern. Dabei ist der Europass in der 
praktisch orientierten Berufsaus-
bildung ein erster Schritt. Einen an-
deren Weg beschreiten die Hoch-
schulen, die auch in Deutschland 
zunehmend Bachelor- und Master-
abschlüsse anbieten. 
 

4.4 Arbeitsverträge 
Ein Vertrag auf der  Grundlage des 
Bürgerlichen Gesetzesbuchs (BGB) 
wird von zwei Partnern geschlos-
sen, die im Idealfall gleich stark 
sind und sich gegenseitig vertrauen 
können. Das trifft für die meisten 
Situationen im Alltag zu. Jeder Ein-
kauf in einem Geschäft beruht auf 
diesem Prinzip. Besitzt die Ware je-
doch einen hohen Wert, sind beide 
Seiten an einem schriftlichen (Kauf-
/Miet-)Vertrag interessiert. Das gilt 
nicht nur beim Kauf einer Immobilie 
sondern trifft natürlich ebenso für 
das hohe Gut Arbeitsplatz zu. 
 
Zwar gilt bei einer unbefristeten 
Beschäftigungsaufnahme zunächst 
auch ein mündlicher Vertrag, doch 
müssen die wesentlichen Vertrags-
bedingungen spätestens einen Mo-
nat nach dem vereinbarten Beginn 
des Arbeitsverhältnisses schriftlich 
niedergelegt werden. Diese Nieder-
schrift hat der Arbeitgeber zu unter-
zeichnen und dem Arbeitnehmer 
auszuhändigen. Damit erhalten Sie 
einen Hinweis zum Beginn des Ver-
tragsverhältnisses und auf Tarifver-
träge sowie Betriebsvereinbarun-
gen. Schriftliche Angaben zu den 
Inhalten der Tätigkeit, zur Höhe des 
Arbeitsentgeltes sowie zur verein-
barten Arbeitszeit, zur Dauer des 
jährlichen Erholungsurlaubes und 
den Fristen für die Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses sind ebenfalls 
aufzuführen. Sollten Sie mit Ihrem 
Arbeitgeber einmal in Konflikt  gera-
ten, können Sie sich auf diese Nie-
derschrift berufen. 
 
Im Falle einer befristeten Beschäfti-
gung reicht die bloße Niederschrift 
der Vertragsbedingungen nicht aus. 
Damit die Befristung wirksam ist, 
müssen beide Partner – Arbeitge-

ber und Arbeitnehmer – einen 
schriftlichen Vertrag eingehen. Ge-
schieht dies nicht, liegt ein unbe-
fristetes Beschäftigungsverhältnis 
vor, das sich freilich unter den übli-
chen Bedingungen kündigen lässt. 
Waren befristete Verträge bislang 
meist bei Saisontätigkeiten im Ho-
tel- und Gaststättenbereich üblich, 
wächst ihre Anzahl nun auch in an-
deren Wirtschaftssparten. 
 
Zum Schutz des Arbeitnehmers, 
aber auch um die Flexibilität des 
Arbeitsmarktes zu erhöhen, hat der 
Gesetzgeber Regeln aufgestellt. 
Schwangerschaftsvertretungen 
oder eine befristete Tätigkeit von 
jungen Leuten im Anschluss an 
eine Berufsausbildung entsprechen 
der Intention des Gesetzes. Damit 
soll ihnen der Start ins Berufsleben 
erleichtert werden. 
 
In aller Regel vereinbart der Arbeit-
geber mit Ihnen eine Probezeit, die 
üblicherweise sechs Monate be-
trägt. Während dieser Zeit kann er 
Ihnen mit einer Frist von 14 Tagen 
kündigen. Eine Begründung muss 
er nicht angeben. Nach erfolgrei-
cher Probezeit ist eine Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses für beide 
Seiten erschwert. Je länger Sie nun 
im Betrieb verbleiben, 
umso längere Kündi-
gungsfristen sind von 
beiden Vertragspart-
nern zu akzeptieren. 
Besteht das Arbeitsver-
hältnis bereits 20 Jahre, 
hat sich die Kündi-
gungsfrist, die bei kür-
zeren Beschäftigungs-
zeiten einen Monat be-
trägt, auf sieben Mo-
nate verlängert. 
 
Sollte Sie das Heimweh packen 
oder möchten Sie eine lukrativere 
Beschäftigung aufnehmen, lässt 
der Arbeitgeber trotz langer Kündi-
gungsfristen meist mit sich reden. 
Entweder ergeben sich aus dem Ta-
rifvertrag für Arbeitnehmer ohnehin 
günstigere Kündigungsmöglichkei-
ten oder der Arbeitgeber lässt sich 
auf einen Auflösungsvertrag in bei-
derseitigem Einverständnis ein. 
Zwar muss er nun eine Ersatzkraft 
suchen, was eine gewisse Zeit in 
Anspruch nimmt. An einem unzu-
friedenen Arbeitnehmer kann ihm 
andererseits nicht gelegen sein, da 
dieser in seiner Leistung meist 
nachlässt. Zum Thema „Auflö-
sungsvertrag“ im nächsten Kapitel 
mehr. 
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>> In jedem Falle muss eine Kündigung 
schriftlich erfolgen. Damit soll eine 
spontane, mündliche Unmutsäußerung, 
wie sie in jedem Betrieb mal erfolgen 
kann, ohne Rechtswirkung bleiben. Dies 
bedeutet: Ist Ihnen – aus welchem Grund 
auch immer – nicht an einer Fortsetzung 
des Arbeitsverhältnisses gelegen, 
denken Sie sorgfältig nach und 
formulieren Sie die Kündigung 

4.5 Ändern von Arbeitsverträgen 

4.5.1 Änderungsverträge 
Haben Sie einen ordentlichen Ar-
beitsvertrag abgeschlossen, der die 
Rahmenbedingungen und Tätig-
keitsinhalte vollständig und sorg-
fältig beschreibt, dürfen Sie bei Er-
weiterungen Ihrer Arbeitszeit oder 
Ihrer Aufgabenbeschreibung mit re-
gulären Änderungsverträgen rech-
nen. Vereinbaren Sie mit Ihrem Ar-
beitgeber einen Auslandseinsatz 
von mehr als einem Monat, ist Ih-
nen vor der Abreise aus der Bun-
desrepublik Deutschland mindes-
tens eine Niederschrift Ihrer münd-
lichen Absprachen auszuhändigen. 
Meist stehen Ihnen während dieser 
Zeit zusätzliche Aufwandsentschä-
digungen zu. Zusätzlich sollte eine 
Vereinbarung für die Zeit nach Ihrer 
Rückkehr erfolgen. 

4.5.2 Änderungskündigung 
In wirtschaftlich ungünsti-
gen Zeiten spricht der Ar-
beitgeber, um bisherige 
Arbeitsverhältnisse zu be-
enden, mitunter Ände-
rungskündigungen aus. 
Gleichzeitig bietet er dem 
Arbeitnehmer in solchen 
Fällen eine Fortsetzung 
des Arbeitsverhältnisses 
unter ungünstigeren Be-
dingungen an. Die Gründe 

können in einer geringen Gewin-
nerwartung des Betriebes aber 
auch in Ihrer Person liegen. Prüfen 
Sie das schriftlich formulierte An-
gebot und wägen Sie sorgfaltig ab.  

4.5.3 Auflösungsvertrag 
Solange die Initiative für einen 
Auflösungsvertrag von Ihnen aus-
geht, steht zu vermuten, dass Sie 
hierfür gute Gründe besitzen und 
Pro und Contra sorgfältig bedacht 
haben. Sollten Sie keine An-
schlussbeschäftigung finden, müs-
sen Sie damit rechnen, dass die Ar-
beitsagentur beim Arbeitslosengeld 
eine Sperrzeit ausspricht. Dies be-
deutet, dass Sie über längere Zeit 
weder über ein Einkommen noch 
eine soziale Absicherung verfügen. 
Sollte der Wunsch nach einem 
Auflösungsvertrag von Ihrem Ar-
beitgeber ausgehen, bitten Sie in 
jedem Falle um Bedenkzeit. Da die-
ser Vertrag nur wirksam ist, wenn 
beide Partner unterzeichnen, geht 
man davon aus, dass gegenseitiges 
Einvernehmen besteht. Sollte es 
einen wichtigen, nachvollziehbaren 

Grund für den Auflösungsvertrag 
geben, sollte der Text ihn benen-
nen. Nur so machen Sie im Zwei-
felsfall darauf aufmerksam, dass 
Sie unter Druck standen. Es kann 
Sie vor einer Sperrzeit bewahren. 

4.6 Beschäftigungsformen für 
junge Leute 

4.6.1 Au pair 
Fremdsprachenkenntnisse lassen 
sich recht mühelos über längere 
Aufenthalte in Familien vertiefen. 
Dafür bieten sich Au-pair-Aufent-
halte an. Da der Spracherwerb und 
das Kennenlernen des Gastlandes 
im Vordergrund stehen, gehen die 
jungen Leute kein reguläres Ar-
beitsverhältnis ein. So erhalten sie 
auch keinen Arbeitslohn, sondern 
ein Taschengeld von etwa 205 
Euro/Monat. Die Familie stellt dar-
über hinaus kostenlos ein eigenes 
Zimmer und Verpflegung bereit. 
Damit genügend Zeit für eine ei-
gene Freizeitgestaltung bleibt, be-
trägt die maximale Wochenarbeits-
zeit 30 Stunden (fünf Stunden pro 
Tag, also ein freier Tag in der Wo-
che). Üblicherweise arbeiten Au 
pair in Familien, in denen beide El-
ternteile beruflich tätig und Kinder 
zu betreuen sind. So helfen sie im 
Haushalt und betreuen kleinere 
Kinder, um die Eltern zu entlasten. 
 
Auch wenn dieses „Arbeitsverhält-
nis“ nicht der Sozialversicherungs-
pflicht unterliegt, sind einige For-
malien zu beachten. Dazu gehören 
beispielsweise: 
•  der Abschluss eines schriftli-

chen Vertrages zwischen Ihnen 
und der Familie 

•  der Abschluss einer Versiche-
rung durch die Gastfamilie für 
den Fall der Krankheit, 
Schwangerschaft und Geburt 
sowie eines Unfalls 

•  innerhalb der ersten drei Mo-
nate der Antrag auf eine „Auf-
enthaltserlaubnis-EG“. 

4.6.2 Ferienjobs 
Nicht nur Kinder, auch Jugendliche 
im Alter von 15 bis 18 Jahren unter-
liegen besonderen Schutzvorschrif-
ten, die auch in den Jobs während 
der Schulferien beachtet werden 
müssen. 
 
Für eine Arbeitswoche gelten fol-
gende Grundbedingungen: 
•  fünf Tage (Wochenende frei) 
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Eine gute Gelegenheit, das Angenehme 
mit dem Nützlichen zu verbinden: 
Ferienjobs bieten die Möglichkeit, Land 
und Leute kennen zu lernen und ein paar 
EURO dazuzuverdienen. Schüler und 
Studenten  sollten jedoch rechtzeitig die 
notwendigen „E-Formulare“ für ihre 
soziale Sicherung beantragen. <<

•  acht Stunden täglich, also 40 
Stunden in der Woche 

•  insgesamt 60 Minuten Pause 
pro Tag, jeweils mindestens 15 
Minuten pro Arbeitsunterbre-
chung 

•  Beschäftigung nur in der Zeit 
von 6 bis 20 Uhr. 

 
Da bis auf wenige Ausnahmen Stu-
denten das 18. Lebensjahr vollen-
det haben, entfallen in aller Regel 
die besonderen Schutzvorschriften. 

4.7 Löhne und Gehälter 
Der Euro hat Einiges vereinfacht. 
Die einheitliche Währung in vielen 
Ländern der EU macht zum Beispiel 
den Preisvergleich im Urlaub  und 
auf Reisen leichter. Preisunter-
schiede bei Lebensmitteln oder 
Konsumgütern werden sichtbar. So 
wie die Lebenshaltungskosten in-
nerhalb der EU stark voneinander 
abweichen, gibt es auch beim Lohn 
noch erhebliche Unterschiede. Bie-
tet man Ihnen ein orts- bzw. lan-
desübliches Gehalt? 
 
Tarifverträge bieten hier eine erste 
Orientierung. Löhne für Arbeiter 
und Gehälter für Angestellte sind 
üblicherweise in Tarifverträgen ge-
regelt. Sie werden von den Tarif-
partnern, d.h. die Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaften, in 
bestimmten zeitlichen Abständen 
an geänderte Arbeits- und Lebens-
bedingungen angepasst und neu 
verhandelt. 
 
Solange Ihr Arbeitgeber Mitglied in 
einem Arbeitgeberverband ist, dürf-
ten sich kaum Schwierigkeiten bei 
der Gestaltung des Arbeitsvertrages 
und der Festlegung des Lohnes 
oder des Gehaltes ergeben. In ei-
nem solchen Fall ist der Tarifvertrag 
maßgeblich. Dieser lässt sich nur 
ändern, wenn Betriebsrat und Ar-
beitgeber für die Arbeitnehmer 
günstigere Bedingungen vereinba-
ren. 
 
Üblicherweise regeln Tarifverträge 
nicht nur die Entgelte, sondern 
auch die Tätigkeitsinhalte der ein-
zelnen Lohn- oder Gehaltsgruppen. 
Damit sind Sie in der Lage, die 
Höhe Ihres Verdienstes zu überprü-
fen. Zudem finden Sie Angaben zu 
Arbeitszeit, Urlaub, Sonderzahlun-
gen wie Urlaubs- oder Weihnachts-
geld. In besonderen Fällen gibt der 
Tarifvertrag auch Abkommen zum 
Rationalisierungsschutz wieder. 
 

Diese Tarifverträge gelten für be-
stimmte Wirtschaftsbranchen, für 
genau benannte Berufsgruppen 
oder auch für einzelne Regionen 
Deutschlands. Nur in wenigen Fäl-
len erklärt der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit einen Tarifver-
trag für allgemeinverbindlich. Ist 
dies der Fall, gilt der Tarifvertrag für 
alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber - 
auch für nichtorganisierte - der je-
weiligen Branche. Eine besondere 
Bedeutung hat die bundesweite 
Gültigkeit eines Mindestlohnes in 
der Bauwirtschaft erhalten. Aber 
auch andere Branchen müssen all-
gemeinverbindliche Tarifverträge 
umsetzen. Dies gilt bei-
spielsweise für das Be-
wachungsgewerbe, das 
Friseurhandwerk und die 
Gebäudereinigung. In 
diesen recht niedrig ent-
lohnten Bereichen soll 
auf diese Weise ein Min-
desteinkommen gesichert 
werden. 

4.8 Arbeitszeit 
Die Arbeitszeit – Lage und Vertei-
lung sowie Pausenzeiten – ist im 
Arbeitszeitgesetz geregelt. Weitere 
Einzelheiten ergeben sich aus den 
Tarifverträgen, deren Vereinbarun-
gen meist günstiger als die gesetz-
lichen Normierungen sind. 
 
Bei der Wahl Ihres Arbeitsplatzes 
wird die Tarifgebundenheit zwar 
wichtig, aber nicht ausschlagge-
bend sein. Daher sei an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, dass die 
faktische Arbeitszeit von Vollzeit-
kräften bei etwa 40 Stun-
den/Woche (dem EU-Durchschnitt) 
liegt. Im Übrigen heben derzeit 
auch tarifliche Vereinbarungen die 
wöchentliche Arbeitszeit (durch-
schnittlich 37,4 Stunden in West- 
oder 39,1 Stunden in Ostdeutsch-
land) wieder an. 
 
Einige Schutzvorschriften sollten 
Sie im Interesse Ihrer Gesundheit 
und der Erhaltung Ihrer Arbeitskraft 
beachten:  
•  Nach sechs Arbeitsstunden 

müssen Sie eine Pause von 30 
Minuten einlegen. Ab neun Ar-
beitsstunden beträgt Ihre ge-
samte Pausenzeit 45 Minuten. 

•  Ihr Arbeitstag kann sich auf bis 
zu zehn Stunden verlängern, 
wenn innerhalb eines Zeitrau-
mes von sechs Kalendermona-
ten der Durchschnitt von acht 
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>> Im Allgemeinen können Sie sich dar-
auf einrichten, dass Ihre Arbeitswoche 
fünf Tage beträgt, also Samstag und 
Sonntag arbeitsfrei sind. Verlängerte 
Öffnungszeiten, Ausweitung des Dienst-
leistungsangebotes auf das Wochen-
ende und flexible Arbeitszeiten weichen 
diese Regel zunehmend auf. 

Stunden pro Werktag nicht 
überschritten wird. 

•  Ist im Betrieb Nacht- oder 
Schichtarbeit üblich, ist diese 
für Männer wie Frauen zumut-
bar. Sprechen arbeitsmedizini-
sche Gründe gegen eine Nacht-
arbeit oder können nur Sie ein 
Kind unter zwölf Jahren oder 
einen schwerpflegebedürftigen 
Angehörigen betreuen, hat Ihr 
Arbeitgeber Sie auf einen ge-
eigneten Tagesarbeitsplatz 
umzusetzen. 

 
Das Arbeitszeitgesetz ges-
tattet eine Wochenar-
beitszeit von 48 Stunden 
– auf sechs Werktage ver-
teilt sind dies acht Stun-
den pro Tag. Als Verbrau-
cher möchten Sie wie-
derum auf bestimmte 
Leistungen nicht verzich-
ten. Das gilt insbesondere 
für den Gesundheitsbe-

reich, für Dienstleistungen im Ho-
tel- und Gaststättenbereich, für Kul-
turveranstaltungen sowie für Trans-
port und Verkehr. Daher gelten für 
diese Branchen besondere Rege-
lungen, die auf (EU-)Gesetzen 
und/oder Tarifverträgen beruhen. 

4.9 Berufliche Weiterbildung 

4.9.1 Berufliche Ausbildung 
Basis für die Berufliche Ausbildung 
ist das duale System. Die beiden 
sich ergänzenden Seiten der Aus-
bildung bestehen aus einem be-
trieblichen und einem Berufsschul-
teil. In großen Industrieunterneh-
men vermitteln Ausbildungsmeister  
in gesonderten Werkstätten für 
Auszubildende die praktischen In-
halte der Ausbildung. Der theoreti-
sche und praktische Unterricht in 
den Berufsschulen ist auf die Un-
terweisung in den Betrieben abge-
stimmt. Die Ausbildung von drei 
oder 3 ½ Jahren endet mit einer 
staatlich anerkannten Prüfung, z.B. 
vor der Industrie- und Handels-
kammer oder der Handwerkskam-
mer. Die jungen Leute erhalten mit 
dem Prüfungszeugnis einen Kauf-
mannsgehilfen- oder Gesellenbrief. 
 
Da die Ausbildungsinhalte bun-
desweit einheitlich geregelt sind, 
ist hiermit eine allseits anerkannte 
Basis für den Berufseinstieg gege-
ben. Beide Tarifpartner Arbeitgeber 
und Gewerkschaften verständigen 
sich zu den Inhalten der Ausbil-
dungsrahmenpläne. Diese werden 

als Ausbildungsverordnung vom 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht. Derzeit liegen Rege-
lungen für ca. 350 Berufe vor. Ar-
beitgeber aus Industrie und  Hand-
werk vom Automobilkaufmann bis 
zum Zahntechniker, bilden über 
das duale System ihre Fachkräfte 
aus und sorgen so für den eigenen 
Nachwuchs.  
 
Die Auszubildenden im zusam-
menwachsenden Europa können 
sich grenzüberschreitend auf den 
Weg machen und im europäischen 
Ausland betriebliche Teile der Aus-
bildung absolvieren. Der (zweispra-
chige) Europass bescheinigt seit 
Januar 2000 die erworbene Qualifi-
kation. Damit die jungen Leute 
während dieser Zeit nicht alleine 
gelassen sind, beantragen und 
betreuen Betriebe oder Bildungs-
einrichtungen des Herkunfts- und 
Gastlandes diese Auslandsqualifi-
zierung. Sie legen Inhalt, Ziele so-
wie Dauer der betrieblichen Unter-
weisung fest und stehen den Aus-
zubildenden zur Seite.  

4.9.2 Berufliche Weiterbildung 
Arbeitgeber bieten sowohl für den 
Berufseinstieg nach der Erstausbil-
dung als auch nach einiger Berufs-
erfahrung Aufstiegsfortbildungen 
an. Teilweise müssen jedoch wei-
terführende Bildungswege von den 
Arbeitnehmern in der Freizeit ab-
solviert und selbst finanziert wer-
den. 
•  Über Trainee-Ausbildungen in 

größeren Unternehmen lernen 
Hochschulabsolventen alle Fa-
cetten des Betriebes kennen 
und können sich während die-
ser Zeit für eine Position quali-
fizieren. 

•  Die Meisterausbildung des 
Handwerks bietet eine fun-
dierte Ausgangsbasis zur Füh-
rung eines eigenen Unterneh-
mens. Betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse aber auch die Aus-
bildereignungsprüfung sind 
wesentliche Inhalte dieser 
Fortbildung. 

•  Die Kammern regeln ca. 370 
Fortbildungsberufe, die mit ei-
nem staatlich anerkannten 
Zeugnis verbunden sind. Dazu 
gehören beispielsweise Tech-
nikerausbildungen sowie die 
Qualifikation zum Assistenten 
für Rechnungswesen. 

•  Die Staatliche Zentralstelle für 
Fernunterricht prüft Angebote 
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KURS ist die Datenbank für Aus- und 
Weiterbildung der Bundesagentur für 
Arbeit in Deutschland. Mit fast 600 000 
Veranstaltungen von ca. 20 000 
Einrichtungen ist sie die größte ihrer Art. 
Einfach in der Handhabung, kostenlos 
und schnell informiert KURS über 
berufliche Bildungsmöglichkeiten - vom 
Überblick über den Bildungsmarkt bis zu 
Detailinformationen der einzelnen 
Veranstaltung. Zugang zu KURS erhalten 
Sie unter www.arbeitsagentur.de <<

privater oder staatlicher Anbie-
ter. Die gesetzliche Regelung 
bietet die Gewähr, dass nur se-
riöse Anbieter von Studienbrie-
fen zur Vorbereitung auf Fort-
bildungsprüfungen bei den 
Kammern zugelassen werden. 

 
Es lohnt sich, die Angebote sorgfäl-
tig zu prüfen und Zeit für die Wei-
terbildung zu investieren. Nicht nur 
Ihr Arbeitgeber wird es ihnen dan-
ken; in aller Regel wird der erfolg-
reiche Abschluss auch mit einer 
höheren Entlohnung honoriert. In 
einigen Fällen gewährt der Arbeit-
geber für die Fortbildung eine Frei-
stellung vom Arbeitsplatz. Dies be-
deutet: Sie können sich intensiv der 
zusätzlichen Ausbildung widmen 
und Ihr Gehalt geht weiterhin mo-
natlich auf Ihrem Konto ein. 

4.10 Jahresurlaub 
Das Bundesurlaubsgesetz sieht 24 
Werktage als Erholungszeit vor. Da 
Samstage zu den Werktagen zäh-
len, sind dies also vier Wochen. 
Dieser Mindestanspruch für Voll-
zeit- und Teilzeitbeschäftigte ver-
längert sich für einzelne Arbeit-
nehmergruppen: 
•  Für junge Leute bis 18 Jahre be-

steht ein gesetzlicher Urlaubs-
anspruch von 25 (solange das 
18. Lebensjahr noch nicht er-
reicht ist) bis zu 30 Werktagen 
(solange das 16. Lebensjahr 
noch nicht erreicht ist). 

•  Schwerbehinderte Menschen 
erhalten – unabhängig von ih-
rem Jahresurlaub – zusätzlich 
fünf Urlaubstage. 

 
In Tarifverträgen ist für die Mehrheit 
der Erwerbstätigen eine Urlaubs-
dauer von 30 Arbeitstagen verein-
bart. Da zu den Arbeitstagen die 
Tage Montag bis Freitag zählen, 
entspricht dies sechs Wochen; dies 
ist auch die durchschnittliche 
Dauer des Urlaubs in der Bundes-
republik Deutschland. Darüber hin-
aus können zusätzliche Ur-
laubstage für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die ständig 
schwere oder gesundheitsgefähr-
dende Arbeiten verrichten, Be-
standteil von Tarifverträgen sein. 
Dies gilt beispielsweise für den  
Bergbau unter Tage oder für 
Schichtarbeit mit Nachtarbeit im öf-
fentlichen Dienst. In einigen Wirt-
schaftszweigen herrscht im Som-
mer Hochsaison – beispielsweise 
im Hotel- und Gaststättenbereich 
oder der Lebensmittelverarbeitung 

(Eisproduktion). Ein Urlaub wäh-
rend dieser Zeit kann kaum im Inte-
resse des Betriebes liegen. Ihr Ar-
beitgeber wird Sie daher bitten, 
Ihre Urlaubspläne in das Winter-
halbjahr zu legen; dafür gewähren 
manche Tarifverträge einen zusätz-
lichen Urlaubstag. 
 
Sprechen Sie den Urlaub 
frühzeitig mit Ihrem Ar-
beitgeber und Ihren Kol-
legen ab. Betriebliche 
Belange oder Urlaubs-
wünsche von Kollegen 
mit schulpflichtigen Kin-
dern in den Ferienzeiten 
haben regelmäßig Vor-
rang. Daher der Tipp: Bu-
chen Sie Ihren Urlaub 
erst, wenn Sie diese Ab-
sprachen getroffen ha-
ben. Da Sie sich im Ur-
laub erholen sollen, nehmen Sie 
ihn in zusammenhängenden länge-
ren Blöcken und möglichst in dem 
Kalenderjahr, in dem Ihr Urlaubs-
anspruch entstanden ist. Der Ge-
setzgeber erwartet, dass Sie Ihren 
Urlaub möglichst nicht in das 
kommende Jahr übertragen. 
 
Aus dem gleichen Grund – Urlaub 
dient der Erholung/der Wiederher-
stellung Ihrer Arbeitskraft – können 
Urlaubsansprüche nicht finanziell 
abgegolten werden. Es sei denn, 
Sie können den Urlaub wegen Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses 
nicht mehr oder nicht mehr voll-
ständig nehmen.  

4.11 Urlaub (wegen Krankheit, 
Mutterschaft usw.) 

4.11.1 Krankheit 
Selbst bei großer Umsicht kann je-
der Arbeitnehmer unverschuldet 
arbeitsunfähig erkranken. In diesen 
Fällen zahlt der Arbeitgeber sechs 
Wochen lang Lohn in ungekürzter 
Höhe. Dieser Anspruch besteht je-
doch erst, wenn Sie bereits vier 
Wochen kontinuierlich in einem Ar-
beitsverhältnis standen. Es versteht 
sich von selbst, dass bei eigenem 
Verschulden (Trunkenheit am 
Steuer) oder bei nicht notwendigen 
Schönheitsoperationen der Er-
werbstätige für alle Kosten (auch 
den Verdienstausfall) selbst auf-
kommen muss. 
 
Ihr Arbeitgeber erwartet zu Recht, 
dass Sie sich bei einer Erkrankung 
umgehend bei ihm melden und ihm 
die voraussichtliche Dauer der Ar-

http://www.arbeitsagentur.de/
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>> Bei einer längeren Krankheitsdauer 
zahlt Ihre Krankenkasse nach sechs 
Wochen ein Krankengeld aus. Es beträgt 
70 Prozent des Einkommens, das der 
Beitragsberechnung zugrunde liegt. Dies 
kann in einzelnen Fällen zu finanziellen 
Engpässen führen. Über eine private 
Krankentagegeldversicherung kann man 
sich zusätzlich schützen. 

>> Haben Sie Fragen zum Erziehungsgeld 
und zur Elternzeit? Das Servicetelefon 
des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend erreichen 
Sie montags bis donnerstags von 7.00 
bis 19.00 Uhr unter 01 80/1 90 70 50  

beitsunfähigkeit mitteilen. Hierbei 
handelt es sich nicht um eine bloße 
Formalie. Der Betrieb muss Ihre 
Abwesenheit bei der Arbeitsorgani-
sation berücksichtigen und gege-
benenfalls eine Vertretungskraft 
einstellen. 
 

Sind Sie länger als drei 
Kalendertage erkrankt, 
haben Sie spätestens am 
vierten Tag eine ärztliche 
Bescheinigung (ein Attest) 
vorzulegen. Aus diesem 
muss die voraussichtliche 
Dauer Ihres Krankheits-
ausfalls hervorgehen. Den 
Grund Ihrer Erkrankung 
haben Sie lediglich dann 
mitzuteilen, wenn Ihre 

Kollegen vor Ansteckung geschützt 
werden müssen. Zu diesen melde-
pflichtigen Krankheiten gehören 
beispielsweise Diphtherie und Vi-
rushepatitis. Sollten Sie häufiger 
kurzfristig wegen Erkrankung aus-
fallen, kann Ihr Arbeitgeber bereits 
für den ersten Tag Ihrer Arbeitsun-
fähigkeit ein ärztliches Attest ver-
langen. 
 
Nicht nur Sie, auch Ihre Kinder kön-
nen einmal so krank werden, dass 
sie besondere Pflege benötigen. 
Wenn Sie hierfür keine andere Pfle-
gekraft gewinnen können, sollten 
Sie sich rechtzeitig bei Ihrem Ar-
beitgeber sowie bei Ihrer Kranken-

kasse erkundigen, ob Ih-
nen für solche Fälle Lohn-
fortzahlung (in der Regel 
bis zu fünf Arbeitstagen), 
Krankengeld oder unbe-
zahlte Freistellung von der 
Arbeit zusteht. 

4.11.2 Sonderurlaub 
In einigen Tarifverträgen gibt es 
Vereinbarungen für angenehme  
aber auch leidvolle private Ereig-
nisse. So gewähren manche Arbeit-
geber einzelne Sonderurlaubstage 
bei Eheschließungen, bei Todes-
fällen im engsten Familienkreis  
aber auch bei Umzügen, wenn Sie 
in einen anderen Ort versetzt wer-
den. Erkundigen Sie sich rechtzeitig 
und reservieren Sie notfalls einige 
Urlaubstage für solche Ereignisse. 

4.11.3 Elternzeit 
Die „Elternzeit“ löst den früheren 
„Erziehungsurlaub“ ab. Der aktu-
elle Begriff ist zugleich Programm: 
Väter sollen stärker als bisher in die 
Erziehung ihrer Kinder eingebunden 
werden. 

Diese Elternzeit können Sie für Kin-
der, die nach dem 1.1.2001 das 
Licht der Welt erblickten, sehr flexi-
bel gestalten. Das deutsche Recht 
berücksichtigt bei diesem „Urlaub“ 
viele Sonderfälle; das fördert nicht 
die Übersichtlichkeit. An dieser 
Stelle sollen nur einige dieser ge-
setzlichen Regeln hervorgehoben 
werden. 
•  Neben der Elternzeit steht Ih-

nen während der ersten beiden 
Lebensjahre des Kindes ein-
kommenabhängiges Erzie-
hungsgeld zu (Näheres dazu im 
Kapitel 6 „Soziale Sicherheit“). 

•  Die Eltern können gemeinsam 
oder getrennt voneinander El-
ternzeit nehmen; sie können 
sich auch in der Betreuung des 
Kindes abwechseln. 

•  Pro Kind steht den Eltern eine 
dreijährige Elterzeit zu, von ihr 
müssen zwei Jahre bis zur 
Vollendung des dritten Le-
bensjahres des Kindes ge-
nommen werden; das dritte 
Jahr dürfen Sie mit Zustimmung 
des Arbeitgebers in die Zeit bis 
zur Vollendung des achten Le-
bensjahres legen. 

•  Um den Anschluss am Arbeits-
platz nicht zu verlieren oder um 
das Familieneinkommen zu er-
gänzen, können Sie während 
der Elternzeit einer Beschäfti-
gung von bis zu 30 Stunden 
pro Woche nachgehen. Diese 
Teilzeittätigkeit können Sie bei 
Ihrem bisherigen Arbeitgeber 
oder bei einem anderen Arbeit-
geber (sofern Ihr eigentlicher 
Arbeitgeber zustimmt) aus-
üben. 

4.11.4 Bildungsurlaub 
Die Bundesländer regeln über ei-
gene Bildungsurlaubsgesetze be-
zahlte Freistellungen vom Arbeits-
platz. Diese können Sie für Ihre ei-
gene politische Bildung oder für 
Ihre berufliche Weiterbildung nut-
zen. Jedes Land stellt eigene Listen 
für anerkannte Veranstaltungen be-
reit, aus denen Sie frei wählen kön-
nen. Sie finden ebenso Fahrten zum 
Europäischen Parlament wie auch 
Sprachkurse, z. B. „Deutsch als 
Fremdsprache“.  
 
Innerhalb von zwei aufeinander fol-
genden Kalenderjahren können Sie 
zehn Arbeitstage für den Bildungs-
urlaub nutzen. Wie beim Jahresur-
laub sollten Sie auch den Bildungs-
urlaub frühzeitig mit Ihrem Arbeit-
geber abstimmen. 
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Im Ernstfall sollten Sie sich nicht 
scheuen, einen Rechtsanwalt mit der 
Vertretung Ihrer Interessen zu be-
auftragen. Zwar ist der Riss zwischen 
Ihnen und dem Arbeitgeber nicht mehr 
zu kitten, doch kann ein Vergleich zu 
einer günstigeren Situation für Sie 
führen und Sie vor einer Sperrfrist beim 
Arbeitslosengeld bewahren. << 

4.11.5 Sabbatical 
Wie leicht zu erkennen, leitet sich 
„Sabbatical“ von Sabbat, dem sieb-
ten arbeitsfreien Wochentag in der 
jüdischen Religion, ab. Dieses Mo-
dell eines Langzeiturlaubs bieten 
einige große Unternehmen ihren 
Arbeitnehmern an. Eine elegante 
Methode diese Zeit zu finanzieren, 
besteht darin, unbezahlte Arbeits-
stunden auf einem Zeitkonto anzu-
sparen und während des verlänger-
ten Urlaubs unter Fortzahlung des 
Gehaltes abzugelten. 

4.12 Beschäftigungsende 

4.12.1 Probezeit 
Sie, aber auch Ihr Arbeitgeber, kön-
nen sich beim Vorstellungsge-
spräch täuschen. Ob der neue Ar-
beitsplatz auch wirklich Ihren Vor-
stellungen entspricht, stellt sich 
zum Beispiel erst heraus, wenn Sie 
dort einige Zeit verbracht haben. 
Zwar haben die Kollegen Sie nett 
aufgenommen und freuen sich an 
Ihrem charmanten Sprachakzent. 
Doch die Tätigkeit fordert Sie nicht 
genügend heraus. Dann entschei-
den Sie sich schnell und kündigen 
Sie noch während der Probezeit – 
sofern Sie einen neuen Arbeitsplatz 
finden. Ein Irrtum ist erlaubt; Sie 
müssen ihn nur schnell zugeben. 
Daher können sowohl Sie als auch 
Ihr Arbeitgeber während der Probe-
zeit, die häufig sechs Monate dau-
ert, ohne Angabe von Gründen mit 
einer Frist von zwei Wochen  kündi-
gen. 

4.12.2 Befristete 
Arbeitsverhältnisse 

Befristete Arbeitsverhältnisse  mit 
schriftlichem Arbeitsvertrag enden 
automatisch mit Zeitablauf. Eine 
Kündigung durch den Arbeitgeber 
ist in diesen Fällen nicht notwen-
dig. 

4.12.3 Kündigungsfristen 
Die gesetzlichen Kündigungsfristen 
sind im Bürgerlichen Gesetzbuch 
(BGB) normiert. Der § 622 regelt die  
Kündigungsfrist bei Arbeitsverhält-
nissen: 
 
Das Arbeitsverhältnis eines Arbei-
ters oder eines Angestellten (Ar-
beitnehmers) kann mit einer Frist 
von vier Wochen zum 15. oder zum 
Ende eines Kalendermonats ge-
kündigt werden. 
 

Für eine Kündigung durch den Ar-
beitgeber beträgt die Kündigungs-
frist, wenn das Arbeitsverhältnis in 
dem Betrieb oder Unternehmen 
•  zwei Jahre bestanden hat, ei-

nen Monat zum Ende eines 
Kalendermonats; 

•  fünf Jahre bestanden hat, zwei 
Monate zum Ende eines Kalen-
dermonats; 

•  acht Jahre bestanden hat, drei 
Monate zum Ende eines Kalen-
dermonats 

•  zehn Jahre bestanden hat, vier 
Monate zum Ende eines Kalen-
dermonats; 

•  zwölf Jahre bestanden hat, fünf 
Monate zum Ende eines Kalen-
dermonats;  

•  fünfzehn Jahre bestanden hat, 
sechs Monate zum Ende eines 
Kalendermonats; 

•  zwanzig Jahre bestanden hat, 
sieben Monate zum Ende eines 
Kalendermonats. 

4.12.4 Anwendungsbereich des 
Kündigungsschutzes 

Der Kündigungsschutz bewahrt den 
Arbeitnehmer vor sozial ungerecht-
fertigten Kündigungen. Geben die 
Person oder das Verhalten des Ar-
beitnehmers Anlass zur Kritik oder 
liegen dringende betriebliche Erfor-
dernisse vor, sind Kündigungen al-
lerdings legitim. 
 
Vielfach stellen kleinere 
Betriebe Arbeitnehmer 
gezielt für die Erledigung 
eingegangener Aufträge 
ein. Um in diesem Be-
reich die Flexibilität des 
Arbeitsmarktes zu erhö-
hen und Neueinstellun-
gen nicht durch Kündi-
gungsschutz zu behin-
dern, ist das Kündigungsschutzge-
setz zum 1.1.2004 geändert wor-
den. In Betrieben mit bis zu zehn 
Arbeitnehmern gilt der Kündigungs-
schutz seither nicht mehr. 

4.12.5 Betriebsbedingte 
Kündigung 

Zur unternehmerischen Entschei-
dungsfreiheit gehört die Umgestal-
tung eines Betriebes. Das ist bei-
spielsweise erforderlich, wenn die 
Bilanz rote Zahlen aufweist. Bei der 
Gefährdung von Arbeitsplätzen 
trägt der Betriebsrat in aller Regel 
notwendige schmerzhafte Ein-
schnitte mit. Sind Aufträge und 
Umsätze deutlich rückläufig, kön-
nen organisatorische und techni-
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>> Auch der Arbeitnehmer kann das 
Recht für eine außerordentliche 
Kündigung – ohne Einhaltung der 
Kündigungsfristen – für sich in Anspruch 
nehmen: schwere Beleidigungen, 
Zahlungsrückstände bei der Entlohnung 
sowie die unterlassene Zahlung der 
Beiträge für die Sozialversicherung 
zählen als anerkannte Gründe.. 

>> Lohnsteuerkarte, die Nachweise zu 
den Sozialversicherungen, 
Arbeitsbescheinigung und E 301 sollte 
Ihnen der Arbeitgeber nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses zügig 
aushändigen. Arbeitsbescheinigung und 
E 301 sind wesentlich bei einem An-
spruch auf Arbeitslosengeld. Sollte es 
dabei Probleme geben, helfen Ihnen die 
Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung. 

sche Maßnahmen die Verluste 
nicht abfangen und ist eine weitere 
Beschäftigung von Arbeitnehmern 

auf geringer entlohnten 
Arbeitsplätzen nicht 
realisierbar (Ände-
rungskündigung), kann 
eine betriebsbedingte 
Kündigung notwendig 
sein. Es muss erkennbar 
sein, dass sich der 
Arbeitgeber die 
Entscheidung nicht leicht 
gemacht hat. Zudem muss 
eine Sozialauswahl im 

Einvernehmen mit dem Betriebsrat 
stattgefunden haben. Eine lange 
Betriebzugehörigkeit, ein hohes 
Lebensalter, Unterhaltspflichten 
und Schwerbehinderung können in 
gewissem Maße vor einer 
Kündigung bewahren. Auch 
Leistungsträger, deren 
Weiterbeschäftigung im be-
rechtigten betrieblichen Interesse 
liegt, genießen besonderen Schutz. 

4.12.6 Kündigung aus wichtigem 
Grund 

Die Grundlage für eine Kündigung 
aus wichtigem Grund bildet § 626 
BGB. Geben die Person oder das 
Verhalten des Mitarbeiters Anlass 
zur Kritik, kann eine fristlose Kün-
digung erfolgen. Es müssen aller-
dings gravierende Verstöße vorlie-

gen. Beispiele: offensicht-
licher Betrug, nachgewie-
sener Diebstahl am Ar-
beitsplatz. Auch das Fi-
nanzamt sollten Sie nicht 
betrügen. Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes se-
hen darin einen Anlass für 
eine Kündigung. 
 
Alkoholmissbrauch am 

Arbeitsplatz und die Weigerung, 
trotz mehrfacher Abmahnungen, an 
einer Entziehungskur teilzuneh-
men, kann Grund für eine fristge-
rechte Kündigung sein. 
 
Aber auch der Arbeitnehmer kann 
das Recht für eine außerordentliche 
Kündigung – ohne Einhaltung der 
Kündigungsfristen – für sich in An-
spruch nehmen: schwere Beleidi-
gungen, Zahlungsrückstände bei 
der Entlohnung sowie die unterlas-
sene Zahlung der Beiträge für die 
Sozialversicherung zählen als aner-
kannte Gründe. 

4.12.7 Besonderer 
Kündigungsschutz 

Mitglieder des Betriebsrates, Ar-
beitnehmer in Elternzeit, Schwan-
gere, schwerbehinderte Menschen, 
Auszubildende sowie  Wehr- und 
Zivildienstleistende unterliegen ei-
nem besonderen Kündigungs-
schutz. Aber auch von „unkündba-
ren“ Arbeitnehmern, dies sind 
langjährig Beschäftigte, kann sich 
der Arbeitgeber nur unter besonde-
ren Bedingungen trennen. 

4.12.8 Arbeitszeugnis 
Nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses steht Ihnen ein Arbeits-
zeugnis zu. Dies können Sie jedoch 
nur dann richtig interpretieren, 
wenn Sie die Gepflogenheiten in 
diesem Zusammenhang kennen 
und exzellente deutsche Sprach-
kenntnisse besitzen. Zusätzliche 
Probleme treten auf, wenn sie es 
bei einer Bewerbung in einem an-
deren Land vorlegen wollen. Da hilft 
im Ernstfall nur professioneller Rat. 

4.12.9 Beteiligung des 
Betriebsrates 

Wem auch immer, warum auch im-
mer, wie auch immer der Arbeitge-
ber eine Kündigung ausspricht - er 
ist gut beraten, den Betriebsrat in 
jedem Fall schriftlich um Einver-
ständnis zu bitten. Dabei muss er 
nicht nur den Namen des Arbeit-
nehmers angeben, sondern auch 
die objektiven Gründe für die beab-
sichtigte Kündigung. Unterlässt er 
dies, ist die Kündigung unter Um-
ständen rechtsunwirksam. 

4.13 Bestimmungen für die 
Beschäftigung von Frauen 

4.13.1 Schutzvorschriften für 
Frauen 

Die Forderung nach Gleichberechti-
gung und gleicher Entlohnung von 
Frauen hat zu einer Reduzierung 
von Schutzvorschriften geführt. Das 
soll nun nicht den Eindruck hervor-
rufen, Frauen seien nun ungünsti-
gen Arbeitsbedingungen schutzlos 
ausgesetzt. Vielmehr ist eine indi-
viduelle arbeitsmedizinische Be-
trachtung stärker in den Vorder-
grund gerückt. Davon profitieren 
nun gleichermaßen Männer. 
 
Dennoch sei auf einige Besonder-
heiten kurz eingegangen. 
•  Das Mutterschutzgesetz 

berücksichtigt weniger die Be-
lange der Mutter, sondern in 
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weit größerem Maße die Emp-
findlichkeit des Embryos. So 
beeinträchtigen toxische (gif-
tige) Stoffe den Embryo weit 
stärker als die Schwangere. 
Näheres unter „Soziale Sicher-
heit“. 

•  In aller Regel ist die Muskulatur 
von Frauen geringer ausgeprägt 
als die der Männer. Abhängig 
vom Geschlecht und vom Alter 
hat daher die Lasthandha-
bungsverordnung exakt gere-
gelt, wie viel Männer, Frauen 
und Schwangere heben und 
tragen dürfen. Hierauf hat der 
Arbeitgeber Rücksicht zu neh-
men. Mit Rücksicht auf Ihre 
Wirbelsäule sollten Sie ohne-
hin möglichst Hebewerkzeuge 
einsetzen. 

•  Entgegen landläufiger Meinung 
gilt für Frauen kein generelles 
Verbot im Bergbau unter Tage 
zu arbeiten. Allerdings ist es 
ihnen verwehrt, unter Tage 
schwere körperliche Arbeit zu 
verrichten. In leitender Stel-
lung, im Gesundheits- oder So-
zialdienst oder bei gelegentli-
cher Tätigkeit ist ihnen die Ar-
beit unter Tage gestattet (§ 64a 
Bundesbergbaugesetz). 

4.13.2 Gleichberechtigung am 
Arbeitsplatz 

Wie die übrigen Länder der EU hat 
auch die Bundesrepublik Deutsch-
land die Gleichbehandlung bei der 
Einstellung und am Arbeitsplatz per 
Gesetz geregelt (§ 611a BGB). Dies 
gilt naturgemäß für beide Ge-
schlechter. So hat der Arbeitgeber 
vor einer Personalauswahl die ge-
schlechtsneutralen Auswahlkrite-
rien festzulegen. Kann eine abge-
wiesene Bewerberin glaubhaft dar-
stellen, sie sei im Bewerbungsver-
fahren wegen ihres Geschlechts 
benachteiligt worden, ist der Ar-
beitgeber in der Beweispflicht. 
Kann dieser das Gericht nicht von 
der Richtigkeit einer sachgerechten 
Personalauswahl überzeugen, steht 
der Klägerin ein Schadenersatz von 
drei Monatsgehältern zu. Ein An-
spruch auf Einstellung besteht in-
des nicht. 
 
Es gibt hier Ausnahmen: Es dürfte 
jedermann einleuchten, dass Män-
ner in der Oper kaum Sopranrollen 
übernehmen können. Somit ist in 
solchen Fällen natürlich die Suche 
nach einer Sopranistin gestattet. 

4.14 Besondere 
Beschäftigtengruppen 

Bei Einstellung und beruflichem 
Fortkommen dürfen Sie wie jeder 
andere eine gleichberechtigte Be-
handlung erwarten und verlangen. 
So legt die deutsche Verfassung, 
das Grundgesetz, in Artikel 3 
„Gleichheit vor dem Gesetz“ im Ab-
schnitt 3 fest: „Niemand darf we-
gen seines Geschlechtes, seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Her-
kunft, seines Glaubens, seiner reli-
giösen oder politischen Anschau-
ungen benachteiligt oder bevorzugt 
werden. Niemand darf wegen seiner 
Behinderung benachteiligt wer-
den.“ Dennoch gibt es Personen-
gruppen, die mitunter indirekt be-
nachteiligt sind und eine beson-
dere Beachtung verdienen. Auf 
diese sei in diesem Kapitel hinge-
wiesen. 

4.14.1 Schwerbehinderte 
Menschen 

Trotz vieler Bemühungen und einer 
ganzen Anzahl von Gesetzen sind 
weiterhin erhöhte Anstrengungen 
notwendig, um die Integration 
schwerbehinderter Menschen in 
den Arbeitsmarkt zu verbessern. So 
hat der Deutsche Bundestag erneut 
im Januar 2004 erneut ein Gesetz 
verabschiedet, das die Beschäfti-
gung dieses Personen-
kreises fördern und si-
chern soll. Wie bisher 
sind Arbeitgeber ver-
pflichtet, fünf Prozent ih-
rer Arbeitsplätze mit 
Schwerbehinderten zu 
besetzen. Wird diese Be-
schäftigungspflichtquote 
nicht erreicht, ist eine 
Ausgleichsabgabe in ei-
nen Fonds zu zahlen. Aus 
diesem Ausgleichsfonds 
können Arbeitgeber Zu-
schüsse zum Arbeitslohn 
oder für die behinde-
rungsgerechte Einrich-
tung der Arbeitsstätten 
erhalten. Weiterhin sollen Integrati-
onsvereinbarungen mit den 
Schwerbehindertenvertretungen in 
den Betrieben, die Beschäftigung 
von schwerbehinderten Menschen 
fördern und sichern. 

4.14.2 Berufsrückkehrerinnen 
Als Berufsrückkehrerin erleben Sie 
bei Arbeitgebern positive und nega-
tive Vorurteile. Vielfach loben diese 
die Arbeitstugenden der Frauen, die 
wegen der Betreuung und Erzie-

Um die Förderung der Teilhabe 
behinderter Menschen am Arbeitsleben 
kümmern sich in allen Agenturen für 
Arbeit speziell qualifizierte 
Beratungskräfte in besonderen Stellen - 
den Reha-Teams. Ihre Aufgabe ist es, 
behinderte Menschen individuell und 
umfassend über die Möglichkeiten ihrer 
Teilhabe am Arbeitsleben zu beraten und 
mit ihnen gemeinsam die erforderlichen 
Maßnahmen festzulegen.  
 
Für Menschen mit Behinderungen gibt 
es darüber hinaus ein flächendeckendes 
Netzwerk regionaler Servicestellen. 
www.sgb-ix-umsetzen.de.<< 

http://www.sgb-ix-umsetzen.de/
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>> Beauftragte für Chancengleichheit am 
Arbeitsmarkt in den Arbeitsagenturen 
sind wichtige Ansprechpartnerinnen für 
Sie in allen beruflichen Fragen.

>> Möchten Sie zum bereits bestehenden 
Familieneinkommen eine Kleinigkeit 
hinzuverdienen, bieten sich die so 
genannten  Minijobs an. Voraussetzung: 
Sie arbeiten weniger als 15 Stun-
den/Woche und Ihr Entgelt liegt  unter 
400 Euro/Monat. Allerdings: Ihren 
Lebensunterhalt können Sie auf diese 
Weise nicht verdienen. 
www.minijob-zentrale.de  

hung kleiner Kinder ihre Berufstä-
tigkeit unterbrachen und einen 
neuen Start in der Arbeitswelt wa-
gen. Belastbarkeit und Zuverlässig-
keit stehen dabei oben an. 
Andererseits begegnen Sie 

Vorbehalten: Ist Ihr 
berufliches Wissen noch 
up to date? Haben Sie für 
Ihre Kinder einen Platz im 
Kindergarten oder in einer 
Ganztagsschule gefun-

den? 
 
Mehr Schwierigkeiten bereitet 
meist die Suche nach einer zuver-
lässigen Betreuungsperson für Ihre 
Kinder. Plätze in Kindergärten sind 
häufig nicht in ausreichender Zahl 
vorhanden. Daher sind Ihnen Kom-
munen und Kirchen bei der Suche 
nach einer Tagesmutter behilflich. 
 
Ein Tipp: Pflegen Sie während der 
Elternzeit den Kontakt zu Ihrem Ar-
beitgeber. Urlaubsvertretungen 
oder Teilzeitbeschäftigungen erhal-
ten Ihr berufliches Wissen und 
Können und erleichtern Ihren Wi-
dereinstieg. Mit anderen Worten: 
Geben Sie Ihren Arbeitsplatz wäh-
rend der Erziehung Ihrer Kinder 
nicht auf. 

4.14.3 Teilzeitbeschäftigte 
In den vergangenen Jah-
ren ist die Akzeptanz von 
Teilzeitarbeit erheblich ge-
stiegen. Um die Anzahl 
der Beschäftigten zu er-
höhen, hat der Gesetzge-
ber die Rechte dieser Ar-
beitnehmer deutlich ge-
stärkt. Sobald ein Arbeits-
verhältnis sechs Monate 
bestanden hat, können 
Sie eine Reduzierung der 

vertraglich vereinbarten Arbeitszeit 
verlangen. Auch in leitenden Posi-
tionen steht Ihnen dieses Recht zu. 
Im Regelfall akzeptiert Ihr Arbeitge-
ber Ihren Wunsch. Sollten jedoch 
durch notwendige Änderungen in 
der Arbeitsorganisation erhebliche 
Kosten entstehen oder die Sicher-
heit im Betrieb wesentlich beein-
trächtigt sein, kann der Arbeitgeber 
Ihren Wunsch auch abschlagen. 

4.15 Berufsbedingte Gefahren 
Sie arbeiten in einem Labor? Dann 
wissen Sie sicherlich, wo der Feu-
erlöscher hängt, wo die nächste 
Dusche installiert ist, wo die Au-
gendusche mit destilliertem Wasser 
steht. Dies mögen in Ihrem Labor 
Selbstverständlichkeiten sein, doch 

verlassen sich Gesetzgeber und Be-
rufsgenossenschaften lieber auf 
Regelungen und deren Einhaltung. 
Zur Sicherheit der Arbeitnehmer 
kontrollieren daher Arbeitsschutz-
behörden und Unfallversicherungen 
die Arbeitsplätze. 
 
Für die Verhütung von Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten, die 
Einhaltung der dazu bestehenden 
Vorschriften (Prävention) sowie für 
Maßnahmen zur Rehabilitation und 
die Versorgung von Hinterbliebenen 
durch Geldleistungen (Renten u. a.) 
sind die Berufsgenossenschaften 
zuständig 
www.berufsgenossenschaft.de. 

4.16 Schutz vor sexueller 
Belästigung 

Ziel des „Gesetzes zum Schutz der 
Beschäftigten vor sexueller Belästi-
gung am Arbeitsplatz“ ist die Wah-
rung der Würde von Frauen und 
Männern. Die betroffenen Beschäf-
tigten haben das Recht, sich bei 
geeigneten Stellen des Betriebes zu 
beschweren, wenn sie sich von 
Kollegen, Vorgesetzten oder von 
Dritten am Arbeitsplatz sexuell be-
lästigt fühlen. Dieses Recht be-
schränkt sich keineswegs auf straf-
rechtlich relevante Taten, sondern 
schließt auch Bemerkungen sexu-
ellen Inhalts sowie das Zeigen von 
pornografischen Darstellungen ein, 
wenn sie von den Betroffenen er-
kennbar abgelehnt werden. Führt 
Ihre Beschwerde nicht zum Erfolg, 
ergreift demnach Ihr Arbeitgeber 
keine oder offensichtlich ungeeig-
nete Maßnahmen, können Sie so-
gar zu Ihrem Schutz Ihre Tätigkeit 
am betreffenden Arbeitsplatz ohne 
Verlust des Gehaltes einstellen.  
 
Soweit das Gesetz. Natürlich wer-
den Sie sich über ein nett vorgetra-
genes Kompliment freuen. Doch der 
Übergang von einem harmlosen 
Flirt zur sexuellen Belästigung ist 
fließend; nicht jeder erkennt die 
Grenzen und beachtet sie. So un-
terstellt man Frauen häufig, sie 
seien zimperlich. Es lässt sich zu-
dem nicht ausschließen, dass eine 
Abwehrhaltung Eitelkeiten verletzt 
und damit (versteckte) Aggressio-
nen hervorruft. Sie sollten sich 
dennoch wehren – auch wenn Sie 
mit Nachteilen rechnen müssen. 
•  Verbitten Sie sich sofort und 

unmissverständlich sexuelle 
Belästigungen. Häufig ist Ihr 
Gegenüber so verdutzt, dass er 

http://www.minijob-zentrale.de/
http://www.berufsgenossenschaft.de/
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Neben einigen kleineren Gewerkschaften 
gibt es zwei Dachorganisationen, den 
Deutschen Gewerkschaftsbund 
(www.dgb.de) und den Deutschen 
Beamtenbund (www.dbb.de). Insgesamt 
sind über 9 Millionen Arbeitnehmer 
gewerkschaftlich organisiert. Der DGB 
umfasst mit 7,7 Millionen Mitgliedern 
(2002) 27 Prozent der Beschäftigten. << 

dies künftig tatsächlich unter-
lässt. 

•  Informieren Sie im Wiederho-
lungsfall Ihren Vorgesetzten. 
Weisen Sie darauf hin, dass es 
sich nicht um ein Kavaliersde-
likt handelt – mitunter vertritt 
er diese Haltung. 

•  Ziehen Sie Personen Ihres Ver-
trauens hinzu. Dies kann ein 
Vorgesetzter sein. Verbündete 
finden Sie aber auch bei Vertre-
tern der Personalstelle und des 
Betriebsrates. 

•  Leiten Sie nur rechtliche 
Schritte ein, wenn Sie die Be-
lästigung eindeutig durch Be-
weise belegen können. Dann 
allerdings können Sie mit Bei-
stand einer Anwältin vor Ge-
richt eine außerordentliche 
Kündigung - und sogar Scha-
denersatz -  durchsetzen. 

4.17 Arbeitnehmervertretung 

4.17.1 Gewerkschaften 
Eine wesentliche Aufgabe der Ge-
werkschaften besteht darin, ge-
meinsam mit Arbeitgeber- und Un-
ternehmerverbänden eigenständig 
Tarifverträge abzuschließen. In die-
sen Tarifverträge werden nicht nur 
die Höhe der Löhne und Gehälter 
vereinbart, sondern auch Arbeits-
zeiten und Arbeitbedingungen. 
Dem Wesen dieser Tarifautonomie 
entspricht es, dass die Tarifparteien 
ohne direkte staatliche Einwirkung 
nach mitunter sehr mühsamen und 
kontroversen Verhandlungen Tarif-
verträge abschließen. Beiden Sei-
ten sind in diesem Zusammenhang 
Arbeitskämpfe erlaubt – Streiks 
und Aussperrungen unterliegen da-
bei strengen Regeln. 
 
Nun sollte man nicht glauben, dass 
beide Seiten sich in ständiger Kon-
frontation gegenüber stehen. Viel-
mehr ist ihnen jeweils an einer 
starken Partnerschaft gelegen. Nur 
bei einem hohen Organisationsgrad 
lassen sich einerseits Flächentarif-
verträge mit einem großen  Wir-
kungsgrad abschließen und ande-
rerseits der soziale Friede sicher-
stellen. Eine ausgeprägte Streitkul-
tur, zu denen auch geregelte Ar-
beitskämpfe gehören, führt bei den 
Mitgliedern zu einer Meinungsfin-
dung. Hierzu nutzen Gewerkschaf-
ten das demokratische Instrument 
der „Urabstimmung“. Mit einiger 
Sorge betrachtet man daher den 
Mitgliederschwund, der sowohl bei 
den ca. 150 Gewerkschaften als 

auch bei den Arbeitgebervereini-
gungen zu beobachten ist. 
Selbstverständlich können Sie sich 
jederzeit einer Gewerkschaft an-
schließen. Dies bringt durchaus 
Vorteile mit sich – nicht nur eine 
kostenlose Rechtsberatung. Die so 
genannte Vereinigungsfreiheit ist 
durch das Grundgesetz geschützt. 

4.17.2 Betriebsrat 
Der Betriebsrat stellt eine demokra-
tisch gewählte Vertretung der 
Belegschaft eines Unternehmens 
dar. Die Einrichtung dieses Gremi-
ums sowie ihre Rechte und Pflich-
ten sind für Wirtschaftsunterneh-
men im Betriebsverfas-
sungsgesetz und für die 
Personalräte des öffentli-
chen Dienstes im Bun-
despersonalvertretungs-
gesetz geregelt. Vertrau-
enspersonen der Schwer-
behinderten, Gleichstel-
lungsbeauftragte und Ju-
gendvertreter kümmern 
sich zusätzlich um die In-
teressen dieser Personengruppen. 
 
Ein selbstbewusster Betriebsrat 
nimmt Anregungen der Belegschaft 
auf und verhandelt mit dem Arbeit-
geber, um berechtigte Anliegen 
durchzusetzen. Er ist in der Regel 
bei wesentlichen Personalent-
scheidungen beteiligt und verfügt 
über Detailkenntnisse und Erfah-
rungen, die Sie in Zweifelsfällen 
nutzen sollten. Es sollte Ihnen aber 
ebenso klar sein, dass sich ein Be-
triebsrat nicht immer auf Ihre Seite 
schlägt: Geben Sie erwiesenerma-
ßen Anlass zur fristlosen Kündi-
gung, stimmt der Betriebsart in aller 
Regel zu. Schließlich ist er an Recht 
und Gesetz gebunden und soll 
auch zum sozialen Frieden im Be-
trieb beitragen. 

4.18 Arbeitskonflikte – Streik 
Dieses Kapitel behandelt nicht in-
dividuelle Konflikte mit dem Arbeit-
geber, sondern geht auf kollektive 
Probleme im Betrieb ein. Mitunter 
geraten Sie selbst dabei zwischen 
die Fronten. In solchen Fällen soll-
ten Sie Gleichgesinnte suchen. Nur 
sehr starke Naturen können sich 
alleine auf den Weg machen – auch 
wenn es der Richtige ist. 
 
Im Regelfall bemühen sich beide 
Seiten – Betriebsrat und Arbeitge-
ber – um eine vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit. Driften die Interes-
sen der beiden Partner weit ausein-

http://www.dgb.de/
http://www.dbb.de/
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ander, können massive Konflikte 
entstehen. Da sich in solchen Fäl-
len meist schon verhärtete Fronten 
gebildet haben, ist die Schlichtung 
durch Dritte sinnvoll. 
 
Während eine Mediation keinen 
festen Regeln folgt, sind Aufgabe 
und Zusammensetzung einer Eini-
gungsstelle im Betriebsverfas-
sungsgesetz formal geregelt. Stellt 
der Betriebsrat das Scheitern von 
Verhandlungen fest, kann er eine 
solche Einigungsstelle anrufen. Sie 
besteht aus einem Vorsitzenden 
und (fachkundigen) Beisitzern, die 
die Konfliktparteien in jeweils glei-
cher Anzahl nach eigenen Vorstel-
lungen benennen. Divergieren die 
Auffassungen trotz der Suche nach 
einem Kompromiss weiterhin, ent-
scheidet letztlich eine zweite Ab-
stimmung, bei der die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag gibt, 
welche Variante als Betriebsverein-
barung in Kraft tritt. Glaubt die un-
terlegene Seite, es handele sich 
hierbei nicht um eine ordnungsge-
mäße Entscheidung, kann sie das 
Arbeitsgericht anrufen. 

4.18.1 Streik 
Gewerkschaften dürfen nach einer 
geheimen Urabstimmung, bei der 
mindestens 75 Prozent der organi-
sierten Arbeitnehmer dem Arbeits-
kampf zustimmen müssen, nach 
dem Scheitern von Tarifverhand-
lungen und einem ergebnislosen 
Schlichtungsversuch legale Streiks 
durchführen. Auch Warnstreiks – 
kurze Arbeitsniederlegungen – sind 
nach Ablauf der vereinbarten Frie-
denspflicht zur Unterstreichung der 
Forderungen während laufender Ta-
rifverhandlungen zulässig. Alle an-
deren Streikarten, politische Streiks 
oder Streiks ohne Beteiligung der 
Gewerkschaft, sind in Deutschland 
rechtswidrig. 
 
Da Tarifverhandlungen ohne unmit-
telbare Beteiligung des Staates er-
folgen, hält sich der Staat konse-
quenterweise auch aus Arbeits-
kämpfen heraus. Das hat zur Folge, 
dass Streikende oder ausgesperrte 
Arbeitnehmer während dieser Zeit 
kein Arbeitslosengeld erhalten. Da 
ein Streik einer legalen Arbeitsver-
weigerung gleichkommt, bleibt 
zwar der Arbeitsvertrag bestehen, 
es erfolgen aber keine Lohnzahlun-
gen. Als Ersatz für diesen Ver-
dienstausfall unterstützt eine 
Streikkasse die Gewerkschaftsmit-
glieder. Nicht organisierte Strei-
kende gehen dagegen leer aus. Ihre 

Teilnahme an rechtmäßigen Streiks 
ist indes völlig legal. 
Sanktionen (Abmahnungen, Kündi-
gungen) kann der Arbeitgeber nur 
bei so genannten wilden Streiks 
verhängen.  
 
Da ein Arbeitskampf die mündli-
chen Tarifverhandlungen lediglich 
unterstreicht und dem Prinzip der 
fairen Kampfführung folgt, haben 
die Streikenden auch die Pflicht, 
einen Notdienst für Erhaltungsar-
beiten einzurichten, wenn dieser er-
forderlich ist, um einen unverhält-
nismäßig hohen Schaden an Ma-
schinen und Einrichtungen des Un-
ternehmens zu vermeiden. 

4.18.2 Aussperrung 
Das Druckmittel Aussperrung un-
terliegt den gleichen Kriterien wie 
der Streik. Führt man sich vor Au-
gen, dass sich am Verhandlungs-
tisch möglichst gleich starke Part-
ner gegenübersitzen sollten, ist 
Folgendes verständlich: Durch Rich-
terspruch haben sich die Voraus-
setzungen für Streik und Aussper-
rung deutlich angenähert. So müs-
sen Aussperrungen als Reaktion auf 
einen Streik verhältnismäßig sein, 
also „Waffengleichheit“ zu den 
Maßnahmen des Gegners herstel-
len. 
 
Auch diese Regelungen tragen si-
cherlich dazu bei, dass in 
Deutschland nur wenige Ar-
beitstage durch Arbeitskämpfe 
verloren gehen. 
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Wie viel des "sauer Verdienten" 
abgegeben werden muss, hängt von den 
individuellen Lebensverhältnissen ab. 
Ledige Personen müssen am tiefsten in 
die Tasche greifen. Wer verheiratet ist, 
zudem alleine verdient und Kinder hat, 
wird steuerrechtlich sehr viel 
schonender behandelt. Anders als in 
anderen Ländern gibt es in Deutschland 
auch eine Kirchensteuer, die vom Staat 
eingezogen wird. Das sind immerhin 
acht bis neun Prozent des Betrages, der 
als Einkommensteuer fällig wird. Wenn 
Sie Mitglied zum Beispiel der 
Orthodoxen Kirche oder der 
Anglikanischen Kirche sind, entfallen 
diese Abgaben. << 

5 Lebensbedingungen

5.1 Politik, Verwaltung, Recht 
Die Bundesrepublik Deutschland 
ist eine föderalistisch aufgebaute 
parlamentarische Demokratie mit 
Zweikammersystem (Bundestag 
und Bundesrat). Deutschland ist 
also ein Bundesstaat, der aus den 
folgenden 16 Bundesländern (in 
Klammern die jeweilige Landes-
hauptstadt) gebildet wird: 
 
Baden-Württemberg (Stuttgart), 
Bayern (München), Berlin, Bran-
denburg (Potsdam), Freie und Han-
sestadt Bremen, Freie und Hanse-
stadt Hamburg, Hessen (Wiesba-
den), Mecklenburg-Vorpommern 
(Schwerin), Niedersachsen (Hanno-
ver), Nordrhein-Westfalen (Düssel-
dorf), Rheinland-Pfalz (Mainz), 
Saarland (Saarbrücken), Sachsen 
(Dresden), Sachsen-Anhalt (Mag-
deburg), Schleswig-Holstein (Kiel), 
Thüringen (Erfurt). 
 
Der Bundestag (Parlament) hat sei-
nen ständigen Sitz seit 1999 im 
Reichstagsgebäude in Berlin. Die 
Zusammensetzung des Bundesta-
ges wird alle vier Jahre durch eine 
Bundestagswahl bestimmt. Der 
Bundestag wählt den Bundeskanz-
ler, der die Regierungsmitglieder 
(Minister) vorschlägt. Der Bundes-
tag beschließt Gesetze. Insofern die 
Rechte der Bundesländer betroffen 
sind, muss auch noch deren Vertre-
tung (der Bundesrat) zustimmen. 
Der Bundesrat, der sich aus Mit-
gliedern der Landesregierungen zu-
sammensetzt, ist die Vertretung der 
Bundesländer. Die Anzahl der 
Stimmen pro Land hängt von der 
Einwohnerzahl der einzelnen Län-
der ab und variiert von drei bis fünf 
Stimmen. 
 
In der Bundesrepublik Deutschland 
sind die Verwaltungsaufgaben auf 
Bund, Länder und Kommunen auf-
geteilt. Das Schwergewicht der 
Verwaltungstätigkeit liegt bei den 
Ländern und Kommunen. Die Län-
der führen Bundesgesetze im Auf-
trag des Bundes oder in eigener 
Verantwortung aus. Sie sind 
daneben für Gesetzgebung und 
Verwaltung vor allem in den Berei-
chen Bildung, Wissenschaft und 
Kultur, öffentliche Ordnung und Si-
cherheit sowie Landesplanung zu-
ständig. Die Kommunen sind die 
unterste Stufe im dreistufigen Ver-
waltungsaufbau. Bund und Länder 
weisen ihnen die Aufgaben und 

entsprechende Finanzmittel zu. Im 
Rahmen der Selbstverwaltung 
nehmen die Kommunen eigene und 
freiwillige Aufgaben nach eigenem 
Ermessen und finanziellen Mög-
lichkeiten sowie Aufgaben im Auf-
trag von Bund und Land wahr. 

5.2 Steuern und Abgaben 
Wer als Arbeitnehmer in Deutsch-
land wohnt und ein Einkommen be-
zieht, muss hier auch Steuern zah-
len. Der Arbeitgeber behält die Ein-
kommensteuer bei jeder Lohnzah-
lung ein und führt die Steuer direkt 
ans Finanzamt ab. Die Höhe der 
Steuer ermittelt er nach dem Steu-
ertarif. Eine wichtige Rolle spielen 
die individuellen Besteuerungs-
merkmale des Arbeitnehmers, zum 
Beispiel Familienstand, Zahl der 
Kinder und Kirchensteuerabzug. Die 
Besteuerungsmerkmale stehen auf 
der Lohnsteuerkarte. 
 
Die Lohnsteuerkarte wird von der 
Gemeinde anhand ihrer Unterlagen 
(z.B.  Einwohnerkartei) vor Beginn 
eines jeden Kalenderjahres für alle 
Arbeitnehmer ihres Bezirks ausge-
stellt. Die Gemeinde be-
scheinigt auf der 
Lohnsteuerkarte die 
Steuerklasse und die Zahl 
der Kinderfreibeträge für 
die unter 18 Jahre alten 
Kinder sowie die Religi-
onszugehörigkeit des Ar-
beitnehmers. Um dem 
Arbeitgeber die Steuerbe-
rechnung zu erleichtern, 
werden die Arbeitnehmer 
nach Familienstand in un-
terschiedliche Steuer-
klassen eingeordnet. Ver-
änderungen von Einträ-
gen auf der Lohnsteuer-
karte  kann man beim 
örtlichen Finanzamt bean-
tragen. 
 
Am Ende eines Jahres muss jeder, 
der Steuern zahlt, eine Steuererklä-
rung beim Finanzamt abgeben. 

5.3 Einkommen und 
Lebenshaltungskosten 

Die durchschnittlichen Bruttomo-
natsverdienste von vollzeitbeschäf-
tigten Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen im produzierenden 
Gewerbe, Handel, Kredit- und Ver-
sicherungsgewerbe liegen  in 
Deutschland ungefähr bei 2 900 
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>>Eine Fülle praktischer Informationen 
und aktueller Nachrichten zum Thema 
Leben in Deutschland finden Sie auf dem 
mehrsprachigen Portal www.campus-
germany.de.  

>> Für denjenigen, der alleine nach 
Deutschland kommt und bereit ist, mit 
anderen in einer Wohnung zusammen-
zuleben, sind Wohngemeinschaften eine 
gute Möglichkeit, günstig zu wohnen 
und zugleich Menschen kennen zu ler-
nen. In vielen Universitätsstädten gibt es 
darüber hinaus Mitwohnzentralen, die 
über eine Provision zeitlich befristet 
Wohnungen vermitteln. 

Euro. Im Dienstleistungssektor ver-
dienen die vollzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmer durchschnittlich mo-
natlich brutto 2 700 Euro. Ein Ange-
stellter verdient durchschnittlich 
3700 Euro, die Arbeiter und 
Arbeiterinnen 2500 Euro. Erhebli-
che Unterschiede gibt es nach wie 
vor zwischen West- und 
Ostdeutschland: Jenseits der Elbe 
wird im Schnitt ein Drittel weniger 
gezahlt. Und nach wie vor verdie-
nen Frauen in vergleichbaren Posi-

tionen deutlich weniger 
als Männer. 
 
Die Lebenshaltungskosten 
sind in Deutschland rela-
tiv hoch. Dazu tragen z.B. 
die Wohnungsmieten und 

die Nebenkosten für Strom und 
Wasser, die Heizkosten sowie die 
Benzinpreise bei. Auf der anderen 
Seite sind die Lebensmittelpreise in 
Deutschland zurzeit relativ niedrig. 

5.4 Einkaufen 
Die Einkaufmöglichkeiten im Zent-
rum einer Großstadt unterscheiden 
sich, wie in anderen Ländern auch, 
von denen einer Vorstadt oder 
Kleinstadt. Dennoch werden Sie für 
die Dinge des täglichen Bedarfs wie 
Lebensmittel, Haushaltsbedarf, 
Schreibwaren, Zeitungen usw. die 

entsprechenden Läden 
schnell in Ihrer Nähe  fin-
den. Hinzu kommen eine 
Vielzahl von Supermärk-
ten und die Filialen von 
großen Einzelhandelsket-
ten, die oft billiger sind, 
aber häufig nicht so zent-
ral liegen. Alle Geschäfte 
schließen spätestens um 
20 Uhr, manche bereits 
um 18.30 Uhr. Samstags 
müssen Sie in kleinen 

Städten und auf dem Land bis 13 
oder 14 Uhr ihre Einkäufe erledi-
gen. Im Zentrum größerer Städte 
schließen die Geschäfte am Sams-
tag meist erst zwischen 16 und 20 
Uhr. Sonntags sind die Geschäfte 
generell geschlossen. Für kleine 
Einkäufe sind aber Kioske und 
Tankstellen geöffnet. 
 
Jedes Lebensmittelgeschäft hat 
Wochenangebote. Manche Ge-
schäfte drucken wöchentlich neue 
Werbeprospekte, die sie in Brief-
kästen der umliegenden Häuser 
verteilen lassen. Es lohnt sich, dar-
auf zu achten, da die Preise für ei-
nige Artikel vorübergehend erheb-
lich niedriger sind. In fast allen 
Städten gibt es auch kostenlose 

"Anzeigenblätter", in denen die lo-
kalen Geschäftsleute inserieren. In 
diesen Blättern gibt es auch Rubri-
ken für An- und Verkauf der ver-
schiedensten Dinge. Breiten Raum 
nehmen hier die Second-Hand-An-
zeigen von Privatleuten ein, die von 
gebrauchten Möbeln bis hin zu 
Elektrogeräten alles anbieten, was 
sich bewegen lässt. In größeren 
Städten gibt es spezielle Läden, in 
denen Bekleidung, Spielzeug oder 
Elektrogeräte gebraucht angeboten 
werden. 

5.5 Wohnen 
Der Wohnungsmarkt in Deutsch-
land bietet im Vergleich zu vielen 
anderen europäischen Ländern 
eine Besonderheit: Mehr als die 
Hälfte aller Deutschen wohnt in 
Mietwohnungen, die in der Regel 
unmöbliert vermietet werden. Vor 
allem in den städtischen Ballungs-
zentren ist es nicht so einfach eine 
preiswerte Wohnung zu finden. Die 
Deutschen müssen im Durchschnitt 
fast ein Drittel ihres Einkommens 
für Miete, Heizung und andere Ne-
benkosten aufbringen. In Großstäd-
ten können die Ausgaben für das 
Wohnen leicht auf 50 Prozent an-
steigen, denn das Wohnungsange-
bot ist insbesondere  für Alleinste-
hende, die nur nach einer kleinen 
Wohnung oder einem Apartment 
suchen, knapp und  teuer. 

5.5.1 Miete 
Viele Städte veröffentlichen in re-
gelmäßigen Abständen Mietspie-
gel. Ihnen können Sie die durch-
schnittlichen Miethöhen entspre-
chend der Wohnlage, der Baual-
tersklasse und dem Ausstattungs-
grad der Wohnung entnehmen. Die 
Verwaltungen vieler Großstädte 
stellen den Mietspiegel kostenlos 
online zur Verfügung oder versen-
den ihn gegen eine geringe Schutz-
gebühr. 
 
Die durchschnittlichen Mieten va-
riieren sehr stark. Einige Beispiele 
seien genannt: Hamburg 6,13 
€/m², Stuttgart ca. 6,50 €/m² und 
München mehr als 11,50 €/m² 
(Stand 2003). Die Angaben bezie-
hen sich auf die Netto-Kaltmiete. 
Sie müssen also noch Betriebskos-
ten sowie den eigenen Verbrauch 
an Wasser, Strom und Heizung 
dazu rechnen. 
 
Meist erwartet der Vermieter zu-
sätzlich eine Kaution von etwa drei 
Monatsmieten. Sie dient als Si-

http://www.campus-germany.de/
http://www.campus-germany.de/
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Die Deutschen lieben das 
Spazierengehen und Wandern: In und 
um die Großstädte herum gibt es eine 
Fülle von Ausflugsmöglichkeiten, die auf 
guten Spazier- und Wanderwegen zu 
erreichen sind und die es lohnen, von 
Ihnen entdeckt zu werden. Beliebt 
geworden ist auch das Erkunden der 
Umgebung mit Fahrrad oder Inline-
Skates << 

cherheit für etwaige Schäden, die 
nach dem Auszug in der Wohnung 
zu beheben sind. Schließen Sie ei-
nen längeren oder unbefristeten 
Mietvertrag ab, sollten Sie für die 
Kaution einen Sparvertrag zuguns-
ten des Vermieters abschließen. So 
gehen Ihnen die Zinsen nicht verlo-
ren. Ziehen Sie aus der Wohnung 
wieder aus, lassen Sie sich vom 
Vermieter Ihre erneute Verfügungs-
gewalt über das Sparbuch schrift-
lich bestätigen. 
 
Meist legt der Vermieter Wert auf 
einen Mietvertrag. Dieser regelt die 
Frage der Schönheitsreparaturen, 
vereinbart häufig auch Staffelmie-
ten und weist auf die Kündigungs-
fristen hin. In Zweifelsfällen können 
sich beide Parteien auf diesen Ver-
trag berufen. Ungünstige Regelun-
gen, die mit dem Mietrecht nicht in 
Einklang stehen, haben keine Gül-
tigkeit. Das Mietrecht stützt sich auf 
eine ganze Anzahl von Gesetzen 
und Verordnungen – aber auch auf 
gesprochenes Richterrecht. Mit an-
deren Worten: In ernsten Streitfäl-
len sollten Sie Rat bei Experten ein-
holen. Dazu zählen nicht nur 
Rechtsanwälte, sondern auch der 
Mieterbund (www.mieterbund.de). 
 
Bei notwendigen Reparaturen und 
für Besichtigungstermine von 
Nachmietern müssen Sie Ihrem 
Vermieter Zugang zu Ihrer Wohnung 
gewähren. Doch muss er dies vor-
her mit Ihnen vereinbaren. 

5.5.2 Strom und Wasser 
In aller Regel sind für die Wohnun-
gen separate Strom- und Wasser-
zähler installiert. Um Konflikte zu 
vermeiden, sollten Sie diese beim 
Bezug der Wohnung zusammen mit 
dem Vermieter ablesen und die 
Zählerstände den Stadtwerken mit-
teilen. Diese kassieren einen mo-
natlichen Pauschalbetrag. Zur Jah-
reswende erhalten Sie eine Jah-
resendabrechnung, bei der der 
neue Zählerstand mit den bereits 
geleisteten Zahlungen verrechnet 
wird. 

5.5.3 Heizung 
Die Heizungskosten sind durch den 
Vermieter verbrauchsabhängig ab-
zurechnen. Dafür sind an den Heiz-
körpern der Zentralheizung meist 
Messinstrumente angebracht, die 
Ihren individuellen Verbrauch fest-
stellen. Verreisen Sie im Winter 
längere Zeit, dürfen Sie die Heizung 
jedoch nicht vollständig abschal-

ten, um auf diese Weise Heizkosten 
zu sparen. Um das Zufrieren von 
Wasserleitungen zu vermeiden, 
sind daher bei Thermostatventilen 
die Frostschutzeinstellungen zu 
nutzen. 

5.6 Kulturelles und 
gesellschaftliches Leben 

In Deutschland haben auch kleine 
Städte ihr eigenes Theater, Orches-
ter und Museum, und fast überall 
werden Sie auf ein reiches und dif-
ferenziertes Kulturangebot treffen. 
In den großen Städten sind die 
Möglichkeiten, interessante Künst-
ler oder Ausstellungen, Theater- 
und Filmvorführungen zu sehen, so 
vielfältig, dass es schwierig ist, sich 
zu entscheiden. 
 
Am besten informiert man 
sich über das Kulturan-
gebot in den örtlichen Ta-
geszeitungen, beim Ver-
kehrsamt, das Über-
sichtsprogramme für die 
kommenden Wochen und 
Monate herausgibt, in 
Programmen für die Thea-
ter-, Opern- und Konzert-
veranstaltungen und durch Plakat-
anschläge. In fast jeder Stadt exis-
tiert auch ein "Kultur-" oder 
"Stadtmagazin", das neben den 
Programmen der Theater, Konzert-
häuser und Kinos über die gesamte 
Kunst- und Musikszene mit ihren 
vielen Veranstaltungen informiert. 
Selbstverständlich können Sie auch 
die Internetseiten der Stadt konsul-
tieren. Insbesondere in Universi-
tätsstädten gibt es oft kostenlose 
Hefte, die Veranstaltungstipps und 
Kinoprogramme neben einem um-
fangreichen Annoncenteil enthal-
ten. Auf diesem Weg erhält man  
schnell einen Überblick über Frei-
zeitmöglichkeiten und -angebote. 
 
Darüber hinaus noch einige allge-
meine Tipps: In den Volkshoch-
schulen (VHS) www.vhs.de können 
Sie Kurse auf nahezu allen Gebie-
ten belegen; z. B. können Sie dort 
an weiteren Deutschkursen teil-
nehmen. Ein Programm erhält man 
bei der Volkshochschule und in ei-
nigen Buchläden. 
 
Typisch für Deutschland sind die 
Kneipen. Unter den vielen Kneipen 
unterschiedlichen Stils und ver-
schiedener Atmosphäre sucht sich 
fast jeder eine "Stammkneipe", in 
der man sich regelmäßig mit Freun-
den trifft. In den Großstädten gibt 
es auch Kneipen mit kleinen Aus-

http://www.mieterbund.de/
http://www.vhs.de/
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>> Für Eltern in Deutschland ist es häufig 
gar nicht so einfach, den Tagesablauf 
gut zu organisieren, gerade wenn ein 
Kind noch in den Kindergarten, das 
andere schon in die Schule geht: Kinder 
zum Kindergarten oder zur Schule zu 
bringen und abzuholen, Einkäufe und 
andere Erledigungen zu machen. Dieses 
Kunststück wird täglich von vielen 
Müttern und Vätern vollbracht, denn in 
Deutschland gibt es wenige 
Möglichkeiten, Kinder ganztägig in gute 
Betreuung zu geben. Das Problem trifft 
besonders Familien, in denen beide 
Elternteile berufstätig sind. 

stellungen, Theatern, Musikkellern 
und Kabaretts. In ihnen spielt sich 
häufig der der "nicht etablierte" 
Kulturbetrieb jenseits der großen 
Kunst- und Kultureinrichtungen ab. 
Insider unter Ihren Bekannten wer-
den Ihnen die richtigen Adressen 
nennen. Im Sommer sind vor allem 
Biergärten und Weinstuben sehr 
beliebt, in denen man abends noch 
lange draußen sitzen kann. Sie soll-
ten unbedingt die verschiedenen 
Volksfeste wie Fasching bzw. Kar-
neval im Winter, Straßenfeste im 
Sommer, Bier- und Weinfeste im 
Herbst besuchen. Die Deutschen 
lieben Feste und sind hier im all-
gemeinen geselliger und sprich-
wörtlich "gemütlicher" als im All-
tagsleben. 

5.7 Bildungssystem 

5.7.1 Allgemeiner Überblick 
Das Schulwesen ist in Deutschland 
Sache der Bundesländer. Es gibt 
daher von einem Bundesland zum 
anderen große Unterschiede in den 
Schulsystemen und Lehrplänen. 
Das Schuljahr beginnt nach den 
Sommerferien, die je nach Bun-
desland zwischen Juli und Septem-
ber zu Ende sind. In deutschen 
Schulen findet der Unterricht fast 
ausschließlich vormittags statt, in 
der Regel etwa zwischen 8.00 und 
ist der Unterricht meist sehr viel 
kürzer, oft nur einige Stunden am 
Tag, und auch unregelmäßiger. In 
den oberen Klassen der Gymnasien 

können die Schüler nach 
ihren Interessen Schwer-
punktfächer wählen und 
besuchen Kurse. Zum Teil 
finden die Unterrichts-
stunden, z. B. Sport, auch 
nachmittags statt. An den 
Nachmittagen müssen die 
Schüler die Hausaufgaben 
für den nächsten Tag erle-
digen. Die dafür notwen-
dige Zeit variiert erheb-
lich. Gelegenheit zum Mit-
tagessen bieten nur die 
relativ seltenen Ganzta-
gesschulen. 
 

Der Bereich der vorschulischen Er-
ziehung umfasst Einrichtungen für 
Kinder im Alter von drei bis sechs 
Jahren - überwiegend Kindergärten, 
aber auch Vorschulklassen. Der Be-
such dieser Einrichtungen ist in der 
Regel freiwillig, aber kostenpflich-
tig. 
 

Die Schulpflicht beginnt für alle 
Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland nach der Vollendung 
des sechsten Lebensjahres. Der 
Schulbesuch ist an den öffentlichen 
Schulen kostenfrei. Lediglich 
Schulbücher, anderes Unterrichts-
material sowie Klassenausflüge 
und –reisen müssen Sie finanzie-
ren. In einigen Regionen werden 
Schüler in Kinderhorten betreut. 
 
Für alle Kinder beginnt der Schul-
besuch mit der Grundschule 
(Klasse 1 bis 4). Danach -- oder 
nach einer zweijährigen Über-
gangszeit (Förderstufe oder Orien-
tierungsstufe), dies ist je nach 
Bundesland verschieden -- müssen 
Eltern und Kinder sich für  weiter-
führende Schulen entscheiden: 
•  Die Hauptschule endet mit dem 

Hauptschulabschluss (je nach 
Bundesland nach der 9. oder 
10. Klasse). Sie vermittelt eine 
allgemeine Bildung. In den 
meisten Fällen schließt sich di-
rekt eine berufliche Ausbildung 
im so genannten Dualen Sys-
tem an.  

•  Die Realschule vergibt die Mitt-
lere Reife als Abschluss nach 
der 10. Klasse. Der Abschluss 
der Realschule ist die Grund-
lage für berufsqualifizierende 
Bildungsgänge und berechtigt 
zum Besuch weiterführender 
schulischer Ausbildungsgänge 
wie der Fachoberschule oder 
des Fachgymnasiums. 

•  Das Gymnasium endet mit dem 
Abitur, das  je nach Bundes-
land nach der 12. oder 13. 
Klasse abgelegt  wird. Das 
Gymnasium vermittelt seinen 
Schülern eine vertiefte allge-
meine Bildung, die sich an den 
Erfordernissen eines späteren 
Hochschulstudiums orientieren 
soll. Mit der Abiturprüfung nach 
Jahrgangsstufe 13 (bzw. nach 
12 Jahrgangsstufen) wird das 
Zeugnis der allgemeinen Hoch-
schulreife erworben. Dieses ist 
die Zugangsberechtigung zu 
einem Hochschulstudium. 

•  Die Gesamtschule (nicht in al-
len Bundesländern) ist eine 
Schule für alle Kinder ab der 5. 
Klasse. Es gibt Gesamtschulen, 
die mehrere Schultypen unter 
einem Dach vereinen und sol-
che, in denen die Kinder ohne 
vorherige Festlegung je nach 
Leistungsniveau verschiedene 
Kurse besuchen. 
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Eine Liste der Ärzte finden Sie nach 
Fachgebieten geordnet im Bran-
chentelefonbuch ("Gelbe Seiten") Ihrer 
Stadt (siehe auch www.gelbe-seiten.de). 
Oft ist es jedoch ratsam, zunächst zu 
einem Hausarzt zu gehen, um sich nach 
einer allgemeinen Untersuchung an 
einen Fachkollegen überweisen zu 
lassen. So kann man auch von dem 
Netzwerk innerhalb der örtlichen 
Ärztegemeinschaft profitieren. 
Empfehlungen für Hausärzte können 
manchmal die Apotheken in der Gegend 
aussprechen. << 

Falls Ihr Kind deutliche Schwierig-
keiten beim Lernen hat oder behin-
dert ist, sollten Sie sich in jedem 
Falle in der Schulbehörde Rat ho-
len. Die Angebote reichen von In-
tegrationsklassen an Grundschu-
len, an denen Sonderschullehrer 
behinderte Kinder zusätzlich 
betreuen, bis zu Gymnasien für 
Blinde und Sehbehinderte. 
 
Der allgemeinen Schulpflicht 
schließt sich meist die Berufs-
schulpflicht an. Diese erfüllt ein 
Auszubildender automatisch in der 
dualen Ausbildung: betriebliche 
und schulische Ausbildungsab-
schnitte wechseln sich dabei re-
gelmäßig ab. Auch der Besuch ei-
nes Gymnasiums schließt diese 
Schulpflicht mit ein. 

5.8 Privatleben (Geburt, Hoch-
zeit, Todesfälle) 

Für jede Geburt, Adoption, Ankün-
digung der Eheschließung, Heirat, 
Scheidung und für jeden Sterbefall 
muss im Standesamt der Gemeinde 
eine Urkunde erstellt werden. 
 
Nach der Geburt eines Kindes ha-
ben die Eltern 15 Arbeitstage Zeit, 
um das Neugeborene in der Ge-
burtsgemeinde anzumelden. Häufig 
bestehen zwischen den Kliniken 
und dem Standesamt aber Verein-
barungen, durch die die Formalitä-
ten über die Kliniken einfach abge-
wickelt werden. Ansonsten stellen 
die Hebamme oder der Haus- bzw. 
Notarzt die Geburtsanzeige aus, 
und die Eltern müssen sie beim 
Standesamt vorlegen. 
 
Vor einer Heirat muss mindestens 
einer der beiden zukünftigen Ehe-
leute zwecks Erstellung einer Ur-
kunde über die Ankündigung der 
Eheschließung im Standesamt vor-
stellig werden. Diese Urkunde muss 
mindestens 14 Tage vor der Heirat 
erstellt worden sein. Nach Beur-
kundung der Eheverkündigung und 
Prüfung der Heiratsakte vollzieht 
der Standesbeamte die zivilrechtli-
che Trauung. Eine diesbezügliche 
Urkunde wird dem zukünftigen 
Ehepaar vorgelesen und nach Über-
tragung in die Heiratsregister von 
dem Ehepaar und dem Standesbe-
amten unterschrieben. 
 
Jeder Sterbefall muss schnellst-
möglich bei der Gemeinde, in der 
der Tod eingetreten ist, gemeldet 
werden. 

5.9 Gesundheitssystem 
Eu-Bürger und Bürger des EWR be-
nötigen seit  Juni 2004 lediglich die 
Europäische Krankenversiche-
rungskarte EHIC (European Health 
Insurance Card), um im Krankheits-
fall bei einem vorübergehenden 
Aufenthalt in einem anderen Mit-
gliedstaat medizinisch notwendige 
Sachleistungen in Anspruch neh-
men zu können. Die EU-Gemein-
schaftsbestimmungen gelten nur 
für gesetzlich Krankenversicherte. 
Privat Versicherte sollten mit Ihrer 
Krankenkasse vor Reiseantritt eine 
private Auslandskrankenversiche-
rung abschließen, die in der Regel 
zwölf Monate gültig ist und mit ei-
nem Einmalbetrag abgegolten wird. 
 
Sobald Sie einen Arbeitsvertrag un-
terschreiben und in Deutschland 
arbeiten wollen, müssen Sie als Ar-
beitnehmer auf jeden Fall eine 
Krankenversicherung abschließen. 
Damit eine Krankheit nicht zu ei-
nem finanziellen Risiko wird, si-
chern die gesetzlichen Krankenkas-
sen ihre Mitglieder und ihre Familie 
im Krankheitsfall ab. Ehepartner, 
die nicht arbeiten, und Kinder kön-
nen mitversichert werden. Für EU-
Ausländer, deren Aufenthalt sich 
auf mindestens sechs und höchs-
tens 60 Monate beschränkt, wird 
eine spezielle Krankenversicherung 
angeboten. Der Vorteil: ein bis zu 
drei Viertel geringerer Versiche-
rungsbeitrag. 
 
Bei allen Ärzten sollten 
Sie sich telefonisch an-
melden. Bei akuten Er-
krankungen oder Unfällen 
wird Ihnen sofort oder am 
selben Tag ein Termin ge-
geben. Andernfalls müs-
sen Sie mit Wartezeiten 
von mehreren Tagen oder 
sogar Wochen rechnen, 
vor allem bei Zahnärzten 
oder Fachärzten. Grund-
sätzlich müssen Sie ein-
kalkulieren, dass Sie sich 
selbst nach einer Termin-
absprache noch einige 
Zeit im Wartezimmer gedulden 
müssen. Die allgemeinen Öff-
nungszeiten und die Sprechstun-
den nach Vereinbarung können 
sehr unterschiedlich sein, liegen 
aber meist innerhalb der normalen 
Geschäftszeiten (meist regelmäßig 
vormittags, aber nicht jeden Nach-
mittag). Wenige Praxen haben 
samstags geöffnet, und sonntags 
sind nur Notdienste zu erreichen. 
Im Urlaubsfall bestimmen die Ärzte 

http://www.gelbe-seiten.de/
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>> Gemeinsam reisen lohnt sich: Das 
Portal www.kartenfuchs.de basiert auf 
der Idee, dass mehrere Bahnreisende 
mit derselben Fahrtrichtung oder 
demselben Ziel als Gruppe einen 
verbilligten Tarif in Anspruch nehmen 
können. Hier haben registrierte Nutzer 
die Gelegenheit, sich für eine 
Reisegruppe in ihre Richtung 
anzumelden oder selbst eine Gruppe zu 
gründen.  

Wer eine Mitfahrgelegenheit in einem 
Auto sucht oder jemanden im eigenen 
Auto mitnehmen will wird fündig  unter 
www.mitfahrzentrale.de  

in der Regel einen Kollegen in der 
Nähe als Vertreter. 
 
Wenn Sie nachts, an Wochenenden 
oder an Feiertagen plötzlich einen 
Arzt brauchen, hilft Ihnen der ärztli-
che Not- und Bereitschaftsdienst. 
Entweder schauen Sie in der Tages-
zeitung unter der Rubrik "Ärztlicher 
Notdienst" oder "Ärztlicher Bereit-
schaftsdienst" nach, der Ihnen die 
Dienst habenden Ärzte nennt, oder 
Sie rufen bei einem Arzt in Ihrer 
Nähe an. Dort nennt Ihnen im all-
gemeinen ein automatischer Anruf-
beantworter erst die Sprechstunden 
des betreffenden Arztes und da-
nach die Vertretung für die Nacht 
bzw. das Wochenende oder die Fei-
ertage. 

5.10 Verkehrswesen 
Wie lange fährt man von Kiel nach 
München? Fragen Sie die Bahn! Auf 
dem Reiseportal der Deutschen 
Bahn AG ermitteln Sie Fahrpläne 

inklusive Fahrpreis durch 
eine Suchmaske. 
Daneben gibt es Tipps zu 
kostengünstigen Angebo-
ten wie dem Wochenend-
Ticket und Surf&Rail. 
Fahrkarten kann man on-
line bestellen. 
 
Besonders in Universi-
tätsstädten und in den 
Großstädten findet man 
die "Mitfahrzentralen", bei 
denen Fahrer, die mit dem 
Auto eine meist größere 
Strecke fahren wollen, ein 
Angebot für ein oder meh-
rere Mitfahrer hinterlas-
sen. Man ruft dort einfach 

an und fragt nach vorhandenen An-
geboten für einen bestimmten Tag 
und eine bestimmte Strecke. Die 
Mitfahrzentrale nimmt eine Ver-
mittlungsgebühr, der Fahrer be-
kommt einen meist nach Entfer-
nung festgesetzten Betrag für jeden 
Mitfahrer (Benzingeld). Diese Art zu 
reisen ist sicherlich nicht nach je-
dermanns Geschmack, aber be-
sonders für Einzelne eine preis-
werte Möglichkeit, die auch zu inte-
ressanten Kontakten führen kann. 
Selbstverständlich kann man sich 
auch selbst dort als Fahrer eintra-
gen lassen. 
 
Alle deutschen Städte verfügen 
über eine ausgebaute Infrastruktur 
mit flächendeckenden Nahver-
kehrsnetzen. Wie und nach wel-
chem System Fahrkarten für Busse, 
Straßenbahnen und U-Bahnen ver-

kauft werden, ist von Stadt zu Stadt 
unterschiedlich. Fast überall kann 
man Fahrscheine einzeln an Fahr-
scheinautomaten lösen. Achtung: 
In manchen Städten sind solche 
Automaten nur mit Kleingeld zu be-
dienen. In Bussen sind Fahrscheine 
in der Regel auch beim Fahrer er-
hältlich. Preiswerter sind so ge-
nannte Mehrfahrtenkarten ("Strei-
fenkarten"), auf denen bei jeder 
Fahrt eine bestimmte Anzahl Strei-
fen entwertet werden muss. Mehr-
fahrtenkarten kann man ebenfalls 
an den Automaten oder an Kiosken 
kaufen, außerdem in Zeitschriften-
läden, die das Zeichen der lokalen 
Verkehrsbetriebe tragen oder an 
bestimmten Verkaufsstellen der 
Verkehrsbetriebe, meist im Stadt-
zentrum. Fahrscheine entwertet 
(stempelt) man in der Regel selbst 
in einem Entwerterkästchen auf den 
Bahnsteigen oder in den Verkehrs-
mitteln. Fast überall sind bei Stra-
ßenbahnen, Bussen und U-Bahnen 
Zonentarife eingeführt, d. h. der 
Fahrpreis erhöht sich mit zuneh-
mender Streckenlänge. Noch güns-
tiger sind Wochen- oder Monatskar-
ten, sofern man täglich eine be-
stimmte Strecke fährt, z. B. vom 
Wohnort zum Arbeitsplatz. Auch sie 
erhält man bei den Verkaufsstellen 
der Verkehrsbetriebe. Manche Ver-
kehrsbetriebe bieten auch 24-
Stunden-, Mehrtages-, Gruppenti-
ckets oder sogar günstige "Aus-
flugskarten" für Familien für Fahrten 
am Wochenende oder an Feiertagen 
und zu bestimmten Ausflugszielen 
an. Fahren Sie nie ohne gültigen 
Fahrschein. Es gibt Kontrollen, und 
das "Schwarzfahren" kann teuer 
werden. 
 
Taxi fahren ist in Deutschland teuer 
und im Allgemeinen nur etwas für 
besondere Gelegenheiten, z. B. 
wenn man nachts mit keinem ande-
ren Verkehrsmittel nach Hause 
kommen kann oder bei Fahrten mit 
viel Gepäck. Taxen kann man tele-
fonisch bestellen, oder man geht zu 
einem der Taxistände. Es ist in 
Deutschland nicht üblich, fahrende 
Taxen auf der Straße anzuhalten. 
Zu einem Grundpreis (zurzeit etwa 
2 EUR) kommt ein fester Betrag für 
jeden gefahrenen Kilometer (je 
nach Stadt ca. 1-2 EUR). Ein Taxa-
meter, das alle Taxen besitzen, 
zeigt am Ende der Fahrt den Ge-
samtpreis an. Meistens gibt man 
ein Trinkgeld. 

http://www.kartenfuchs.de/
http://www.mitfahrzentrale.de/
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Rechtsvorschriften und Formulare 
vermitteln mitunter den Eindruck, dass 
unnötige Hürden aufgebaut werden 
sollen. An dieser Stelle sei jedoch der Rat 
gestattet, beim Wechsel in einen 
anderen Mitgliedstaat sich der 
Bürokratie zu stellen und sich die 
wichtigsten „E-Formulare“ bei der 
vertrauten Sozialversicherung zu 
besorgen. Immerhin sind die Vordrucke 
nach einem einheitlichen Muster 
gestaltet und auch in Ihrer Sprache 
erhältlich. Sie sichern die zügige 
Auszahlung von Sozialleistungen, die 
Ihnen auch bei einem Aufenthalt in den 
Staaten des EWR zustehen. << 

6 Soziale Sicherheit 

6.1 Sozialer Schutz – für Men-
schen, die innerhalb des 
EWR umziehen 

6.1.1 Koordinierungsmaßnah-
men (Beibehaltung und 
Übertragung von Rechten) 

Europäische Verordnungen koordi-
nieren die unterschiedlichen Sys-
teme der sozialen Sicherheit der 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und des Europäischen Wirt-
schaftsraumes. Sie beziehen sich 
auf Leistungen der Krankenversi-
cherung, der Rentenversicherung, 
der Arbeitslosenversicherung, der 
Unfallversicherung und Familien-
leistungen. Die Verordnungen stel-
len sicher, dass kein Arbeitnehmer 
Nachteile erleidet, weil er im Laufe 
seines Erwerbslebens in mehreren 
Mitgliedstaaten erwerbstätig war: 
Kein Sozialversicherungsbeitrag 
soll verloren gehen, erworbene 
Rechte sollen geschützt werden, 
und jedes Land soll die Rente zah-
len, die den dort zurückgelegten 
Versicherungszeiten entspricht. 
 

6.1.2 Was bedeutet das für eine 
junge Familie?  

Mutter und Kind – und natürlich 
auch der Vater – erhalten dieselbe 
Betreuung wie deutsche Versiche-
rungsteilnehmer. Dazu gehören 
nicht nur ärztliche Betreuung in 
Praxis und Klinik, sondern auch fi-
nanzielle Hilfen wie Mutterschafts-
geld, Erziehungs- und Kindergeld. 
Wenn sie bereits in Ihrem Heimat-
land beruflich tätig war en und in 
die dortigen Sozialkassen Beiträge 
eingezahlt haben, bleiben bereits 
erworbene Ansprüche auch bei ei-
nem Wechsel in einen anderen Mit-
gliedstaat erhalten. 
 
Um Missverständnissen vorzubeu-
gen: Diese Gleichbehandlung der 
Bürger und Bürgerinnen der Euro-
päischen Union und des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes bezieht 
sich auf die wesentlichen gesetzli-
chen Leistungen, die die Erwerbs-
fähigkeit erhalten, Familien unter-
stützen oder die die geleistete Ar-
beit im Alter honorieren. Bei der 
ungünstigen demographischen 
Entwicklung in der Bundesrepublik 
erwartet die deutsche Regierung, 
dass zusätzliche Vereinbarungen 
auf privater oder betrieblicher Basis 
abgeschlossen werden, die dann 

allerdings nicht durch die Verord-
nungen der Gemeinschaft abge-
deckt sind. Sollten die üblichen ge-
setzlichen Sicherungssysteme nicht 
mehr greifen: bei der Sozialhilfe 
endet die Freizügigkeit. Die Auf-
nahmestaaten – so auch Deutsch-
land – erwarten, dass die Existenz 
durch eigene Finanzmittel gesichert 
ist oder die Familie ausreichende 
Unterstützung gewährt. Sobald So-
zialhilfe in Anspruch genommen 
werden muss, kann die örtliche Be-
hörde eine Verlängerung der befris-
teten Aufenthaltserlaubnis ableh-
nen. Sie kann dies mit dem Hinweis 
auf fehlende finanzielle Mittel be-
gründen. 

6.1.3 E-Formulare – Allgemeiner 
Überblick 

Halten Sie sich nur vorübergehend 
außerhalb Ihres Heimatlandes auf, 
bilden diese Formulare die Basis für 
Sozialleistungen in gewohnter 
Höhe, da diese mit ihrem heimatli-
chen Träger abgerechnet werden. 
Sie bleiben also in ihrem Her-
kunftsland weiterhin ver-
sichert. Eine andere Situ-
ation ergibt sich, wenn 
Sie einen Arbeitsvertrag 
mit einem Arbeitgeber in 
Deutschland abschlie-
ßen; sie unterliegen dann 
auch bei den Sozialversi-
cherungen deutschem 
Recht. Doch davon später 
in einem anderen Kapitel. 
 
Nun zurück zu den For-
mularen. Welche Emp-
fehlungen gelten für eine 
junge Familie, die sich 
längstens 24 Monate in 
Deutschland aufhält? 
 
Die Reihe E 100 unterstützt die An-
sprüche auf Leistungen bei Krank-
heit und Mutterschaft. E 101 bestä-
tigt zunächst, dass Sie in Ihrem 
Heimatland Versicherungsbeiträge 
leisten. Nutzen Sie zusätzlich die 
Europäische Krankenversiche-
rungskarte EHIC (European Health 
Insurance Card), mit der die Basis-
ansprüche für die medizinische Be-
handlung und die Versorgung wäh-
rend der Mutterschaft mit den er-
forderlichen Sachleistungen für alle 
Familienmitglieder sichergestellt 
sind. Sollten weitere Formulare nö-
tig sein, informiert man Sie hoffent-
lich rechtzeitig. Die im Formular  E 
401 enthaltenen Angaben über die 



38                                                                                     EURES Länderinformation Deutschland 

>> Die Krankenkasse können Sie frei 
wählen. Nicht nur die Allgemeine 
Ortskrankenkasse – AOK -, auch diverse 
Betriebs-, Innungs- und Ersatzkassen 
bieten ihren Service an. Darüber hinaus 
offerieren private 
Krankenversicherungen 
Zusatzversicherungen. Sofern Ihr Gehalt 
die Versicherungspflichtgrenze – sie 
wird im Kapitel Krankenversicherung 
erläutert – überschreitet, lässt sich auch 
über diese der vollständige 

Familienangehörigen bilden die Ba-
sis für die Berechnung des Kinder-
geldes. 
 
Die beiden Reihen E 200 und E 300 
seien nur kurz erwähnt. Während 
die Formulare E 200 ff. die Grund-
lage für die Berechnung und Zah-
lung von Renten (auch Invaliditäts-
rente) bilden, regelt die Reihe E 300 
Ihre Ansprüche auf Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit. Höhe und Dauer 
der Gewährung von Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosenhilfe errech-
nen sich aus den Hinweisen in den 
Bescheinigungen E 301 und E 302. 
Mit den Angaben in E 303/0 bis E 
303/4 lassen sich auch im Ausland 
während der Arbeitslosigkeit An-
sprüche auf finanzielle Leistungen 
durch die jeweilige Arbeitsverwal-
tung geltend machen. 

6.2 Sozialer Schutz – Nationale 
Sozialschutzbestimmungen 

6.2.1 Allgemeines 
Als Arbeitnehmer sind Sie grund-
sätzlich versicherungspflichtig. 
Während Sie bei einer vorüberge-
henden Tätigkeit in Deutschland 
über das E-Formular E 101 Ansprü-

che bei Ihrer bisherigen 
Sozialversicherung gel-
tend machen können, un-
terliegen Sie bei einer län-
gerfristigen Tätigkeit deut-
schem Recht. Das Sozial-
versicherungssystem in 
Deutschland umfasst die 
Arbeitslosen-, Kranken-, 
Renten-, Unfall- und Pfle-
geversicherung. 
 
Sobald Sie sich für eine 
Krankenkasse entschie-

den haben, laufen die restlichen 
Formalitäten reibungslos ab. Ihr Ar-
beitgeber meldet Sie bei der ge-
wählten Krankenkasse an, den wei-
teren Service – Anmeldung bei Ar-
beitslosen- und Rentenversiche-
rung – übernimmt nun Ihre Kran-
kenkasse. In der Regel werden Sie 
auch die Pflegeversicherung bei Ih-
rer Krankenkasse abschließen. Die 
Anmeldung bei der Unfallversiche-
rung – der Berufsgenossenschaft – 
wiederum übernimmt Ihr Arbeitge-
ber. Die Versicherungsbeiträge 
zieht der Arbeitgeber monatlich von 
Ihrem Bruttogehalt ab und über-
weist sie an Ihre Krankenversiche-
rung. 

6.2.2 Krankenversicherung 
Derzeit gibt es in Deutschland viele 
Köpfe, die sich Gedanken zur sozi-

alen Grundsicherung machen. Soll 
es weiterhin private Krankenversi-
cherungen geben? Welche Leistun-
gen werden erstattet? Ist eine Pra-
xisgebühr von 10 Euro gerechtfer-
tigt? Nehmen wir die Gegebenhei-
ten hin, wie sie nun einmal sind. 
 
Alle Arbeitnehmer, deren Bruttoge-
halt im Jahr 2004 die Grenze von 
46.350 Euro (monatlich: 3.862,50 
Euro) nicht überschreitet, sind ver-
pflichtet, eine gesetzliche Kranken-
versicherung abzuschließen. Über-
schreitet Ihr Gehalt diese Versiche-
rungspflichtgrenze, können Sie zu 
Beginn Ihrer beruflichen Tätigkeit 
zwischen gesetzlicher und privater 
Krankenversicherung wählen – oder 
keine abschließen. In jedem Falle 
sollten Sie bei der Wahl der Kran-
kenkasse die Angebote sorgfältig 
prüfen. Die Versicherungsunter-
nehmen stehen untereinander um 
so genannte gute Risiken im Wett-
bewerb, d.h. sie werben um ge-
sunde junge Mitglieder, die ihre 
Leistungen selten in Anspruch 
nehmen. Da gilt es den gesund-
heitlichen Status der Familie gegen 
die Leistungskataloge der Kranken-
versicherungen abzuwägen und 
das passende Angebot zu wählen. 
Dies gilt insbesondere für Familien 
mit Kindern und nicht erwerbstäti-
ger Ehefrau, die im Regelfall in den 
gesetzlichen Krankenversicherun-
gen kostenfrei Versicherungsschutz 
genießen. Die Kosten ärztlicher und 
zahnärztlicher Behandlung sowie 
von Krankenhausaufenthalten er-
statten die Kassen mit Beginn der 
Mitgliedschaft. 
 
Unabhängig von der Höhe des Ge-
haltes sind alle abhängig Beschäf-
tigten verpflichtet, in die Renten-, 
Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung einzuzahlen. Die Beiträge in 
Höhe der unten angegebenen Pro-
zentsätze werden direkt vom Gehalt 
abgezogen und von Ihrer Kranken-
kasse an die jeweiligen Versiche-
rungen weitergeleitet. 
 
Nicht nur in diesem Feld betätigt 
sich Ihre Krankenkasse als 
Dienstleister. Auch den Sozialversi-
cherungsausweis, den Ihr Renten-
versicherungsträger mit einer Versi-
cherungsnummer versieht, bean-
tragen Sie bei Ihrer Krankenkasse. 
Einige Beschäftigte müssen diesen 
Ausweis mit sich führen; das gilt 
beispielsweise für das Bauge-
werbe. 
 
Für die Krankenversicherung müs-
sen zirka 14,7 Prozent des Einkom-
mens aufgewandt werden. Der Pro-
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Grundsätzlich empfiehlt sich beim 
Erziehungsgeld eine Beratung durch die 
örtliche Stadtverwaltung. In einigen 
Bundesländern wird zusätzlich ein 
Landeserziehungsgeld ab dem 25. 
Lebensmonat gewährt. Auch dieses ist 
einkommensabhängig. Damit sollen 
Eltern unterstützt werden, die ihr Kind 
auch im dritten Lebensjahr selbst 
erziehen möchten. 
 
Grundsätzliche Hinweise zum Kin-
dergeld, das Ihr Haushaltsbudget 
ergänzt, finden Sie im  Kapitel 6.2.8 <<

zentsatz wird von den Krankenkas-
sen festgelegt und kann daher von 
Kasse zu Kasse leicht variieren. Für 
die Pflegeversicherung gilt ein fes-
ter Beitragssatz von 1,7 Prozent. 
Die Beitragsbemessungsgrenze für 
diese Versicherungen liegt bei ei-
nem monatlichen Einkommen von 
3.487,50 Euro. Arbeitsentgelte, die 
über der Beitragsbemessungs-
grenze liegen, werden nicht zur Be-
rechnung des Beitrags herangezo-
gen. 
 
Beitragsbemessungsgrenze und 
Beitragssätze der Sozialversiche-
rungen (mit Ausnahme der Kran-
kenversicherung) legt der Deutsche 
Bundestag für jedes Jahr neu fest. 
 
Für die Rentenversicherung müssen 
19,5 Prozent des Einkommens auf-
gewandt werden. Für die Arbeitslo-
senversicherung gilt ein Beitrags-
satz von 6,5 Prozent. Die Beitrags-
bemessungsgrenzen für diese Ver-
sicherungen liegen bei 5.150 
Euro/Monat in Westdeutschland 
und bei 4.350 Euro/Monat in Ost-
deutschland. 
 
In aller Regel tragen die Arbeitneh-
mer die eine Hälfte des Beitrages, 
während der Arbeitgeber die andere 
Hälfte als Betriebskosten verbucht. 

6.2.3 Leistungen bei Mutter-
schaft 

Die Gesundheit von Mutter und 
Kind während der Schwangerschaft 
wird durch besondere Schutzmaß-
nahmen gewährleistet. Beschäfti-
gungsverbote in Gefährdungsberei-
chen erweitern die sechswöchige 
Schutzfrist vor der Geburt, die jede 
werdende Mutter in Anspruch neh-
men kann. Mutterschutzlohn oder 
Mutterschaftsgeld sichern diese 
Zeit finanziell ab. Um Ihre Rechte 
wahrnehmen zu können, sollten Sie 
sowohl Ihren Arbeitgeber als auch 
Ihre Krankenkasse früh über eine 
Schwangerschaft informieren. 
 
Mehrlings- und Frühgeburten erwei-
tern die Schutzfristen von acht Wo-
chen auf mindestens zwölf Wochen 
nach der Geburt. Insbesondere die 
intensive Betreuung der Frühgebur-
ten wird bei dieser Erweiterung be-
rücksichtigt. 
 
Während dieser Zeit finanziert die 
Krankenversicherung das Ihnen zu-
stehende Mutterschaftsgeld in 
Höhe des Krankengeldes – auch 
wenn Mutter und Kind wohlauf 
nach Hause zurückgekehrt sind. Die 
Differenz zum Nettobetrag des bis-

herigen Gehaltes zahlt Ihr Arbeitge-
ber - dazu verpflichtet ihn der Ge-
setzgeber. 
 
Zusätzliche finanzielle Leistungen 
durch den Bundeshaushalt – und 
damit zulasten des Steuerzahlers – 
sind durch das Haushaltsbegleitge-
setz 2004 deutlich reduziert wor-
den. Die Rede ist vom 
Bundeserziehungsgeld, 
das Sie in zwei Varianten 
beantragen können: Das 
Erziehungsgeld für 24 
Monate mit einem mo-
natlichen Regelbetrag von 
300 Euro oder das Erzie-
hungsgeld für 12 Monate 
mit einem monatlichen 
Budget von 450 Euro. 
Nutznießer dieser Zu-
wendungen sind jedoch 
lediglich Paare oder 
Alleinerziehende mit ei-
nem relativ niedrigen Ein-
kommen. 

6.2.4 Erwerbsunfähigkeitsversi-
cherung 

Sie gehen wahrscheinlich davon 
aus, dass Sie bis zum Eintritt Ihrer 
Altersrente ohne Einschränkung 
voll erwerbsfähig sein können. Das 
trifft in den meisten Fällen auch zu. 
Dennoch können Ihnen (altersbe-
dingte) Krankheiten einen Strich 
durch die Rechnung machen. Für 
solch einen Schicksalsschlag sind 
Sie in der Bundesrepublik 
Deutschland schlecht abgesichert.  
 
Die gesetzliche Berufsunfähigkeits-
rente wurde zum 01.01.2001 abge-
schafft und durch die Erwerbsmin-
derungsrente ersetzt. Möchten Sie 
also zu dieser recht niedrigen Rente 
einen zusätzlichen Schutz erwer-
ben, gilt der Rat eine private Versi-
cherung abzuschließen. 
 
Sie erhalten die Erwerbsminde-
rungsrenten grundsätzlich nur noch 
für einen Zeitraum von drei Jahren. 
Danach erfolgt eine erneute Über-
prüfung des Gesundheitszustandes 
und gegebenenfalls eine Verlänge-
rung des Rentenbezuges. 

6.2.5 Altersversicherung 
Die geringe Geburtenrate zwingt die 
staatlichen Rentenversicherungen, 
generell Kürzungen bei der Alters-
versicherung vorzunehmen. Nun 
werden Sie sich bei der Aufnahme 
einer Beschäftigung in Deutschland 
eher für die kulturellen Angebote 
und den Freizeitbereich interessie-
ren als für die Sicherung des Ruhe-
standes. Dennoch seien an dieser 
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>> An dieser Stelle macht es wenig Sinn 
auf weitere Einzelheiten einzugehen. Die 
politische Diskussion um die Anpassung 
der Systeme der Altersversorgung ist in 
vollem Gange. Die Rahmenbedingungen 
im Bereich der Alterversicherung ändern 
sich bis zu Ihrem regulären Ruhestand 
sicherlich noch mehrfach. 

Stelle zwei Empfehlungen ausge-
sprochen: 
•  Richten Sie sich darauf ein, 

dass die Rentenversicherungen 
(Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte – BfA und die 
Landesversicherungsanstalten 
– LVA) Ihnen erst nach Ihrem 
65. Lebensjahr eine ungekürzte 
Rente auszahlen. 

 
•  Kümmern Sie sich beizeiten um 

eine zusätzliche private Rente. 
Die so genannte Riester-Rente 
oder eine andere wertbestän-
dige Sparanlage sollten Sie 
ernsthaft in Erwägung ziehen. 

 
Ihre Beiträge zur 
Rentenversicherung 
dienen übrigens nicht 
nur der Alterssicherung 
dienen, sondern mil-
dern auch Schicksals-
schläge ab. Zu diesen 
zusätzlichen Versiche-
rungsleistungen gehö-
ren Renten wegen Inva-

lidität (Berufsunfähigkeit), Renten 
für Hinterbliebene (Witwen- und 
Waisenrenten) sowie die medizini-
sche und berufliche Rehabilitation. 
Auf diese Weise erhalten Sie und 
Ihre Familie einen zusätzlichen 
Schutz bei gefährdeter Arbeitsfä-
higkeit oder frühzeitigem Tod. 
 
Die Beiträge zur Rentenversiche-
rung, die alle Angestellten und Ar-
beiter entrichten müssen, zieht Ihre 
Krankenversicherung je zur Hälfte 
von Ihnen und Ihrem Arbeitgeber 
ein. Die Höhe des Beitrages steht in 
Beziehung zur Höhe Ihres Einkom-
mens – allerdings nur bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze. Erwerbs-
tätige mit Gehältern über 5.150 
Euro im Monat (West) oder 4.350 
Euro/Monat (Ost) zahlen daher le-
diglich den Höchstsatz entspre-
chend dieser Bemessungsgrenze. 
Sie erwerben damit eine Altersver-
sorgung, die auf diesem Limit ba-
siert. Kurz gesagt: Die Höhe Ihrer 
Rente ergibt sich aus der Höhe der 
Beiträge und der anrechenbaren 
Beitragszeit, also der gesamten 
eingezahlten Summe. Detaillierte 
Informationen erhalten Sie bei Ih-
rem Rententräger. 
 
Als aktiver, leistungsfähiger Arbeit-
nehmer mag man ungern über die 
Wechselfälle des Lebens nachden-
ken. Aber aus einer unvorsichtigen 
oder fahrlässigen Handlung in der 
Freizeit –einem Kopfsprung in ein 
unbekanntes Gewässer – kann 
schnell ein Pflegefall entstehen, der 

die Familienkasse erheblich be-
lastet. Daher hat der Deutsche 
Bundestag bei der Pflegeversiche-
rung den Gedanken „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ in die Gesetzgebung 
eingebracht. Selbst Erwerbstätige, 
deren Gehalt die Versicherungs-
pflichtgrenze bei der Krankenversi-
cherung übersteigt, müssen bis zu 
1,7 Prozent ihres Einkommens zur 
eigenen Vorsorge in die Pflegever-
sicherung einzahlen. Häusliche wie 
stationäre Pflege, technische 
Hilfsmittel wie Baumaßnahmen in 
der Wohnung können finanziell ge-
fördert werden. Für die Betreuung 
Schwerstpflegebedürftiger erhalten 
die Angehörigen bei häuslicher 
Pflege in Härtefällen 1.918 
Euro/Monat. 

6.2.6 Lebensversicherung (Hin-
terbliebenenversorgung) 

Eigene vier Wände, an langen Win-
terabenden gemeinsam geplante 
Urlaubsreisen, die ersten Gehver-
suche des ersehnten Nachwuchses, 
aber auch der erste Ehestreit. Viele 
kleine und große Sorgen – aber 
auch Freuden - prägen das Famili-
enleben. Da denkt kaum jemand 
daran, dass der Familienvater und 
Versorger plötzlich sterben könnte. 
Demographische Entwicklung und 
Staatsverschuldung in Deutschland 
lassen für solche Fälle teilweise nur 
noch eine finanzielle Grundversor-
gung zu. 
 
Besonders junge Leute, die nach 
dem 1. Januar 1962 geboren wur-
den, sollten mit ihrem Ehepartner 
nach sorgfältigem Abwägen Verein-
barungen für den Versorgungsfall 
treffen. Ohne auf Details einzuge-
hen, lassen sich generell einige 
Empfehlungen aussprechen: 
 
Der Gesetzgeber, also der Deutsche 
Bundestag, geht davon aus, dass 
die Mehrheit der jungen Frauen 
nicht nur einen Beruf erlernte, son-
dern diesen trotz Erziehungszeiten 
auch ausübt. In diesen Fällen er-
wirbt die Ehefrau nicht nur ein ei-
genes Einkommen; auch für ihre Al-
tersversorgung hat sie  – sofern sie 
keine geringfügigen Beschäftigun-
gen ausübt  -  gesorgt. Da Frauen 
weiterhin durchschnittlich weniger 
als Männer verdienen, kann ein 
Rentensplitting bei berufstätigen 
Witwen zu einer deutlichen Besser-
stellung im Vergleich zum alten 
Recht führen. Dieses Rentensplit-
ting sei an dieser Stelle erläutert: 
Sind beide Ehepartner damit ein-
verstanden, können nach 25 ren-
tenrechtlichen Jahren die während 
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Unter www.berufsgenossenschaft.de ist 
das umfangreiche Online-Angebot der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
im Internet zu erreichen. Das Portal 
informiert über die Serviceangebote der 
Berufsgenossenschaften. << 

der Ehe erworbenen Rentenanwart-
schaften partnerschaftlich geteilt 
werden. Dies führt in der Regel bei 
der Ehefrau zu einer höheren ei-
genständigen Altersversorgung. 
Haben sich beide Partner für diesen 
Weg entschieden, entfällt damit 
dann jedoch der Anspruch auf eine 
Witwen-/Witwerrente. 
 
Die „große“ Witwenrente beträgt 55 
Prozent der Rente des Verstorbe-
nen, sofern die allgemeine Warte-
zeit von 5 Jahren erfüllt ist und die 
Hinterbliebene eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt: 
•  Sie erzieht ein eigenes oder ein 

Kind des verstorbenen Ehe-
partners unter 18 Jahren oder 

•  Die Witwe hat das 45. Lebens-
jahr bereits erfüllt oder 

•  Die Witwe ist erwerbsgemin-
dert. 

Frauen, die Kinder erzogen haben, 
erhalten ergänzend zu den 55 Pro-
zent weitere Entgeltpunkte, abhän-
gig von der Anzahl der Kinder. 
 
Ist zwar die allgemeine Wartezeit 
erfüllt, liegen aber keine weiteren 
Bedingungen vor, erhält die Hinter-
bliebene die „kleine“ Witwenrente 
von 25 Prozent der Rente des Ver-
storbenen – für zwei Jahre. Diese 
Verschlechterung zum bisherigen 
Recht mag man beklagen, aller-
dings ist einer jungen Witwe ohne 
Kinder eine Berufstätigkeit durch-
aus zuzumuten. 
 
Zu der Hinterbliebenenversorgung 
zählen auch die Waisenrenten, die 
bis zum 18. Lebensjahr ohne Kür-
zungen und bis zum 27. Lebensjahr 
unter Einkommensanrechnung 
ausgezahlt werden, sofern sich die 
Halb- oder Vollwaise noch im Stu-
dium oder in der Ausbildung befin-
det. 

6.2.7 Versicherung gegen Ar-
beitsunfälle und Berufs-
krankheiten 

Die Beiträge zur Unfallversicherung 
trägt der Arbeitgeber voll und ganz, 
also ein Versicherungsschutz, den 
der Arbeitnehmer kostenlos erhält. 
Natürlich gibt es hierfür tiefere 
Gründe. Die alleinige Kostenträger-
schaft soll den Arbeitgeber anre-
gen, sich verstärkt für die Präven-
tion von Arbeitsunfällen zu enga-
gieren. 
 
Berufsgenossenschaften als Träger 
der Unfallversicherung übernehmen 
seit 1884 Entschädigungskosten 
bei Arbeits- und Wegeunfällen so-
wie bei Berufskrankheiten. Sie lö-

sen damit die Haftpflicht des ein-
zelnen Unternehmers ab. Um die 
Entschädigungssummen möglichst 
gering zu halten, sorgen die Berufs-
genossenschaften durch eigene Ak-
tivitäten für Prävention – für Sicher-
heit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz. 
 
Das bedeutet nun nicht, dass Sie 
als Arbeitnehmer jede Vorsicht bei-
seite schieben können. Eigene 
Fahrlässigkeit geht zu Lasten ihres 
Budgets. Sollten Sie die Relevanz 
ihrer gesundheitlichen Einschrän-
kungen für gewerbliche Tätigkeiten 
nicht einschätzen können, legen 
Sie diese offen und lassen Sie sich 
beraten. Häufig unterschätzen Ar-
beitnehmer beispielsweise die 
Auswirkung von Allergenen. So 
kann eine überempfindliche und 
vorgeschädigte Haut durch chemi-
sche Reize am Arbeits-
platz zusätzlich beein-
trächtigt werden. Führt 
dies schließlich zu 
beruflichen Einschrän-
kungen, tritt die Berufsge-
nossenschaft in aller Re-
gel nicht für Ersatzleistungen und 
eine Rehabilitation ein. 
 
In unverschuldeten Fällen können 
Sie unabhängig von der Unfallursa-
che die gesetzlich vorgegebenen 
Leistungen beanspruchen. Dazu 
zählen nicht nur ärztliche Behand-
lung sowie medizinische und be-
rufliche Rehabilitation, sondern 
auch Verletzten- und Hinterbliebe-
nenrente sowie Sterbegeld. 

6.2.8 Familienzulagen -Kinder-
geld 

Kinder bereiten Freude – manchmal 
auch Kummer -, sie benötigen nicht 
nur Schulbücher, sondern in 
Wachstumsphasen auch hochwer-
tige Nahrungsmittel. Sie fahren auf 
Klassenreise und möchte in die 
Disco; dazu verabreden sie sich 
möglichst per Handy. Mit anderen 
Worten: Kinder kosten Geld. Zwar 
gewährt Ihnen das Finanzamt bei 
besonderen Belastungen einen 
Steuernachlass, aber im Wesentli-
chen sind Sie auf das Kindergeld 
angewiesen. Dies beantragen Sie 
bei der Familienkasse der örtlichen 
Arbeitsagentur. 
 
Bis zum magischen vollendeten 18. 
Lebensjahr – der Erreichung der 
Volljährigkeit – können Sie für ih-
ren Nachwuchs Kindergeld bezie-
hen. Leben Sie mit Ihrem Partner in 
einem gemeinsamen Haushalt, 
können Sie wählen, welcher Eltern-

http://www.berufsgenossenschaft.de/
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>> Erhalten Sie Familienleistungen Ihres 
Heimatstaates - einem Mitgliedstaat der 
EU, des EWR oder der Schweiz - steht 
Ihnen möglicherweise der 
Differenzbetrag zwischen der 
niedrigeren Leistung und dem höheren 
Kindergeld in Deutschland als 
Teilkindergeld zu. Erkundigen Sie sich 
bei Ihrer örtlichen Familienkasse. 

teil das Kindergeld erhält. Leben 
Sie jedoch getrennt, wird es an 
denjenigen gezahlt, der das Kind in 
seinem Haushalt betreut. 
 
Kinder, die über das 18. Lebensjahr 
hinaus eine Schule besuchen, sich 
um einen Ausbildungsplatz bewer-
ben oder ein freiwilliges soziales 
oder ökologisches Jahr absolvieren, 
können selbst einen Antrag auf 
Kindergeld stellen. Mit der Volljäh-
rigkeit sind sie auch voll geschäfts-
fähig. Sie sollten indes darauf drin-
gen, die Ausbildung bis zur Vollen-
dung des 27. Lebensjahres zu be-
enden. Selbst bei weiterem Hoch-
schulbesuch stellt die Familien-
kasse ab diesem Zeitpunkt die Zu-
wendungen ein. Lediglich für be-
hinderte Kinder wird über diesen 
Zeitpunkt hinaus ohne altersge-
mäße Begrenzung Kindergeld ge-
zahlt. 
 
Nun zu den wesentlichen – den fi-
nanziellen - Aspekten. Für das erste 
bis dritte Kind beträgt das Kinder-

geld 154 Euro (Stand 
2004). Für weitere Kinder 
stehen Ihnen jeweils 179 
Euro zu. Nach der Vollen-
dung des 18. Lebensjah-
res sollten Sie zu Hause 
am Küchentisch sorgfältig 
rechnen: Bezieht Ihr Kind 
im Kalenderjahr 7.680 
Euro an eigenen Einkünf-
ten, gewährt die Familien-
kasse kein Kindergeld 

mehr. Da kann dann eine gut do-
tierte studienbegleitende Tätigkeit, 
wenn sie diesen Betrag überschrei-
tet, kontraproduktiv sein. 

6.2.9 Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit 

Gut qualifizierte und flexible Fach-
kräfte sind trotz hoher Arbeitslosig-
keit in Deutschland gesuchte Ar-
beitnehmer. Wenn Sie als EU-Bür-
ger in Deutschland einen Arbeits-
platz gefunden haben, sollten Sie 
sich vor der Aufnahme der Arbeits-
tätigkeit Ihre bisherigen Beschäfti-
gungszeiten im Formular E 301 be-
scheinigen lassen. Diese Zeiten 
können die Arbeitsagenturen bei 
einer hoffentlich nicht eintretenden 
Arbeitslosigkeit für die Gewährung 
von Arbeitslosengeld berücksichti-
gen. 
 
Anders als gesetzliche Krankenver-
sicherungen, bei der Sie bereits mit 
dem Beitrittstag ärztliche Behand-
lung beanspruchen können, erwar-
tet die Arbeitslosenversicherung 
von Ihnen eine gewisse „Vorleis-

tung“. Um überhaupt Ansprüche 
geltend machen zu können, müs-
sen Sie für eine Anwartschaftszeit 
innerhalb der letzten drei Jahre 
mindestens zwölf Monate versiche-
rungspflichtig gearbeitet haben 
(Stand 2004). Darüber hinaus er-
wartet die Arbeitsverwaltung wäh-
rend des Bezuges von Arbeitslo-
sengeld oder Arbeitslosenhilfe ei-
gene Aktivitäten bei der Suche nach 
einem neuen Arbeitsplatz. 
 
Höhe und Dauer dieser Lohner-
satzleistung bemessen sich nach 
der Dauer der versicherungspflich-
tigen Tätigkeit in den letzten sieben 
Jahren, Ihrem Lebensalter und der 
Höhe Ihres durchschnittlichen Ar-
beitsentgeltes, das Sie in der letz-
ten Beschäftigung vor der Arbeits-
losigkeit erzielten (Stand 2004). 
Liegen alle notwendigen Voraus-
setzungen vor, bewilligen Ihnen die 
Arbeitsagenturen 60 Prozent des 
daraus berechneten pauschalierten 
Nettoentgelts als Arbeitslosengeld. 
Betreuen Sie oder Ihr Partner ein 
Kind unter 18 Jahren, erhöht sich 
dieser Satz auf 67 Prozent. 
 
Außer der Lohn- oder Einkommens-
teuer weist Ihre Gehaltsabrechnung 
auch die Höhe der Lohnnebenkos-
ten auf. Zu diesen zählen Ihre Bei-
träge zu den gesetzlichen Versiche-
rungen. Um zumindest den Beitrag 
zur Bundesagentur für Arbeit mög-
lichst gering zu halten, gelten für 
den Bezug von Arbeitslosengeld ab 
01.02.2006 verschärfte Bedingun-
gen. Diese Einschränkungen sind 
für Sie meist nicht relevant. Ein 
Hinweis ist jedoch wichtig: Ab 2006 
erhalten Sie maximal für zwölf Mo-
nate Arbeitslosengeld. Lediglich 
Arbeitnehmer ab dem 55. Lebens-
jahr können diese Lohnersatzleis-
tung bis zu 18 Monate beziehen. 
 
Das Wort „Lohnersatzleistung“ hat 
durchaus seine Berechtigung. Wäh-
rend dieser Zeit stehen Sie quasi in 
einem „Beschäftigungsverhältnis“ 
bei der Bundesagentur für Arbeit. 
Dies hat Vorteile, bringt aber auch 
besondere Verpflichtungen mit 
sich.  
 
Positiv ist zu werten, dass die Ar-
beitsverwaltung während des Leis-
tungsbezuges die Pflichtbeiträge 
zur Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung übernimmt. Anderer-
seits stehen Sie in der fortwähren-
den Verpflichtung, sich aktiv um 
eine Beschäftigung zu kümmern. 
Für die Vermittlungsaktivitäten der 
Mitarbeiter in der Arbeitsagentur 
müssen Sie daher ständig erreich-
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bar sein. Eine Ortsabwesenheit 
(„Urlaub“) wird Ihnen lediglich für 
drei Wochen im Kalenderjahr ge-
nehmigt. 
 
Übrigens: Ihre erworbenen Ansprü-
che in der deutschen Arbeitslosen-
versicherung können Sie in Ihren 
Heimatstaat mitnehmen – über E 
303/0 bis 303/4. 

6.2.10 Garantierter Mindestlohn 
Dieses Kapitel beschäftigt sich we-
niger mit der sozialen Grundsiche-
rung, sondern geht kurz auf den 
Mindestlohn ein, wie ihn der Ge-
setzgeber – meist in Abstimmung 
mit den Tarifpartnern – vorschrei-
ben kann. Sie möchten sicherlich 
eine reguläre Beschäftigung antre-
ten, ohne in die Gefahr zu geraten, 
unter das so genannte Existenzmi-
nimum zu rutschen. 
 
Deutschland kennt bisher nur in der 
Bauindustrie tarifliche Mindest-
löhne, die der damalige Bundminis-
ter für Arbeit und Sozialordnung per 
Rechtsverordnung für allgemein-
verbindlich erklärte. Ausländische 
Betriebe/Arbeitnehmer dürfen den 
vergleichsweise hohen Lohn (Stun-
denlohn für einen Hilfsarbeiter im 
Westen Deutschlands 10,36 Euro) 
nicht unterbieten. Deutsche Ar-
beitsplätze sollen so vor  „Lohn-
dumping“ geschützt werden und 
möglichst erhalten bleiben. Und 
was ist nun „Lohndumping“? Ein 
Lohn, der weniger als Zweidrittel 
des ortsüblichen oder des Tarif-
lohns beträgt, ist sittenwidrig und 
berechtigt zur Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses durch den Ar-
beitnehmer. 
 
Um das Problem des „working 
poor“ möglichst zu minimieren, an-
dererseits für gering qualifizierte 
Arbeitnehmer Arbeitsplätze mit ei-
nem vertretbaren Lohn zu sichern, 
fordern seit Kurzem deutsche Ge-
werkschafter die Einführung von 
Mindestlöhnen. Neun europäische 
Länder – die Beneluxstaaten, 
Frankreich, Griechenland, Großbri-
tannien, Irland, Portugal und Spa-
nien – verpflichten die Arbeitgeber 
gesetzlich zur Zahlung eines Min-
destlohns. Meist sind die Erfahrun-
gen positiv. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


	Baden-Württemberg
	Bayern
	Berlin - Brandenburg
	Bremen
	Hamburg
	Hessen
	Mecklenburg-Vorpommern
	Niedersachsen
	Nordrhein-Westfalen
	Rheinland-Pfalz
	Saarland
	Sachsen
	Sachsen Anhalt
	Schleswig-Holstein
	Thüringen
	Güter
	Tiere und Pflanzen
	Finanzielle Vermögenswerte
	Autos
	Führerschein
	Schulsuche
	Wohnen
	Anmeldung
	Aufenthaltserlaubnis
	Besonderheiten für Bürger der neuen Mitgliedstaaten
	Einstellung
	Bewerbung
	Anerkennen von Abschlüs˜sen und Befähigungsnach˜weisen
	Arbeitsverträge
	Ändern von Arbeitsverträgen
	Beschäftigungsformen für junge Leute
	Löhne und Gehälter
	Arbeitszeit
	Berufliche Weiterbildung
	Jahresurlaub
	Urlaub (wegen Krankheit, Mutterschaft usw.)
	Beschäftigungsende
	Bestimmungen für die Beschäftigung von Frauen
	Besondere Beschäftigtengruppen
	Berufsbedingte Gefahren
	Schutz vor sexueller Belästigung
	Arbeitnehmervertretung
	Arbeitskonflikte – Streik
	Politik, Verwaltung, Recht
	Steuern und Abgaben
	Einkommen und Lebenshaltungskosten
	Einkaufen
	Wohnen
	Kulturelles und gesellschaftliches Leben
	Bildungssystem
	Privatleben (Geburt, Hoch˜zeit, Todesfälle)
	Gesundheitssystem
	Verkehrswesen
	Sozialer Schutz – für Men˜schen, die innerhalb des EWR umziehen
	Sozialer Schutz – Nationale Sozialschutzbestimmungen

